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Vorsitzender Dr. Iarres: Zur Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Obevdörster.

Abgeordneter Ober d ö rster : Ich widerspreche
dem Antrage des Abgeordneten Kaiser, und zwar des¬
halb, weil wir Wert darauf legen, daß hier durch den
zuständigen Ausschutz festgestellt wirb, daß entweder
bas, was von uns gesagt wovden ist, den Tatsachen
entspricht, oder aber, daß wir hier den Landtag an¬
gelogen haben.

VorsitzenderDr. Iarres: Es ist der Antrag ge¬
stellt worden, über diesen Entschließungsantrag zur
Tagesordnung überzugehen. Wer für diesen Antrag
ist, den bitte ich, sich zu erheben. (Zuruf eines kommu¬
nistischen Abgeordneten: Die Beschlußfähigkeit wird

angezweifelt!) Die Beschlußfähigkeitwird von zwei
Herren angezweifelt. Das genügt nicht. (Es erheben
sich noch einige kommunistische Abgeordnete.) So
genügt es. Dann lasse ich auszählen. Ich bitte die
Herren Abgeordneten Dr. Kaiser und Görlinger, die
Auszählung vorzunehmen.

Das Bureau ist außer Zweifel dariiber, daß wir
nicht beschlußfähig sind. Die Sitzung wird also ab¬
gebrochen.

Ich kann deshalb auch zu einer persönlichen Be¬
merkung weiter nicht das Wort geben. Die nächste
Sitzung ist morgen vormittag um 9^ Uhr.

(Schluß 2 Uhr 15 Minuten.)

Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf. Scnusiag, den 9. April 1927.

(Beginn t<> Uhr 15 Minuten.)

Tagesordnung :
1. Eingänge.
2. Antrag des l. Fachausschusses zu

,1) dem Antrage der Stadtverordneten-Versamm¬
lung zu Nitburg, der Stadtverordneten-Ver¬
sammlung zu Neuerburg, Kreis Bitburg, der
Gemeinde Bollendorf, Kreis Bitbnrg, und des
Verkehrsausschusses zu Bollcndorf auf Befür¬
wortung der von den Antragstellern gewünsch¬
ten Eisenbahnlinien,

l>) der Entschließung der kommunistischenFraktion
an die Reichs- und Staatsregierung, betr. Auf¬
nahme der Bahnlinie Irrel—Echternacherbrück—
Bollendorf—Schwarzenbruch—Sinspelt—Neuer¬
burg in das Arbeitsbeschaffungsprogramm,

<-) der Entschließung der Fraktion der Wirtschaft¬
lichen Vereinigung an die Neichsregierung, betr.
Aufnahme des Bahnbaues Nitburg—Neuer¬
burg—Irrel in das gegenwärtige Arbeits¬
beschaffungsprogramm,

6) dem Antrage der kommunistischen Fraktion,
betr. Aufnahme der projektierten Eisenbahn¬
linien Neuwied—Engers—Selters und Ncu-
wied—Wiedmühlein das gegenwärtige Arbcits-
beschaffungsprogramm.

3. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
kommunistischenFraktion, betr. Errichtuug eines
Provinzial - Wohlfahrtsamtes als Kontrollorgan
und Neschwcrdeinstanzim Sinne der aus der Für-
sorgepflichtverordnung resultierenden Aufgaben.

1. Antrag des 1. Fachausschusses zu der Entschließung
der Zentrumsfrattion au die Reichs- und Staats-
regicrung, betr. besondere Berücksichtigung der
Rheinprovinz infolge der gegenüber dem übrigen
Deutschland relativ größeren Zahl der Arbeitslosen
bei Gewährung der aus der produktiven Erwerbs-
losenfürsorgc zu Notstandsarbcitcn zur Verfügung
stehenden Mittel.

5. Antrag des i. Fachausschusseszu der Eingabe des
Deutschen Verbandes für die berufliche Kranken-
und Wohlfahrtspflege und des Verbandes der Ge¬
meinde- und Staatsarbeiter, betr. andcrweite Ve-
suldungsregelung der Beamten der Rheinischen
Provinzialanstalten der Besoldungsgruppen II
bis VII.

L. Antrag des 1. Fachausschusseszu der Eingabe der
beamteten Aerzte an den Rheinischen Provinzial-
Heil- uud Pflegeaustaltcn, betr. Aenderung ihrer
Amtsbezeichnung.

7. Antrag des I. Fachausschusseszu der Eingabe der
Direktion der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Vcdburg-Hllu, betr. höhere Ortstlasscneinstufung
der Anstalt Vedburg-Hau.

8. Antrag des I. Fachausschusseszu der Eingabe der
Hausvorsteher der Provinzial-Erziehungsheime,
betr. die Wiedereinführung der Hausvorstcher-
zulage.

9. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrage der
kommunistischen Fraktion, betr. Aenderung °cr
Reichsbesuldungsordnung und Umgestaltung ber
Ruhegehllltsordnung.



73. Rheinischer Provinziallaudtag, 6, Sitzung am 9, April 1927. 187

10. Antrag des 1. Fachausschusses zu dem Antrage der
tommuuistischen Fraktion, betr. anderwcite Bcsol-
dungsregclnng der Beamten uud Angestellten der
RheinischenProvinzialvcrwaltung in den Gruppen
I bis III.

11. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
kommunistischen Fraktion, betr. Uebernahme des
Pflichtantcils der bei der Provinzialvcrwaltung
beschäftigten Arbeiter und Angestellten an den Bei¬
trägen der Sozialversicherung seitens der Verwal¬
tung und der Beitragszuschüsse für die freiwillige
Kranken- und Angcstclltcnvcrsicheruug.

12. Antrag des I. Fachausschusses zu dem
n) Haushaltsplan „Verschiedenes" für das Rech¬

nungsjahr 1927; in Verbindung hiermit
d) Antrag der Zentrumsfraktion auf Erhöhung

des Zuschusses an die Fachschule für Wirtschaft
und Verwaltung in diesem Haushaltsplan um
1W0 Mark,

<) Antrag der sozialdemokratischen Fraktion auf
Einsetzung eines Betrages von 15!) 000 Mark für
Kinderspeisung in den gleichen Haushaltsplan.

13. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
kommunistischen Fraktion auf Ginstellung eines
Betrages von 50N N0N Mark für Kindcrspeisung in
den „Außerordentlichen Haushalt".

11. Antrag des V. Fachausschusses
") zu der Entschließung der Zentrumsfraktion, betr.

Gewährung einer Meistbegünstigung für die
französische Weincinfuhr bei Abschluß des end¬
gültigen Handelsvertrages mit Frankreich,

d) zu dem Antrage der KPD.-Frattiou,
^) zu dem Autragc der Wirtschaftlichen Vereini¬

gung.
^'- Antrag des V. Fachausschusses zu den, Antrage der

Wirtschaftlichen Vereinigung auf Abändcruug des
Ncingesetzes über „Hefewein".

16. Antrag des V. Fachausschusses zu der Entschließung
der KPD.-Frattion, betr. Stellung eines Antrages
nn die Reichs- und Staatsregierung auf Nieder¬
schlagung der an Kleinwinzer gewährten Kredite.

17- Antrag des V. und I. Fachausschusses
n) zu dem Antrage der Zentrumsfraktion auf

finanzielle Förderung des Obst- uud Gemüse¬
baues in der Rhcinprovinz nebst

d) dem Antrage der Arbeitsgemeinschaft auf Be¬
reitstellung eines Betrages von L0 00U Mark zu
dem erwähnten Zweck.

^- Antrag des IV. und I. Fachausschusses
") M dem Haushaltsplan der Provinzialstraßen-

bcrwaltung,
b) 3« dem Haushaltsplan über die Untcrstützuug

des Gemeinde- und Kreiswegebaues für das
Rechnungsjahr 1927.

19. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushalts¬
plan über die Unterstützung zum Bau uud Betrieb
von Kleinbahnen für das Rechnungsjahr 1927.

2«. Antrag des IV. und I. Fachausschusses
n,) zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-

ausschusses, betr. die Aufnahme einer Anleihe im
Betrage von 13 Millionen Mark zwecks Durch¬
führung eines von Reich und Staat durch
Zinszuschüssc geförderten Arbcitsbeschaffungs-
programms für den Straßenbau,

d) zu dem Iusatzantrage der KPD.-Frattion auf
Erhöhung der Anleihe ans 20 Millionen Mark.

21. Antrag des IV. und I . Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betr. Bewilligung einer Beihilfe zu den Kosten der
Verbesserung der Straßenbrücke über die Mosel
zwischen Vullah uud AIs.

22. Antrag des I. Fachausschusses
a) zu dem Autrage der Zentrumsfraktion an die

Reichs- und Staatsregierung auf stärkere
Förderung der Wiederbelebung der Wirtschaft
in der Rheinprovinz und auf Ueberweisung aus¬
reichender Mittel an die Gemeinden und Ge-
meindcverbände zur Unterstützung der Opfer
der Wirtschaft;

d) zu dem Zusatzantrage der sozialdemotratischen
Fraktion zum Antrage der Zentrumsfraktion,
betr. Rationalisierung und Zusammenlegung
von Betrieben im westlichen Industriegebiet,
und Abänderungsantrag der Zentrumsfrnltiou
zu dem Zusatzantrag der SPD.-Frattion,

23. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
sozialdemotratischen Fraktion auf Ginsetzung eines
Betrages von 100 000 Mark in den nächstjährigen
Haushalt der Provinzialverwaltung zur Verbilli-
gung der von der üandesbcmk zur Förderung des
gemeinnützigen Wohnungsbaues ausgclichencu
Hhpotheten.

21. Antrag des l. Fachausschusses zu dem Antrage des
Abgeordneten Dr. Ereutz auf Gewährung eines
weiteren verbilligten Darlehens von 300 000 Mark
an den Kreis Adcnau zum Bau des NUrburg-
Ringes.

25. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
sozialdemokratischen Fraktion, betr. Grhöhuug der
Ortslöhne.

26. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der
Zentrumsfraktion an die Reichs- und Staats¬
regierung, betr. Verwendung von Natursteinen der
Steinindustrie des besetzten Gebietes zum Bau von
öffentlichen Gebäuden, Brücken usw.

27. Antrag des III. und I. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrage des Provinzialausschusses, betr.
1. Uebernahme von Bürgschaften auf Grund der

dem Provinzialcmsschuß durch den 71. Provin-
ziallandtag erteilten Ermächtigung;
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2. Ermächtignng des Pruvinzialansschnsses, im
Rechnungsjahr 1927 nochmals Bürgschaften in
Höhe von 800 000 Mark zu übernehmen.

2«. Antrag des I. Fachausschusses
,„) zu dem Antrage der Fachgruppe der Selrc-

tariatsbcamten der Rheinischen Provinzial-
vcrwaltung auf Nesserstellungin ihren Bezügen,

K) zu dem Antrage der Fachgruppe der Sekre-
tariatsbcamten bei der Provinzial-Fenerversiche-
rnngsanstalt auf Schaffung weiterer Bcfördc-
rnngsstellen in Gruppe X und XI;

>') zu dem Alltrage der kommunistischenFraktion,
c3) zn dem Antrage der Zcntrnmsfraktion zu dcu

Anträgen -,) und l>) sowie
e) zu dem Ergänzungsantrag der Zcntrums-

fmttion, betr. Ucberwcisung des Antrages der
Landesamtmännrr auf Besetzung von in
Gruppe XI besoldungsplanmäßig vorgesehene»
Stellen.

29. Antrag des I. uud III. Fachausschusses zn dem
Haushaltsplan „Anßcrordentlichcr Haushalt" für
das Rechnungsjahr 1927.

30. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Bericht n»d
Antrage des Provinzialnnsschusscs,betr. Aufnahme
einer Anleihe von 5,79,500 Mark.

31. Antrag des I. Fachansschusseszu dem Haushalts¬
plan der Vermögens- nnd Schuldenverwaltnng für
das Rechnungsjahr 1927.

32. Antrag des I. Fachansschussrszu dem Haushalts¬
plan über Steuern uud Ucberwcisungcn ans
Reichs- und Staatsmitteln für das Rechnungsjahr
1927.

33. Entschließung des I. Fachausschussesüber die Ver¬
teilung der Kraftfllhrzengstcucr.

31. Autrag des I. Fachausschusseszu dem Haushalts¬
plan der Provinzialvcrwnltnng für das Rechnungs¬
jahr 1927 nnd Vorbericht hierzn, nebst
Bericht nnd Antrag des Provinzialciusschusscs,
betr. Aenderung des Entwurfs des Haushaltsplans
für 1927.

35. Antrag des II. Fachausschusseszu dem Antrage
der Zcntrnmsfraktion, betr. energisches Vorgehen
seitens des Landcsjugcndamtcs gegen Schmntz-
lind Schundschriften.

VorsitzenderDr. Iarres : Die Sitzung ist eröffnet.
Schriftführer sind die Herren Abgeordneten Dr.Kirchncr
und Hauck. Ich bitte sie, hier Platz zu nehmen. (Ge¬
schieht.)

Die Niederschrift über die gestrige Sitzung liegt auf
dem Tische des Hauses offen. Für heute hat sich Herr
Abgeordneter Henrh entschuldigt.

Ich habe sodann mitzuteilen, daß die KPD. ihren
Antrag auf Kündigung des Mietvertrages mit dem
katholischenFürsurgcerziehungsheim Maria Veen und
Ncnntzung der Anstalt Galkhaufcn (Drncksache103)
zurückgezogen hat, nachdem die Verwaltung im

III. Fachausschußerklärt hat, daß sie bereits in Aus¬
sicht genommen habe, die Anstalt Galkhansen sobald
als möglich wieder ganz für die Unterbringung von
Geisteskrankenzn benutzen.

Der Gntschlicßnngsantrcig der KPD. über den
Todesfall in Nicderscßmar ist gestern bereits verlesen
worden. Gestern hat Herr Abgeordneter Dr. Kaiser zu
dieser Entschließung den Uebergaug zur Tagesordnung
beantragt. Das Hans war aber nicht beschlußfähig.(5s
muß nun heilte über diesen Antrag entschieden werde».
Zu dieser Sache wird nachher ein Antrag von Herrn
Abgeordneten Iansen gestellt werden. Ich lasse dar¬
über abstimmen,sobald wir die Tagesordnung für heute
festgesetzt haben.

Ueber die geschäftlicheBehandlung der heutigen
Tagesordnung ist sich der Acltestenrat eben schlüssig
geworden. Die Fraktionen haben sich über eine Be¬
schränkungder Redezeit zu den einzelnen Punkten ver¬
ständigt. Die Herren Fraktionsführer werden davon
Mitteilung machen. Auch heute gilt dasselbewie gestern.
Ich bin von dem Acltestenrat beauftragt worden, die
Beschränkung der Redezeit entsprechend dieser Ab¬
machung durch das Haus beschließen zn lassen, falls
diese Abmachung nicht gehalten werden sollte.

Der Acltestenrat schlägt ihnen dann vor, den
Punkt 1 mit dem Punkt 22 zu verbinden und ihn
hinter 22 zu behandeln, dann die Punkte 9 bis 11 zu
verbinden und mit diesen Punkten den Pnntt 2« zu
behandeln, ferner die Punkte 12 und 13, II bis IN, 1^
bis 20, 29 bis 31 zu verbinden.

Zu Punkt 35 kann ich Wohl die Erklärung abgebe»,
daß die Zeutrumsfraktion den Antrag zurückzieht.
Herr Abgeordneter Mönnig, wird der Antrag zu
Punkt 35 zurückgezogen? (Abgeordneter Mönnig!
Jawohl!) Dann ist Pnnkt 35 znrückgezogrn,nachdem
die Zcntrnmsfraktion ihren Antrag nach der Beratung
im Fachausschußzurückgezogenhat.

Ich bitte dann zunächst über den Entschlicßuugs-
antrag der KPD. über den Todesfall in Niederscßnmr
abzustimmen. Da hat Herr Abgeordneter Iansen
ums Wort gebeten.

Abgeordneter Iansen, Lammersdorf: Meine
Damen und Herren! Ich wollte in dieser Sache cineu
Vcrmittlungsllntrag stellen. Gs war ja von hier aus
der Antrag auf Ucbergaug z»r Tagesordnung gestellt
worden. Da wir wiederholt hier erklärt haben, daß
wir nichts zu scheuen haben und jeder Aufdeckungder
Wahrheit uusere Dienste leihen, so »lochte ich den An¬
trag stellen, daß insofern dem Antrage der Linken M
gestimmt werden soll, als eine kleine Kommission M"
der Verwaltung die Sachlage nntersucht, uud zwar
eine Kommission, bestehend ans den beiden Vorsitze»'
den der Kommlssio», die der SPD. und dem Zentrum
angehören, unter gewünschter Zuziehung des Herr»
Kollegen Nohl und eines Herrn, der von der Arbeits¬
gemeinschaftbestimmt wird (Zuruf rechts: Gickmann!),
so daß die vier Fraktionen berücksichtigt sind.
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Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Angeordneter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. Wesenfe I d: Meine Damen
und Herren! Wir schließen uns dem Autrage des
Herrn Pfarrer Iansen an und bitten, unsererseits
Herrn Dr. Gickmann in diese Kommission zu wählen.
Auch wir legen den größten Wert darauf, daß die
Sache, wcuu sie auch für die Mehrheit des Hanfes voll¬
kommenzweifelsfrei ist, doch auch uach außen hin noch
einmal in Gegenwart der Kritiker der kommunistische»
Fraktion klargestelltwird, damit mich nicht der geringste
Vorwurf auf der Austnlt hängen bleibt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Znr Geschäftsordnung
Herr Abgeordneter Hack.

Abgeordneter Hack: Ich stelle fest, daß das Zen¬
trum den Autrag gegen Schmutz und Schund zurück¬
gezogen hat. Ich bin aber uicht damit einverstanden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
back, darüber verhandeln wir jetzt nicht.

Abgeordneter Hack: Zur Gcschäftsordnuug taun ich
Ihnen aber etwas sagen. (Zuruf: Aber nnr zu diesem
Vunkt!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir sprechen jetzt zu
üem Todesfall iu Nicderseßmar. Ich gebe Ihnen das
^ort, wenn Sie es verlangen könueu. Dieser Pnutt
Muß jedenfalls zunächsterledigt werden.
, Abgeordneter Hack: Zur Geschäftsordnung kann
lch jederzeit das Wort verlangen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wenn ich es Ihnen
llebe. Das Wort hat Herr Dr. Wescnfeld.

Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Wir schlagenfür
"'ederseßmar Herrn Julius vor, der bereits der Kom¬
mission angehört.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Wir ziehen nnsercn
Antrag zurück, falls beschlossen wird, daß unser Freund
l°l>l zugezogen wird, wenn einige Mitglieder des

"auscs noch einmal eine Prüfung der Angelegenheit
"« «rt und Stelle vornehmen.

VorsitzenderDr. Iarres : Ich habe die Anregung
^ Herrn Abgeordneten Iansen so verstanden, daß an

>,".u>ld Stelle, sobald es notwendig sein sollte, vcr-
mnurlt wird. (Zuruf des Abgeordneten Oberdörster:
"^Ml das beschlossen wird, ist unser Antrag zurück-
u^ugeu!) Der Antrag ist also zurückgezogen. Die kleine

"Mmissionnach dem Vorschlage des Herrn Abgcord-
min" ^""^" ^ beschlossen, nnd zwar soll diese Kom-

Mion au Ort und Stelle tagen. - Damit sind Sie
""uerstauden.

Atunmehr hat das Wort zur Geschäftsordnung Herr
^geordneter Hack.
u.,,?'ae°r°neter Hack: Ich erkläre, daß wir mit der

"""ahme des Antrages nicht einverstanden sind.

(Zuruf des Abgeordneten Gcrlach: Das ist doch Sache
der Antragsteller!) Wir haben zn Schmutzund Schnnd
sehr viel zn sagen; darauf können Sie sich verlassen /
(Heiterkeit), auch, Herr Gerlach, daß Ihr FrattionS-
redner gestern bei der Festrede gesagt hat: Sanfen wir,
bis unser GesichtSvursprungrot werde! Wir werden
aber die Arbeiter so rot mache»,daß Ihre Aase» lang
und uicht rot werden. (Zuruf des Abgeordneten Ger¬
lach: Ist das alles znr Geschäftsordnung?) Znr Ge¬
schäftsordnung können Sie mich jetzt eiumal sprechen
lasse»; das habe ich bis jetzt nicht gekonnt, weil Sie
dauernd gesprochenhaben.

Wir wenden nns dagegen, daß der Antrag zurück¬
gezogenwird, weil im Fachausschußgesagt und schrift¬
lich formuliert worden ist, daß der Antrag als erledig!
betrachtet wird. Es ist allerdings darüber diskutiert
wordeu, wie man es machen könne, daß er nicht auf die
Tagesordnung käme, uud zwar uach meinen Aus¬
führungen gegen den Antrag des Zentrums. Da ist
ausdrücklich gesagt wordeu: Der Antrag muß nach
dieser Formnlieruug auf die Tagesordnung. Wir haben
einen Entschließuugsautrag unten bei Herrn Wicrtz
auf dem Bureau abgcgebeu uud gesagt: Nehmen Sie
diesen Eutschließuugsantrag. Da hat Herr Wicrtz er¬
klärt: Nein, der Antrag des Zentrums kommt ans die
Tagesordnung. Daun sind wir zn verschiedenen Mit¬
gliedern des FachausschussesII gegangen, nnd es ist
festgestelltworden, daß die Auffassung besteht: Er ist
nicht zurückgezogen, sonder» als erledigt zu betrachten.
Wir haben ausdrücklich uutcu im Bureau erklärt:
Wenn der Antrag zurückgezogen ist, dann kommt unser
Eiitschließungsantrag. Ist er aber als erledigt zn be¬
trachten, so wird unser Antrag zurückgezogen. Infolge¬
dessen kann es nicht gcheu, daß jetzt der Autrag als
zurückgezogen betrachtet wird. Ist er nicht erledigt, so
muß er auf die Tagesordnung. Weil» er aber als zu¬
rückgezogenbetrachtet wird, haben wir das Recht, zu
verlangen, daß die Entschließung, die Kür ordnungs¬
mäßig abgegeben haben, auf die Tagesordnung gesetzt
wird.

Vorsitzender Dr. Iarres : Meine Dame» und
Herren! Der Puutt steht auf der Tagesordnung und
ist auch nach meiner Auffassung durch die Zurücknahme
durch das Zentrum nicht ohne weiteres erledigt. Ich
bin der Auffassung, daß wir darüber beraten müssen,
falls nicht hier beschlossen wird, ihn von der Tages¬
ordnung abzusetzen.Ich sehe in der Beziehung Ihren
Anträgen entgegen.

Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld.
Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Ich beantrage,

den Punkt von der Tagesordnung abzusetzen.
VorsitzenderDr. Iarres: Es ist der Antrag ge¬

stellt, den Punkt von der Tagesordnung abzusetzen.
Ich bitte diejenigen, die für diesen Antrag sind, sich
zn erheben. — Der Punkt ist von der Tagesordnung
abgesetzt. (Zuruf des Abgeordnete,, Schröcr, Essen:
Ist Euch gestern der Mut ausgegangen?)
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Wir kommen zu
Punkt 2: Antragdes I. Fachausschusseszu
li) dem Antrage der Stadtverordneten¬

versammlung zu Vitburg, der
Stadtverordnetenversammlung zn
Neuerburg, Kreis Vitvurg, der Ge¬
meinde Bollendorf,Kreis Bitburg,
und des Verletz rsausschusses zu
Vollendorf auf Befürwortung der
v u n d e n A n t r a g st e l l e r n g e w ü n s ch t e n
Eisenbahnlinien ^

d) der Entschließung der kommunisti¬
schen Fraktion an die Reichs- nnd
Staatsregierung, betr. Aufnahme
der Vahuliuie Irret — Echterna ch er¬
drück — Vollendorf — Sch Warze u-
bruch — Sinspelt — Neuerburg i»
das Arbeitsbeschaffungsprogramm;

e) der Entschließung der Fraktion
der Wirtschaftlichen Vereinigung
an die Reichsregierung, betr. Auf¬
nahme des Bahnbaues Bit bürg —
Neuerburg —Irr el in das gegen¬
wärtige Arbeitsbeschaffuugs-
Programm ;

6) dem Antrage her kommuni st i s ch e n
Fraktion, betr. Aufnahme der pro¬
jektierten Eifenbahnlin i en Neu-
wied — Engers — Selters und Neu-
wied — WiedmUHIe in das gegen¬
wärtige Arbeitsbefchaffuugs-
Programm ;

Verichterstatter zu allen diesen Punkten ist Herr
Abgeordneter Dr. Hold.

Abgeordneter Dr. Hold: Meine Damen und
Herren! Der I. Fachausschuß hat sich wiederholt mit
diesen Anträgen befaßt. Er schlägt Ihnen in Aufhebung
seiner Veschlüsse vom l!. d. M. (Drucksache I05>) folgende
neue Fassung vor: „Der Provinziallandtag wolle an
die Reichs- und Staatsregierung das Ersuchen richten,
in das Arbeitsbeschaffungsprogramm den Van von
Vahnlinien im besetztenGebiete aufzunehmen,"

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Frisch.

Abgeordneter Frisch: Meine Damen und Herren!
Vei den Vorlagen, die sich auf die Vahuprojrtte im be¬
setzten Gebiet beziehen, mag auf der einen Seite für
den Nichtkenner verständlichsein, daß man in einfacher
Form das Ganze zusammenfaßt, wie es der 1. Fach¬
ausschuß hier getan hat. Wenn man aber auf der
anderen Seite hier bei der Gesamttagung des 7ü. Pru-
vinziallandtags der Bevölkerung des besetztenGebiets,
insbesondere den Grenzbewohnern, sein Mitleid über
ihre Unterdrückung ausgesprochen hat, so kann man
doch nicht ohne weiteres darüber hinweggehen, indem
man nur einfach die Reichs- oder Staatsregiernng auf¬

fordert, Bahnbauprojekte des gesamten besetzten Ge¬
bietes zu befürworten.

Hier handelt es sich um ciu Bahnbauprojekt, welches
das westliche Gebiet der Eifel erschließen soll. Ich
möchte hier insbesondere nochmals an die Ausführuu-
gen des Herrn Dr. Saaßen erinnern, dem der Vezirt
unterstellt ist und der wahrscheinlich auch iu die Einzel¬
heiten der Verelendung seines Bezirks hineinsehen
kann.

Wenn man dann aber nicht zu eiuem Veschluß
kommt, nun llnr festzulegen,die nnd die Linie, so kann
ich das nicht verstehen. Der Provinziallandtag müßte
anch in dieser Beziehung eine Entscheidung fällen,
selbst über die Meinung derer hinans, die sich angeblich
schon ganz klar für eine Linie im Bezirk Bitburg aus¬
sprechen. Wenn der Landrat von Bitburg sich für ein
Projekt über Holsthum ausgesprochen hat, so verstehe
ich dies Wohl, da dieser eine Mann sich nicht gescheut
hat, sich persönlichan alle Instanzen bis an die Reichs-
bnhndirettion Trier, sogar an die Hauptverwaltung der
Reichsbahn zn wenden und sich dort für das Projekt,
das er hier befürwortet hat, einzusetzen.

Meine Herren! Bei diesem Projekt ist darüber zu
entscheiden, ob man auf der eiueu Seite über 5>X>
Tausend Menschendes westlichen Eifelgebiets sozusagen
zur Auswanderung oder zum Hunger zwingen will
oder ob man auf der anderen Seite tausend Menschen
in etwa gerecht werden will. Das Drängen ans Er¬
schließen der Westeifel geht auf das Jahr 1912 zurück.
Schon in der Periode, wo Luxemburg »och in deut¬
scher Zollunion war, haben es sich die Gemeinde
Bollendorf uud die anschließenden Gemeinden ange¬
legen sein lassen, daß man auch dieses Gebiet erfaßt-
Das hat schon im Jahre 1912 unter der Fiihrnng der
Gemeinde Bollendorf und der anschließenden Grenz-
gemeinden zu einer Petition geführt, die bei der da¬
maligen Reichsrcgierung eingereicht worden ist. Diese
Petition wurde dauu zur Weiterbearbeitung der
Reichsbahndireltion Saarbrücken überwiesen. Die
Rrichsbahndirektion Saarbrücken hat iu der damalige"
Angelegenheit entschieden,das Projett, das in unsere,«
Antrage verlangt wird, zum Bau zu bringen. Ma»
hat nach dem Kriege eine Kommission gewählt. Diese
Kommission wurde vom Kreistag Bitburg zusammen¬
gesetzt, und zwar mit einer Mehrheit, die für dav
Projekt des Herrn Landrats von Bitburg war. N>n'
der Vorsitzendeder Kommission,der Bürgermeister von
Bollendorf, war derjenige, der die andere Linie vertrat-
Schon damals wurde gegen die ungleichmäßige Z«'
sammeusetzuugdieser Kommission Protest erhoben und
von vornherein schon erklärt, daß nichts anderes dabei
herauskäme als eiue Befürwortung des Projetts, da^
der Herr Landrat von Bitburg iu Vorschlag ab¬
bracht hat.

Meine Damen und Herren! Wenn man über dl
kommunalen Verhältnisse in der Hocheifel in etw
orientiert ist, ist man sich sicherlich auch tlar über tne
Machtbefugnisse, die ein Landrat sich anmaßt, und es
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lst selbstverständlich,daß ein Bürgermeister es nicht
wagt, mit seinen Ansichten und Wünschen dem ent¬
gegenzutreten.

Hier steht die Gemeinde Bollendorf, die mit diesen,
Gebiet erfaßt werden soll. (Redner weist auf einen
-plan.) Damit Sie ein verständliches Bild bekommen,
^ine generelle Linie ist geplant von Nencrbnrg nach
^rrel. Irre! liegt hier. Nun geht diese Gemeinde oder
dieser Kreis dazu über und findet sich bereit, mit der
gesamte» Linie von Neuerburg bis Schwarzenbrnch
nch einverstanden zu ertläreu, wünscht aber, daß dieser
Kreis erfaßt werden soll, wohingegen der Vorschlag
°es Herrn Landrats in Bilburg und der Reichsbahn-
Erektion Trier dahin geht, dieses Gebiet hier zu er¬
sassen.
. Die Burteile und Nachteile, die hier vorliegen, sind
wlgende:

Hier in diesem Gebiet, wo der dicke Strich ist, er-
chließt die Eisenbahn, wenn sie gebaut wird, etwa

"W Menschen, die sich tonzentrieren in Schanlwciler
Und Hulsthum uud einem Ort Peffingen, wohingegen
e, der anderen Linie an der Grenze vorbei allein
chon der Ort Bollendorf über 1.".00 Einwohner hat,

'"daß dieser eine Ort mehr Einwohner zählt, als die
Andere Linie an Einwohnern berührt, .hinzu kommen
"'er Weilerbach, Echternacherbrückund alle diese Orte,
°« allerdings bei der Berechnung des Eiseubahn-
"°,elts eine wichtige Rolle spielen.

Wenn Herr Dr. Saaßen gestern erklärte, daß es
unbedingt nutwendig sei, der Grenzbevölleruug zu
^lfen, su stimme ich mit ihm darin übercin. Aber, Herr
"r. Saaßen, es wäre auch hier tatsächlicham Platze,
sch,^ "'"""l 3U untersuchen, inwieweit die Vor-
"Uage, die bis jetzt vurliegen, in etwa praktisch in
^c tummen. Ich bin der Auffassung, man muß der

e'cysbllhndirektionTrier und auch der Finanzverwal-
sul"U b" Reichsbahn erklären: Man dürfe bei einem
sich? ^'seubahnprojekt nicht bloß den lokalen Ge-
and "^ ^hingehend betrachten, >daß her eine oder
su>°^ sewe PersönlicheMeinung zum Ausdruckbringt,
Vunf?" """' "'UK hier vom volkswirtschaftlichenStand-
Nel. 5 ""6 die Entscheidung fällen. Wem, das maß-
fii, >'° lem soll, so kann niemals ein Mensch,der nicht
lich '^"ldeine Richtung parteipolitischer oder persün-
^urt r ^ "ureingcnunnnen ist oder seine persönlichen
V,-,. !. ^'^'^ ^ dem Entschluß kommen, ein solches

^" vorzuschlagen,
bo» ^ .^"'tabilitätsfrage, die gestellt worden ist und
ander"'^ ^°^"^ s"^ °as eine Projekt gegenüber dem
^."'ausgespielt wird, liegt ungefähr folgender¬
en"' ?" Ortschaften, die hier von dem in unserem
Volle, ^ "^urwortetcn Projett erfaßt werden würden:
Schwa, ' Echternacherbrück, Visdorf, Cruchteu,
Äevöl?"^^"^ '"^ Gnizen, haben znsanimen eine
iett ,, ""Nszahl von 5241, wogegen das andere Pro¬
vier Ö/^ ^"^ Vevülteruugszahl von IM), die sich in

' ""en konzentrieren, betrifft.

Meine Damen und Herren! Jetzt noch die wichtige
Frage, die auch die Hauptverwaltung stellt: Wie sind
die Möglichkeiten? Glaubt jemals der Landrat von
Bitburg mit seiner Befürwortung, daß er der Be¬
völkerung von Holsthum und Schllntweilcr irgend¬
welche wirtschaftlichenBorteile schaffe»wird und ihr
irgendwelche landwirtschaftlicheProduttionssteigerung
bringen wird? Nein, die Reichsbahndirektion sagt
jedenfalls: Wir tonnen die Eisenbahn nicht in der
Weise kalkulieren,daß Nur sagen, die Personenbeförde¬
rung bringt uns die Rentabilität, sondern Stück¬
gut und Frachtgut sind die Einnahmen, die bei der
Rentabilitätsberechnung berücksichtigtwerden müssen.
Wenn man hierzu Stellung nimmt, muß mau sich die
Frage stelle,,: Wieviel laudwirtschaftliche Produtte
sind jemals von sämtlichen Genossenschaftenin Hols¬
thum uud Schaukweiler geliefert worden? Da stelle ich
die Behauptung auf, daß iu deu letzte,, Jahre,, nuch
teine drei Wagguns in dieses Eifelgebiet hinein¬
gegangen sind, uilid daß an überschlissigenlandwirt¬
schaftlichenProdukten bei der allerbesten, günstigsten
Ernte vielleicht einmal ein Waggon Heu oder sonstige
Bedarfsartikel abgeführt werden können. Die Bevölke¬
rung dieser beiden Orte kann außerdem an das von
uns vorgeschlageneEisenbahnprojett herankomme«, in¬
dem die Gemeinde Vollcndorf sich bereit erklärt hat,
einen fahrbaren Weg von Schantweilcr zum Bahnhof
Schwarzenbruch auf ihre Koste,, zu machen. Dies sind
2 Kilometer, bis Schantweilcr 4 Kilometer. Wenn man
diese Orte durch den fahrbaren Weg von 4 Kilometer
bergab zur Bahn bringen uud zugleich den anderen
5000 Menschen gerecht werden kann, dann, glaube ich,
muß mau hier klar aussprecheu: Die uud die Linie
wird dort von der Provinzialverwaltung befürwortet.
Die 5000 Meuscheu werde» wirtschaftlich und industriell
eine viel größere Eutwickluugsmöglichteit haben.
Gestern schon hat Herr Dr. Saaßen hier ausgeführt,
daß durch die jetzige Zollunion mit Belgien und durch
seucheugesetzliche Bestimmungen die Grenzbevölkerung
unter einer «»geheuren Unterdrückung leidet. Wenn
man das behebe» will, wird man auf der eiuen Linie
folgende Dinge zu verzeichnen haben. Ich habe zu¬
sammengefaßt und ausgerechnet, daß allein von der
Bahnlinie, die in unserem Antrage befürwortet wird,
Gemeinde« berührt werde», die eine Waldfläche vo«
15W Hektar habe«. Diese Fläche konzentriert sich voll¬
ständig auf diese Bahustrecke.Die heutigen Waldungen,
die dort abgeschlagenund verschachertwerden, gehen
auf Gruud der „icht vorhandene» Bertehrsmöglich-
leiten für Spottgelder nach Luxemburg und Lothringen,
uud die Gemeinden können ihre Aufwendungen nicht
bestreiten; sie sind gezwungen, erhöhte Umlagen zu
machen, erhöhte Steuern zu erheben.

Ferner habe ich folgendeZusammenstellunggemacht: -
Aus der gesamten Industrie dieses Bezirks oder dieser
Gemeinden, aus den Obstplantagen, dem Obstgut
Sonnenhof, aus der WellerbacherHütte, aus deu dor¬
tigen Sägewerken, aus den Möbelschreinereien,aus der
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Völkerbacher Kücheneinrichtungsfabrik sind an Roh¬
produtten und Fertigwaren im Jahre etwa 745, bis 750
Waggons oder 15N00 Tonnen transportiert worden.
Ich stelle weiter fest, daß die Küchenmöbelsabrikbei
Bölterbach jede Woche bis nach Trier per Achse ihre
Fertigwaren abführen muß. Ich stelle weiter fest, daß
die Wrilerbacher Hütte ihre Fertigware, soweit sie sie
waggonweiseverladen mich, über die Brück ins Luxem¬
burgische hinein verladet uüo sie dann über Trier
wieder nach Deutschland hereinbringt.

Diese Umstände, wie sie hier liegen, müssen unbe¬
dingt berücksichtigtwerden. (3s ist festgestellt,daß in
Berlin, nachdem die Kommission dort war, alle Par¬
teien, wie ich ausdrücklich betonen will, sich für diese
Interessen eingesetzt haben. Mir liegen Drucksachen
vom Landtag vor, wo U Antrage eingebracht worden
sind. Es liegen im Reichstag Petitionen von allen
Seiten mit Ausnahme des Zentrums vor, das sich
allcrdiugs durch den .Herrn Landrat nnd vielleichtcmch
durch den Herrn Obcrprnsidentcn uicht auf eine andere
Linie einstellen kann. Nenn der Provinziallandtag
wirtlich die Notlage der Grenzgebiete beseitigen will, ist
es seine Aufgabe, sich für das Eisenbahnprojekt Irrel—
Vollendorf, so wie es in unserem Antrage vorgeschlagen
ist, einzusetzen. Ich möchte unbedingt wünschen, daß
sich alle Parteien dafür einsetzen,daß diesem Projekte
Rechnung getragen wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
nnd Herren! Die Ausführungen des Herrn Vor¬
redners machten den Eindruck, als ob wir uns in einer
Sitzung eines Landeseiscnbcchnrates befände», Es ist
eine Unmöglichkeit,bei den uueudlich vielen Wünschen,
die innerhalb der Rheinprovinz vorliegen, sich in
irgendeiner Form für das eine oder das andere Bahn¬
projekt an dieser Stelle einzusetzen. Ich gehe in der
Beziehung mit Herrn Hold durchaus einig, daß wir
Landwirte ganz grußeWünscheandiedentscheReichSbahn
zu richten haben und daß wir uns von der deutscheu
Reichsbahn bezüglich der Verhältnisse auf dem Platten
Lande durchaus zurückgesetzt fühlen, daß wir hier bloß
in allgemeinster Form der Reichsbahndirettion und
Rcichsbahnverwaltung gegenüber betonen können, daß,
nachdem wir Landwirte und die gesamte Bevölkerung
des besetztenGebietes während der Zeit, wo wir die
Rcgiebahn hier hatten, der deutschen Reichsbahn die
Treue gehalten habeu, daß wir uuu auch vou der
deutschen Reichsbahn Treue um Treue vergolten be¬
kommen müssen nnd daß die Belange des Westens mehr
berücksichtigt werden müssen als bisher. Ich bitte drin¬
gend, jede Erörterung über einzelne Bahuprojette zu¬
rückzustellenund iu der Fassung, wie es vorgeschlagen
ist, für die allgemeinen Belange der gesamten Wirt¬
schaft eiuzutreten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Saaßen.

Abgeordneter Dr. Saaßen : Meine Damen und
Herren! Die Notwendigkeit der Schaffung einer Ver-
kehrsvrrbindung znr Erschließung der westlichen Grenz¬
gebiete habe ich gestern in meinen ausführlichen Dar¬
legungen über die wirtschaftliche Lage der südlichen
Rheinprovinz dargetan. Ich muß mich aber auch den
Ausführuugen des letzte,, Herrn Redners anschließen,
daß es unmöglich ist, über die verschiedenen Konkurrenz-
Projekte, die hier vorliegen, i», Provinziallandtag zu
einer Stelluugunhme zu touuucu.

Es ließe sich zu den Ausführnugen des ersten Red¬
ners außerordentlich viel für und gegen erklären. Ich
will nur darauf hinweisen, daß ans dem anderen Grenz¬
ufer eine luxemburgische Parallelbcchn läuft und daß
es schon seit langer Zeit unser Bestreben ist, um eine
schnelle und gute Hilfe zu erreichen,mit Luxemburg ein
Abkommen dahin zu treffe», daß den Grenzorten die
Benutzung dieser Bahn auch für dc» Gütertransport-
Verkehr ohne Zollbehaudluug gestattet wird. Ob das
zu erreiche,, sein wird, vermag ich heute nicht zn sagen.

Ich möchte aber auch den, ersten Herrn Redner noch
eins erwidern: Die Frage, welches Projekt tatsächlich
zur Durchführung kommen soll, wird bei der Regierung
iu Trier mit aller Sachlichkeituud Unparteilichkeit ge¬
prüft werden. Wir sind Nieder an der einen noch au
der anderen Linie irgendwie interessiert, sondern es
kann sich für uns nur darum handeln, eine Linie zu
finden, die den volkswirtschaftlichen Belangen ent¬
spricht. Ich kann Ihnen auch für meiue Person er¬
klären, daß ich die Absicht habe, mit dem Herrn Neichs-
bahndirettionspräsideuten in einer der nächstenWochen
nach Bollcndorf zu kommen,um auch das Nollendorfer
Projett persönlich noch einmal nachzuprüfen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Görlinger.

Abgeordneter Görlinger : Meiue Damen u»d
Herren! Wir habe,, uus auch überzeugen müssen, daß
vor allen Dingen gerade bei der Linie an der Luxem¬
burgische,,Greuze doch scheinbarstarke Interessengegen¬
sätze vorliegen und daß die Gefahr besteht, daß nicht
objektivnach volkswirtschaftlichenBelangen diese Bahn¬
linie gebaut wird (Sehr richtig! liuts), sondern daß es
dort dem stärkere» Iutcresseuteu gelingen wird, eine
Linienführung zu erreichen, die nicht im Interesse der
übergroßen Mehrzahl der Bevölkerung und auch "'«t
im Iuteresse der volkswirtschaftlichen Belange liegt.

Wenn Herr Abgeordneter Dr. Saaßen, der 3"
gleicher Zeit der Verantwortliche Regierungspräsident
ist, erklärt hat, daß er sich bemühen werde, dir Sa«c
dort objektiv zu fördern, so beruhigt uns das in etwa.

Trotzdem sind auch meine Freunde zu der A"^
fassuug gekommen,daß man so allgemein, wie wir e
jetzt in der Fassung des Ausschusses hier vorliege'
habe,,, die Sache nicht erledigen kann. Wir „ins e>
wohl oder übel in der Provinz uns gerade in diese'
Grenzgebieten mit einzelnen Notlagen befasse». ^'
Form, die wir gewählt haben, trägt dem nicht Rett)-
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uung. Wir werden aus diesen Erwägungen heraus so¬
wohl für den Antrag L1 als auch für dc» Antrag 118
stimmen. Nur wenn diese Anträge in diesem Hause
keine Mehrheit finden, stimmen Nur dem Vorschlage
des Fachausschusses zu.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wurtincldnngen liegen
weiter nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. Ich
bitte diejenigen, die für den Antrag des I. Fachaus¬
schusses sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.
>6s ist so beschlossen.

Punkt 8: Antrag des 1. Fachausschusses
3u dem Antrage der l ommn u i sti schen
Fraktion, betr. Errichtung eines Pro¬
vinz i a l - W o h l f a h r t s a m t e s a l s K o n t r o l l -
organ und Veschwerdeinstllnz im Sinne
der aus der Fürsorgepflich tv crord nung
resultierenden Aufgaben.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Koenzgen.
Abgeordneter Koenzgen: Meine Damen nnd

Herren! Der I. Fachausschuß schlägt Ihnen vor, den
^lutrag abzulehnen, und zwar «icht nur aus sachliche»
gründen heraus, sondern vor allen Dingen mich des¬
halb, weil dieser Autrag uud seine Durchführuug nicht
den gesetzlichen Vorschriften bzw. dein Fürsorgegesetz
entspricht. Er würde, da die Kontrollinstanzen, die
-Ueschwerdcinstanzen gegeben sind, in das Fürsorgegcsctz
euigreifeu, mit anderen Worten, überhaupt die gesetz¬
lichen Bestimmungen durchbrechen. Da das aber nicht
wuglich ist, bittet der I. Fachausschnh,den Antrag ab¬
zulehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Meine Damen und
'"erren! Selbstverständlich bedeutet der Antrag in der
^tzlgen Fassung eine gewisse Aenderung gesetzlicher
^c timnningen. Aber wie ist der Zustand auf dein Ge-
""e der Wohlfahrtspflege heute? Ich erinnere daran,

«U die Sozialdemokraten im vergangenen Jahre einen
"liullcheuAntrag gestellt haben, der aber das, was uns
^Wünschenswerte ist, völlig weggelassenhat. Wenn
l«ute ein Fürsurgeberechtigter, der auf Grund der Für-
5 gepflichtverurduuug Anspruch auf gehobene Für-
tt n/ ^' einen Antrag an die örtliche Fürsorgestelle
'«Ut und dabei aus Ablehnung stößt, dann hat er die
"Mbruchmüglichteit bei einer übergeordneten Instanz,
^"er diese Instanz entscheidet nun nicht etwa auf
m"'"d eigener Prüfung und Auschauuug,sondern diese

^ywerdeinstanz stützt sich auf die Voraussetzungen,
Di,. >« ^ Vorinstanz zur Ablehnung geführt haben,
s^.^eschwerdeinstanz kann gar nicht anders ent-
Ai^ l '""l ihr eigene Mittel fehlen uud sie über die

ttel der Vorinstanz nicht verfügen kann und darf.
der 3^" "ll° keine Möglichkeit, etwa in dem Sinne
sch» ^Minien der alten Fürsorgeverurdnuug Be-

"«erde einzulegen, etwa bei der örtlichenFürsorgrstelle
die >> "^ dw"us bei der Provinzialfürsorgestelle,

°ann, >^ haZ ^^^. ^^. ^M >uar, aus eigenen

Mitteln eventuell dem Antragsteller entgegenkommen
kann. Die Fürsurgepflichtveroronnng hat bekanntlich
auch dem Recht der Fürsorgcberechtigten auf Mitent-
schcidung in den Beiräten ein Ende gemacht. Wir
wünschenaber diese zentrale Wohlfahrtspflege aus den
Gründen heraus, die im vorigen Jahre die SPD. zu
ihrem Antrage bewogenhaben.

Man hat damals von feiten der bürgerlichen Par¬
teien den Initiativantrag mit der Begründung ab¬
lehnen zu müssen geglaubt, daß durch diesen Antrag
eine neue Lnndesratsstellc geschaffen würde. Mau hat
gesagt, die Herren Sozialdemokraten haben Appetit
auf eine» neuen Äandesratsposten. Das war das
„sachliche" Moment, das Sie von der Rechten dem
SPD.-Antrage entgegengehalten haben.

Hente besteht auf dem Gebiete der Wohlfahrts¬
pflege ein wildes Durcheinander, das man wirtlich
auch von Ihrem Gesichtspunkt ans nicht gutheißen
kann. Heute treiben Fürsorge die öffentlichen Für¬
sorgestellen, die privaten Wohlfahrtsorgauisatioue», die
teilweise finanziell von den Kommuuen gespeist wer¬
den, also eine Verzettelung schon in der ersten Instanz.
Dann treiben die Koniinnnen eine Wohlfahrtsfürsorge,
die ihrem Wesen nnd Umfange nach ganz verschieden
ist. Der Umfang wird keineswegsetwa von der finan¬
ziellen üllge der jeweiligen Gemeinde bestimmt,sondern
wir erleben es, daß Gemeinden, die wirtschaftlichviel
günstiger dastehen, als es in ihren Sozialunterstützungs-
sätzrn sich ausdrückt, weniger zahlen als wirtschaftlich
schwächergestellte Gemeinden. Wir erleben darüber
hinaus auch noch folgendes: Es ist passiert — nicht
etwa bloß angenommen — in Essen z. B., daß der zu¬
ständige Wohlfahrtsansschuß bei einer Gelegenheit ein¬
mal beschlossenhat, die Kinderbeihilfen von 12 auf
15, Mark pro Monat zu erhöhen. Das war eine In¬
stanz, die laut Gesetz zu diesem Beschlußberechtigtwar.
Dann hat natürlich die Verwaltung in Essen gegen
diesen Beschluß Beschwerdeeingelegt, nicht etwa beim
Regierungspräsidenten, sundern man hat dann eine
kommunale Vereinigung von Wohlfahrtsdezernenten
im rheinisch-westfälischenIndustriegebiet entscheiden
lassen, und in dieser kommunalen Vereinignng von
Wuhlfahrts- bzw. Finanzdezcrnenten hat man den Be¬
schluß, den der Essener Wohlfahrtsausschuß mit den
Stimmen des Zentrums angeuommen hatte, abgelehnt.
Als wir dagegen Sturm liefen, hat man uns erklärt:
Es gehört nicht zu Ihren Rechten als Kommunalver-
trcter, die Höhe der Leistungen zu bestimmen,sundern
wir müssen uns nach den allgemeinen Grundsätzen
dieses Ausschusses im R. W. I. richten, und dieser
Ausschuß hat so beschlossen, um eine verschiedenhohe
Gestaltung der sozialen Zugeständnisse zu vermeiden.

Das ist ein Vorgang, der meines Erachtens maß¬
gebend sein mnß dafür, daß man von zentraler Stelle
ans die Wuhlfahrtszngeständnisse und die Fürsorge-
einrichtuugeu kontrolliert. Ich erinnere daran, daß
nach der heutigen Regelung auch die Rebenaufgaben —
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Kinderfürsorgc nsw. — absolllt von jeder Gemeinde
nach eigenen Grundsätzen gehandhabt werden. Wir
haben keinerlei zentrale Regelung für diesen Auf¬
gabenkreis.

Was Sie zu Ihrer Ablehnung bestimmt, das sind
nicht die formalen Gründe, die Sie hier angeben. Sie
werden zu Ihrer Ablehnung dadurch bestimmt, daß,
wenn eine Kontrollinstanz errichtet wird, den Kom¬
munen auch daraus finanzielle Lasten erwachsen. Die
Herren Sozialdemotratcn haben uns in einer zwischen-
sraktionellcn Sitzung erklärt, daß sie bereit seien,
unserem Antrage dann stattzugeben, wenn wir auf das
Kontrollrecht dieser Zentralinstanz verzichten. Das
heißt natürlich das Kind mit >dem Bade ansschüttcn.
Das läuft darauf hinaus, das; hier eine Instanz ge¬
schaffenwird ohne wirklich grundlegende Rechte, eine
Instanz, die letzten Endes nur dazu führt, das; ein
neuer Landesrat eingeführt wird, der nach der jetzigen
Situation Wohl kaum ans Ihren Reihen genommen
wird, meine Herren Suzialdemotraten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Gerlach.

Abgeordneter Verlach: Meine Damen und
Herren! Der Herr Vorredner hat bereits daranf hin¬
gewiesen, daß der Antrag ans Schaffung eines Pro-
Vinzial-Wohlfahrtsamtes von der sozialdemotratischen
Fraktion bei früheren Tagungen ausgegangen ist.
Allerdings haben wir damals andere Beweggründe zur
Stellung dieses Antrages gehabt, als sie üer Herr Vor¬
redner hier für feine Fraktion mitgeteilt hat. Wir
waren der Auffassung, daß das Neben- und Gegenein¬
ander der verschiedensten Behörden und privaten Orga¬
nisationen auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege zu
einer organischen Zusammenfassung führen müßte,
einer Zusammenfassung, wie sie in der Fürsorgcpflicht-
verordnung auch niedergelegt ist, und zwar auch für
die Provinzialinstanz. Wir haben uns damals aus¬
drücklich dagegen gewehrt, nun unbedingt diese organi¬
satorischeZnsammenfassung Wohlfahrtsamt zu nennen.
Ich habe bei der Beratung damals sogar znm Ausdruck
gebracht: Ob die Zusammenfassung Wohlfahrtsamt
oder Wohlfahrtsstelle heißt, darauf kommt es nicht an.
Wir wollte» überhaupt eine Verrinheitlichuug der
Organisation. Wenn Sie seit der Stellung unseres
Antrages die gesamte Wohlfahrtspresse verfolgt haben,
so werden Sie, ganz gleich, ob es sich um private Orga¬
nisationen oder um die behördliche Wohlfahrtspflege
handelt, immer wieder finden, daß über eine Ueber-
urganisation in der Wohlfahrtspflege geklagt wird. Ich
will es mir ersparen, auf Beispiele einzugehen. Ich
will nur darauf hinweisen, daß, glaube ich, auch der
Herr Landeshauptmann bei seinen Ausführungen über
die Zentralinstanzen in Berlin nicht zuletzt auch au die
Tendenzen im Preußischen Wohlfahrtsministerium ge¬
dacht hat, wo auch das Bestreben herrscht, die Wohl-
fahrtsllufgaben, die Aufgaben der Selbstverwaltungs-
lorper sind, immer mehr an die staatlichenOrgane her¬

anzubringen. (Zuruf des Abgeordneten Nenner: Nur
lein Geld geben sie dafür!)

Meine Damen nnd Herren! Soweit diese Dinge
in Frage kommen, ist meine Fraktion heute derselben
Ausfassung wie seinerzeit, als sie das Provinzial-Wohl-
fahrtsamt beantragt hat. Die Objektivität aber zwingt
uns, auzuerteuueu, daß trotz der Ablehnung unseres
seiuerzcitigen Antrages die Provinzialverwaltung
selbst auf dein Gebiete der Zusammenfassung vor¬
wärts gegangen ist, daß manches, was wir damals ge¬
wünscht haben, im Rahmeu von Vcrwaltungsmaß-
nuhmen erledigt worden ist. Wir sind weiter der Auf¬
fassung, daß ans dem Gebiete, das wir damals be¬
schreib» wollten, der Weg weitergeht, nicht zuletzt auch
durch die Verordnung des preußischenVolkswohlfahrts¬
ministers über Arbeitsgemeinschaften in der Wohl¬
fahrtspflege, wo znm mindesten ein arbcitsgemein-
schaftliches Zusammenarbeiten aller in der Wohlfahrts¬
pflege tätigen behördlichen und freien Wohlfahrts-
ucgllnc vorgeschriebenist.

Wir haben deshalb auch in diesemJahre davon ab¬
gesehen, einen Antrag neu zu stelle», siud aber auch
nicht in der Lage, für den kommunistischenAntrag zu
stimmen, weil er etwas ganz anderes wünscht. Zwar ist
Herr Renner in seiner Begründung des Antrages
etwas unseren Argnmcnten gefolgt. Auch er wünscht
nach seinen Ausführungen, die Neberorganisationen in
der Wohlfahrtspflege und das Neben- und Gegenein¬
ander zn beseitigen. Die Fassung des Antrages aber
sagt: „Errichtung eines Provinzial-Wohlfahrtsamtes
als Kontrollorgan und Beschwerdeinstanz".Und das ist
gesetzlich nicht möglich, weil nach der preußischen Aus¬
führungsverordnung znr Fürsorgepflichtverordnung
Kontrollorgan nnd Beschwerdeinstanzder Regieruugs-
präsideut bzw. der Bezirksausschuß sind. Ich persönlich
bedanre mit meiner Fraktion diese Entwicklung, ich
glanbe, auch die Provinzialverwaltuug bedauert diese
Entwicklung, die die Dinge mehr an die Staatsbehör¬
den herangebracht hat. Aber hier können wir nicht
dnrch Beschluß von der Verwaltnng eine andere Orga¬
nisation verlangen, weil Nur durch die staatliche Gesetz¬
gebung gcbnnden sind. Wir wünschen aber von der
Verwaltung, daß sie ans dem Wege weiterschreitet, der
eine Zcntralisation, eine Vereinfachung und ein arbeits¬
gemeinschaftlichesZusammenarbeiten aller Zweige der
Wohlfahrtspflege ermöglicht.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen lieg«'
weiter nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 5M
bitte diejenigen, die für den Antrag des I. Fachaus'
schusses sind, sich zn erheben. — Das ist so beschlossen-

Punkt 4 wird hinter Punkt 22 behandelt.
Punkt 5: Nntrag des I. Fachausschusses 3"

der Eingabe des Dentschen Verbandes
für die berufliche Kranken- und Wohl'
fayrtspflcgeunddesVerbandesderGe'
meinlde- und Staatsa rbe i ter, betr. ander-
weite Besoldn ngsregelung der Beamte»
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der Rheinischeu Prov inzialansta I ten der
Besoldungsgruppen II bis VII.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.
Abgeordneter Maus: Der I. Fachausschußschlägt

dem Provin<ziallandtllge vor, die Eingabe dem Pro-
t>l»zialllus,chusj zur Erledigung zu überweisen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Eickmann, Küln-Bickendorf.
^ Abgeordneter Eickmann, Köln-Bickendorf: Im
^ahre 1924 wurde für die deutschen Beamten eine neue
^es^dungsorduung geschaffen. Seit dieser Zeit ist
man ununterbrochen damit beschäftigt, diese Ae-
Mduiigsordnung zu verbessern,mit dem Ergebnis, daß
yeute fast sämtliche beteiligten Stellen zu der Ans-,
mssunggekommen siud: Wir brauche,: wiederum eine
neue Besuldungsordnung für unsere Beamten, Wohl
oer beste Äeiueis dafür, daß die Kritik, die an der bis¬
herigen Besoldnngsordnung geübt wird, nicht un¬
berechtigt gewesen ist.
^ ^ 'st verständlich,wenn heute vor der Neuordnung
°er Besoldung die beteiligten Gruppen mit Anträgen
>l d,e zuständigen Instanzen herantreten und ver¬

luden, ihre Wünsche zur Geltung zu bringen. Dies
ue,a)icht in der Eingabe, diedie Veamteuabteilungeu
er christlichen und freieir Gewerkschafteu au die

,,a,nde3verwaltung ^'^ ««ch an die einzelneu Abgeord¬
neten gemacht haben.
stll, ^ ^'^erige Vesoldungsordnung ist viel zu
!u «^ ^" schematisch> nm,der ständigen Entwicklung
ru» "'' "^besondere viel zu starr, um bei Veräude-

ngeu »u Dienstverhältnis die Anpassung des Lohnes
folcw ^Haltes an die erhöhten Leistungen schnell
bei ? ^"_^ssen. Ich möchte wünschen,daß es gelingt,
Ne„! s -"euordnung der Beamteugehälter in dieser
Mack " ^'^ """ Veamteubesoldung so beweg!>ich zu
h.,.^."' ^ie es die heute so viel gelästerten Tarif-
°"w,ge bereits sind.
we^^'^ Damen und Herreu! Es hat tutsächlich eine
sere, ^ Veränderung in den Dienstleistungen un-
ber!- « """unalbcamten stattgefunden. Gestern hat
in h. ^'^'nedizinalrat Dr. Wichl ausgeführt, daß
sind '^^^^naustalten neue Heilmelhoden eingeführt
^ranf '^ b"s die sogenannte Arbeitstherapie. Die
was '""den !» erweitertem Uinfange beschäftigt,
treffe«'?, ^"'"^" "'" erhöhten Leistungen des be¬
bet Hz s Personals verbunden ist. Es müssen heule
beM./ .'^'"elhode ganz andere Auforderuugeu in
und N^" können und Wissen, auf Aufmerksamkeit
als ehe^'°"^""""a "" bas Personal gestellt werden
zu», U, °'^' ^'^^ Anforderungen kommen auch darin
b«r N, ^> ^ ^"^ beute keine Krankeupflegepersonin
nun.aH„ 6 '»ehr angestellt wird, die nicht vorher ord-
liche O "'"I 'lne Fachprüfung gemacht hat. Eine ähn-
sehen ,s ^^^ung, wie wir sie in den Irrenanstalten
hier ,is?" '""' ""^ '" ben Erziehungsanstalten. Auch
zieher „^ ^"s°'ml vom bloßen Aufscher zum Er-

u^worden. Den» ohne daß wir das Personal

auf die ueueu Ziele einstellen, wird es nicht möglich
sein, die Zwecke der Fürsorgeveroidnung zu erfülle».
Auch hier sind unter allen Umständen die Anforde¬
rungen gestiegen. Ich evinnere nur daran, daß zum
Beispiel diejenigen Erzieher, die in den handwerks¬
mäßigen Betrieben sind, die Werkmeister uud die
Werigehülfen,nicht uur ihre Fachprüfuug als Meister
zum größten Teil abgelegt haben, sondern auch neben¬
bei verpflichtetsind, sich die notwendigen Kenutnisse in
der Erziehung des Menschen anzueignen. Außerdem
sind hier die Anforderungen gewachsen. Es kommt
uoch ein weiterer Gesichtspunkthinzu. Daß seit 1921
eiue Aeuderuug eingetreten ist: Die damals gültige
achtstüudige Arbeitszeit ist auf der gauzen Linie in
eine neun- und zehnstündige umgewandelt worden,
ohne daß dafür eine Entschädigung in irgendeiner
Weise den Beamten gewährt worden ist.

Ich möchte aber diese Gelegenheit nicht vorüber¬
geheil lassen, ohne den Direktoren der Anstalten, der
Irrenanstalten sowohl wie der Fürsorgeerziehungs¬
anstalten, die Anerkenntnis zum Ausdruck zu bringen
für die Mühe, der sie sich unterzöge» haben, um das
Persoual aus- und weiter fortzubilden. Nur der¬
jenige, der dies in den letztem Jahren zu beobachten
Gelegenheit hatte, wird diese Arbeit der Direktoren
und Oberbeamten anerkennen, weil sie in außerordent¬
lichem Maße geeignet gewesen ist, die Ziele der An-
gestellleu zu fördern. Ich will auch dankbar anerkennen,
baß es gerade diese Verantwortlichen Direktoren und
zum Teil meines Wissens auch die Dezernenten ge¬
wesen sind, die stets bestrebt waren, den veränderten
Dienstleistungen der Beamten auch das Gehalt anzu¬
passen. Wenn es bis heute nicht geschehen ist, so sind es,
glaube ich, lediglich finanzielle Gesichtspunktegewesen,
die hindernd im Wege standen. Ich möchte, wenn diese
Eingabe dem Autrage gemäß dem Provinzialausschuß
überwiese« wird, wünschen,daß dann der Provinzial¬
ausschuß nicht nur den Finanzdezernenteu, sondern
auch den fachmännischenDirektoren ei» geneigtes Ohr
leiht. Wenn dies geschieht, dann, glaube ich, werden
eine ganze Reihe von berechtigten Wünschenund An¬
sprüchen der Beamten erfüllt, zum Sogeu der Be¬
triebe, zum Segen unserer Provinz. lBravo!)

VorsitzenderDr. Iarres : Wortmeldungen liegen
nicht weiter vor. Widerspruch ist nicht erhoben. Ich
darf seststelleu, daß dein Antrage entsprochenist.

Punkt 6: Antrag des I. Fachausschusses
zu der Eingabe der beamteten Aerzte
an den Rheinischen P rov inzial-Heil-
und Pflegeanstaiten, betreffend Aende¬
rung ihrer Amtsbezeichnung.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.
Abgeordueter Maus: Auch hier schlägt der 1. Fach¬

ausschußdem Provinziallandtag vor, den Antrag dein
Provinzialausschuß zur Erledigung zu überweisen.

VorsitzenderDr. Iarres : Wortmeldungen liegen
nicht vor. Widerspruch ist nicht erhoben. Es ist so
beschlossen.

16*
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Punkt 7: Antrag des I. Fachausschusses
zu der Eingabe der Direktion der Pro-
Vinzial-Heil- und Pflegeanstalt Bed-
burg - Hau, betreffend höhere Orts-
tlassenelinstufung der Anstalt Bedburg-
Hau.

Der Berichterstatter lst nicht da. Wir dürfen an¬
nehmen, daß er verzichtet.

Wortmeldungen liegen nicht vor. Widerspruch ist
nicht erhüben. Es ist so beschlossen.

Punkt 8: Antrag des 1. Fachausschusses
zu der Eingabe der Hausvorsteher der
P r o v i n z,i a I - E r zt e h u n g s h e i m e, be¬
treffend d i e Wiederei n f ü h r u n g der
Hausvorsteherzulage.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Andres.
(Zuruf: Verzichte!) Der Herr Berichterstatter ver¬
zichtet.

Wortmeldungen liegen nicht vor. Widerspruch ist
nicht erhoben. Ich stelle fest, daß dem Antrag ent¬
sprochenist.

Wir werden die Punkte 9 bis 1l zusammen mit 28
verhandeln. Sie lauten:

Punkt 9: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der kommunistischen
Fraktion, betreffend Aenderung der
Reichsbesoldu n g s o r d n u n g u n d U m -
gestaltung der Ruhegehaltsordnuug.

Punkt 10: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der kommunistischen
Fraktion, betreffend anderweite Be¬
soldung sre gelung der Beamten und An¬
gestellten der Rheinischen Provinzial-
verwaltung in den Gruppen I bis Hl.

Punkt 11: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der kommunistischen
Fraktion, betreffend Uebernahme des
Pflichtanteils der bei der Provinzial-
verwaltung beschäftigten Arbeiter und
Angestellten an den Beiträgen der So-
z i a l v e r sl ch e r u n g seitens der Ver¬
waltung und der Beitragszuschüsse für
die freiwillige Kranken- und Angestell¬
tenversicherung.

Punkt 28: Antrag des I. Fachausschusses
») zu dem Antrage der Fachgruppe der

Sekretariatsbeamten der Rheini¬
schen P ro bin zial Verwaltung auf
Besserstellung in ihren Bezügen;

d) zu dem Antrage der Fachgruppe der
Selretariatsbeamten bei der Pru-
vinzial - Feuerversicherungsanstalt
auf Schaffung weiterer Befürde-
rungsstellen in Gruppe X und XI;

<-) zu dem Antrage der kommunistischen
Fraktion:

ä) zu dem Antrage der Zentrums-
fraktion zu den Anträgen 2 und l>
sowie

e)zu dem Ergänzungsantrag der Zen¬
trumsfraktion, betreffend Ueber¬
weisung des Antrages der Landes¬
amtmänner auf Besetzung von in
Gruppe XI besoldungsplanmäßig
vorgesehenen Stelle n.

Berichterstatter zu den Punkten 9 bis 11 ist Herr
Abgeordneter Dr. Dichgans, zu Punkt 28 Herr Ab¬
geordneter Dr. Hartmann, Renischeid.

Abgeordneter Dr. Dichgans: Der 1. Fach¬
ausschuß schlägt zu den Punkten 9 und 10 Ueber¬
weisung an den Provlnzialausschuß, zu Punkt 11
Ablehnung vor.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Berichterstatter, Herr Abgeordneter Dr. Hartmann,
Remscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Remscheid: Zu
allen Anträgen unter Nr. 28 schlägt Ihnen der
I. Fachausschuß Ueberweisnng an den Provinzial-
ausschuß vor.

Borsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Theißen.

Abgeordneter Theißen: Meine Damen und
Herren! Die Vesoldungs- und Personalpolitit der
Pruvinzlalverwaltung schließt sich eug an die Be¬
soldungspolitik der Reichs- und Staatsbehörden an.
Sie ist wie diese ihrem Grundcharatter nach reaktionär
und zeigt deutlich den Klassencharakterdes bürgerlich¬
kapitalistischenStaates.

Auf Wunsch des Provinziallandtags hat der Pro-
vinzialausschuß einen Bericht über die Verteilung der
in die Haushaltspläne eingesetztenBeamtenstellen,vor¬
gelegt. Aus diesem Bericht an den Provinzialausschuß
geht hervor, daß von den insgesaint dort aufgeführten
Benmtenstellen — 2370 an der Zahl — nicht weniger
als 1380 in den Gruppen 1 bis 7 und 109 in der
Gruppe 3 sich befinden. Nach der Auffassung der
kommunistischenFraktion ist die Besoldung in den
Gruppen 1 bis 7 durchaus unzulänglich. Sie stellt
namentlich in den untersten Gruppen nicht einmal das
Existenzminimum dar. Wir halten die Besoldung >»
den Gruppen 8 und 9 für ausreichend und sind der
Auffassung, daß die Besoldungen in den höheren
Gruppe» von 10 an aufwärts nicht mehr verantwortet
werdeil können. Sie sind in steigendemMaße zu h<^
uud viel zu hoch.

Bei dem ersten Antrage der kommunistischen
Fraktion, an die Reichs- und Staatsregierung da»
Ersuchen zu richten, anstatt der bisher 13 Besoldungs¬
gruppen und Sondergruppen und Einzelgehälter e>»e
Aesoldungsordnung einzurichten, die sich auf nur Ml
Klassenerstreckt, sind wir von dem Grundgedanke» aus¬
gegangen, daß es sich durchaus ermügllichenläßt, >"
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fünf Besoldungsgruppen die Leistungen der einzelnen
Beamten durchaus gerecht zu entlohnen. Die jetzige
ungeheuer große Zahl von Besoldungsgruppen ist
nichts anderes als der Nährboden für ungesundes
Strebertum in den einzelnen Neamtengruppcn und
führt dazu, daß die einzelnen Beamtenkategorien gegen¬
einander ausgespielt werden, daß sie nicht einig werden
und nicht einig ihre Interessen vertreten.

Ein Beispiel dafür ist auch der Antrag der Pro-
oiuzialbeamtcu, den wir nur deshalb aufgenommen
haben, um überhaupt diese Nesoldungsfrage hier zur
Behandlung bringen zu tonnen. Wir betonen aus¬
drücklich, daß die in diesem Antrage der Provinzial-
beamten aufgestellten Beförderungswünsche, soweit sie
über die Gruppe 9 hinausgehen, nicht unsere Zu¬
stimmung finden.

Bezüglich 'der Verteilung der einzelnen Beamten-
stellen, wie sie in dem Bericht des Proviuzialausschusses
nachgewiesenwerden, wäre noch folgendes zu sagen:

Zunächst ist es auffällig, daß in den Proviuzial-
^rzichungsheimen ein Teil der Erzieher nach Gruppe 3
besoldet wird, eine Besoldung, die, wie gesagt, kaum
das Existcnzminimum darstellt. Nach unseren In¬
formationen befinden sich unter diesen Erziehern
Junglehrer, also Leute, die eine erheblicheVorbildung
haben. Es ist auffällig, daß man Lehrern zumutet, für
e>n Gehalt zu arbeiten, das unter dem Gxistenz-
mimmum liegt, während an denselben Anstalten die
"lnstnlts'geistlichcn ihren Idealismus sich nach Gruppe 11
^zahlen lassen.

Wir haben beantragt, die Gruppen 1 bis 3 über¬
haupt zu streichen, und zwar solange nicht eine uer-
'unftigere, bessere Besoldungsordnung überhaupt vor-
^".^dicsc ganz fallen zu lassen. Ich will einige Zahlen
fuhren, die dartun, daß es sich hier um Gehälter
A"delt, die nicht das Existenzminimnm erreichen. Das
^undgehM in der Gruppe 1 beträgt 906 bis 1308
"an »n Jahr, in der Gruppe 2 981 bis 1131 Mark

>d<. ^ Gruppe 3 1080 'bis 1511 Mark. Das ist, auf
de s^""" umgerechnet, ein Gehalt in Gruppe 3, in
"sich l^i der Probinzialverwaltung nach dieser Nach-

iin> " b« Provinz 109 Beamte und Angestellte bc-
> uoen, ciu Grundgehalt von etwa 90 bis 130 Mark
llelk °""l- Dazu kommt allerdings der Wohnungs-
abe 5 ^' eventuell noch wie sozialen Zuschläge, die
sckn^ ^ "^' °eu Angaben der Provinz im Durch-
be!^>. ' h. unter Berücksichtigung der viel höher

'"°eten mittleren und oberen Beamten, nur etwa
45 Mark nn Monat betragen. Also, selbst wenn manetm«, c,n «"UNNI oeiragen. n-lio, ,l!l'u,>, !^>». .......
sy . Ma^k dem Monatseinkommen hinzurechnet,
n "^'bt sich ein Monatseinkommen in der Gehalts-
Ne^,7? ^ "°" Ul) bis 170 Mark. Da sich uuter den
Nissen "" bwsen erbärmlichen BesoldunasUerhält-
Men?ck""^ Erzieher befinden, ist es ganz klar, daß
Basi^n die auf einer so schlechten wirtschaftlichen
und c- '^"' ^"" Beruf nicht mit der nötigen Liebe
nur ^"awlt ausüben können. Schließlich sind es nicht

"« so schlecht besoldeten Beamten, sondern auch

die Kinder, die das Opfer dieser Nesolduugspolitil dar¬
stellen. Aus diesem Grunde beantragt die kommu¬
nistische Fraktion, wie gesagt, daß die unteren Gruppen
überhaupt wegfallen.

Wir sind aber auch weiter der Auffassung, daß die
Gruppen 1 bis 7 nicht ausreichend besoldet siud. Es
ist nach unserer Auffassung nötig, daß hier eine
Steigerung, und zwar für die unteren Gruppen mehr,
für die oberen weniger, im Netrage von etwa 20 bis
30 Prozent vorgenommen werden muß. Davon ist
hier nicht die Rede.

Meine Damen und Herren von den bürgerlichen
Parteien! Wenn Sie von Not und Armut sprechen,
dann behandeln Sie diese Dinge gewöhnlichso, als ob
das etwas Naturwüchsiges sei, als ob an diesen Dingen
nichts zu ändern wäre. Aber hier bei der Nesoldungs-
politit liegt es klar zutage, daß Sie selbst die wirt¬
schaftlichen Grundlagen schaffen. Sie selbst bewilligen
das, was die Menschen,die im Dienst der Provinzial-
verwaltung stehen, nachher zu ihrem Lebensunterhalt
haben, Sie selbst sind also hier die Ursache, und wenn
Sie beweisenwollen, daß es Ihnen ernst mit Ihren
menschenfreundlichenund beamten- und angestellten-
freundlichen Reden ist, so müssen Sie nach unserer
Auffassungden Anträgen, die die kommunistische Partei
zu diesen Punkten gestellt hat, beitreten.

Ich möchte noch den Antrag unserer Fraktion be¬
züglich Zahlung der Beiträge für die Sozialversiche¬
rung von feiten der Provinz erwähnen. Das ist eine
Forderung, die Wir allgemein erheben. Die Organe
des Staates und der Kommunen, soweit sie als Arbeit¬
geber in Frage kommen, sollten in dieser Beziehung
vorbildlich sein und diese nicht allzu hohe Belastung,
die sie sehr gut tragen können, ans sich nehmen. Wir
stellen diesen Antrag — eine alte Forderung, die wir
erheben — erneut.

Bezüglich der Ausführungen, die zu Punkt 5 gemacht
worden sind, die hiermit in engstem Zusammenhang
stehen, möchte ich noch betonen: Eine wirklich gerech¬
tere Beförderungs- und Besoldungspolitik bei den Be¬
amten und Angestellten wird sich nur dann erreichen
lassen, wenn die Organisationen der Beamten und
Angestellten sich endlich zusammenschließenmit den
übrigen Organisationen der Arbeiterschaft zu einem
einheitlichenKampfe gegen das jetzige reaktionär bür¬
gerlich-kapitalistischeSystem, wenn sie ihre Interessen
gemeinsam vertreten nach Klasscngesichtspunktenund
nicht nach den Besoldungsgesichtspuuktcnirgendwelcher
Gruppen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!
Wenn uns die Frage gestellt wird, ob wir für die Er¬
höhung der Besoldungen der niederen Besoldungs¬
gruppen eintreten, so ist dies wohl eine müßige Frage,
weil wir jederzeit bereit sind, hier für Verbesserungender
Besoldungsordnung dieser niedrig bezahlten Gruppen
einzutreten.
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Was mich veranlaßt, hier das Wort zn nehmen, ist
der Antrag zu Drucksache90. Wir werden hier der
Ablehnung zustimmeu, und zwar aus ganz bestimmten
Gründen.

Es ist nicht umsonst gegenwärtig auch der Arbeit¬
nehmer zur Beitragsleistung in der Krankenversiche¬
rung herangezogen. Damit ist auch der Ginfluß des
Arbeitnehmers bei den Kassenorganen gesichert. Wenn
wir aber nun Wegbereiter dafür sein wollten, daß
dieser Einfluß in den Krankenkassenorganen ein¬
geschränktwird, dann, glaube ich, würden wir so han¬
deln müssen, wie es hier seitens der kommunistischen
Fraktion vorgeschlagenworden ist.

Wenn wir einmal den Zeitpunkt erreichen werden,
wo die Arbeiterschaft eine genügende Macht auf die
maßgebende gesetzgebende Körperschaft — das ist der
Reichstag — wird ausübeu tönuen, dann wird sich auch
über die Frage reden lassen, daß von dein Arbeitslohn
nicht auch uoch ein Beitrug für die Sozialversicherung
seitens des Arbeitnehmers zu entrichten ist, und zwar,
ohne ihm den Einfluß auf diese sozialen Versichcrungs-
organe zu nehmen.

Wir sind deshalb der Auffassung, daß wir uns
einem solchen Anträge zur Zeit hier in diesen, Hanse
nicht anschließenkönnen, weil das dazn führen würde,
daß überall dort, wo bies Platz greift, sich schließlich
auch im Reichstag eine Mehrheit finden könnte, die den
Arbeitnehmern den Einfluß in den Kassenorganen
nimmt. Nehmen Sie nur einmal die Verhältnisse in
den Innungskrnnkenlassen, wo bereits eine andere Ver¬
teilung der Beiträge eingetreten ist. Heute müssen die
Arbeitnehmer zwei Drittel des Beitrages allgemein
zahlen. Aber bei den Innungskrankenkassen ist die
Möglichkeit 'der Halbierung gegeben. Dort ist auch
sofort die Halbierung 'des Einflusses der Versicherten
auf die sozialen Organe gegeben. Wenn wir hier auch
Wegbereiter für andere Versicherungsarten sein wollen,
müssen wir diesen Weg beschreitcn. Aus dem Grunde
können wir diesen Anträgen nicht folgen. Wenn es
uns möglich sein wird, im Reichstage etwas 'derartiges
zu erreichen, ohne den Einfluß der Versicherten einzu¬
dämmen, dann find wir mit Ihnen einer Meinnng
und bereit, nach der Richtung hin mit Ihnen Hand in
.Hand zu gehen.

Es ist 'dann aber weiter in dem Antrage gesagt, daß
für die Beamten die freiwillige Krankenversicherung
übernommen werden soll. In dieser Allgemeinheit ist
auch dieser Antrag nicht anzunehmen, weil auch hier
gesagt ist, daß es für die Angestellten gelten soll. Bei
den Angestellten ist ja die Pflichtversicherung ebenso
wie für die Arbeiter gegeben, wenn auch nur bis zu
der Gehaltsgrenze von 2700 Mark. Bis zu dieser
Grenze sind sie versicherungspflichtigund ist auch der
Arbeitgeberanteil ohne weiteres gegeben. Der Antrag
rennt also nach der Richtung hin offene Türen ein.

Ebenso dürfte es bezüglich der Ruhcgehaltskasse
stehen. In der AngesteUtenversichcrungbesteht eben¬

falls für die Angestellten eine Pflichtversicherung bis
zur Gehllltsgrenze 'von 6000 Mark. Also weiß ich wirk¬
lich nicht, was dieser Antrag nach der Richtung hin
bezwecken soll. Es ist also hier bereits auf Grund des
Gesetzes erfüllt, was Sie hier in dem Antrage bezüg¬
lich der Angestellten wünschen.

Aus diesen Gründen können wir dem Antrage nicht
zustimmeu. Wir werden deshalb für die Ablehnung
stimmen.

Vorfitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Holten.

Abgeordneter Hollen: Meine Damen uud Herreu!
Den Antrag der sozialdemokratischenFraktion (Druck¬
sache 127), der sich mit dem nebenberuflichcuMusizieren
der Beamten befaßt, ziehen wir zurück, weil wir er¬
fahre« habeu, daß inzwischender Herr Landeshaupt¬
mann durch eine Verfügung das nebenamtliche Musi¬
zieren bereits in der Provinz geregelt hat (Zuruf des
Abgeordneten Dr. Wesenfeld: Nicht inzwischen, son¬
dern vorher!), am 15. März, ehe der Musikerverband
seine Beschwerde an uns gerichtet hat. Ich möchte
aber den Herrn Landeshauptmann bitten, doch streng
darauf zn achten, daß das nebenamtliche Musizieren
gegeu Entgelt nur erlaubt wird, wenn erstens die zu¬
ständige Dienststelle,der Herr Landeshauptmann, oder
der Dezernent ihre Zustimmung zu jedem einzelnen
Mnsikgcschäft gegeben hat, und wenn zweitens die Ver¬
mittlung des Musitgeschäfts dnrch den zuständigen
öffentlichenArbeitsnachweis erfolgt. Sie darf nur dann
erfolgcu, wenu erwerbslose Musiker nicht vorhanden
sind. Wir glauben, daß mit dieser Verfügung des
Herrn Landeshauptmanns den berechtigten,Wünschen
der erwerbslosen Musiker und der Musiker überhaupt
Rechnung getrugeu wird, behalten uus aber vor, wenn
weiter Klagen laut werden, im nächsten Jahr nochmals
zu deu Dingcu Stellung zu nehmeil.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Theißen.

Abgeordneter Theißen: Meine Damen und
Herren! Ich möchte nur kurz auf die Ausführungen
des Herrn Abgeordneten Hanck eingehen. Ich verstehe
Sie nicht ganz. Sie wollten nicht Schrittmacher dafür
werden, daß die Arbeiter ben bisher maßgeblichenV>>'-
fluß bei den Krankenkassen durch Annahme unseres
Antrages verlieren. Ja, Herr Abgeordneter ,Hauck, m>
lauu mir sehr gut vorstellen, daß die anderen alles
zahlen und gar nichts zn sagen haben. (Abgeordneter
Schröer, Essen: Sehr gut!) Ich verweise Sie auf das
Beispiel in Rußland, das liebt die SPD. ja so sehr-
Dort zahlen die Unternehmer, soweit dort noch welche
vorhanden sind, die ganzen Beiträge zur Sozial¬
versicherung und sie haben in den Kassen gar keine
Stimme, also auch lein Recht. (Sehr gut! bei den
Kommunisten.) Aber Sie wollen von Rußland uiclsts
wissen. Ich empfehle Ihnen aber in diesem Falle, ein¬
gehend das russische Beispiel zu studieren.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldung"
liegen nicht vor. Wenn ich keinen Widerspruch h"^'

^
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lasse ich über die Punkte 9, IN und 28 gemeinschaftlich
abstimmen. Ich bitte 'diejenigen,die für diese Anträge
auf Ueberweisungan den Provinzialausschuß sind, sich
zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Es ist so be¬
schlossen.

Zu Punkt 11 bitte ich diejenigen,die für den Antrag
ws I. Fachausschussessiud, sich zu erheben. - Das ist
t>>e Mehrheit. Es ist so beschlossen.

Wir kommeil nun zu
Punkt 12: Antrag des I. Fachausschusses

Zu dem
^Haushaltsplan „V erschicdcne 3" f ü r

das Rechnungsjahr 1927, in Verbin¬
dung hiermit

b) Antrag der Zentrumsfraktion auf
Erhöhung des Zuschusses an die
Fachschule für Wirtschaft und Ver¬
waltung in diesem Haushaltsplau
um 18NN Mark;

c) A n t r a g der soz i aldem ot rati schen
Fraktion auf Ginsetzung eines Be¬
trages von 15NNN0Mark für Kinder¬
speisung in den gleichen Haushalts¬
plan.

Punkt 13: Antrag des I. Fachausschusses
^,u dem Antrage der kommunistischen
«raktion auf Einstellung eines Be¬
trages von 5N0000 Mark für Kinder-
lpe'isung in den Außerordentlichen
Haushalt.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.
Abgeordneter Maus: Zu dem Haushaltsplan

lagen im I. Fachausschuß verschiedeneAnträge vor,
Machst ein Antrag der Zcntrninsfmktion auf Er-
» !"ng des Zuschusses an die Fachschule für Wirtschaft
und Verwaltung um 1800 Mark. Diesem Antrage hat
«er I. Fachausschußzugestimmt.

Hann 'lagen zwei Anträge betreffend Kinderspeisung
°r und zwar ein sozialdemokratischerAntrag, in den

"Ntemc Summe von 150NNN Mark einzusetzen,uud
^"Antrag der kommunistischen Fraktion, in den Haus-
«ltsplan 5NN000 Mark einzusetzen. Längere Erörte-
u»rgen entspannen sich im Fachausschuß I über die

"ellungsfrage. Einige Mitglieder glaubten den An-
ragen auf Kinderspeisung nur dann zustimmen zu

be.7"?"' wenn ausdrücklich die Deckung gleich "üt-
oi.'I^m ^,^^ ^,^,^^ Mi^^chcr des Fach-
slf'5'usses waren der Meinung, daß durch Ver-
^."U"a einzÄner Etntsposten ein Ausgleichgeschaffen

"ben tonnte und man dadurch die 150 000 Mark bei
^'.W'edmes" einsetzen könnte. Inzwischen hat der

auch beschlossen,daß der Betrag
^" ^0000 Mark nach Möglichkeit aus Ersparnissen

«NderenHaushaltspläueu gedeckt werden solle.
Pr^" ^' Fachausschuß schlägt Ihnen daher vor: Der
Nn^" 'Mandtag wolle 'den Haushaltsplan und die

"age annehmen. Zu c: Der Netrag von 15NN0U

Mark soll nach Möglichkeit aus Ersparnissen bei an¬
deren Haushaltsplänen gedeckt werden.

Der Fachausschuß schlägt Ihnen des weiteren zu
Punkt 13 vor, den Antrag der kommunistischen
Fraktion, IM NNO Mark in den Etat für Kinderspeisung
einzusetzen, abzulehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Unser Antrag auf Ein¬
setzung von 5NN NNN Mark in den Haushaltsplan „Ver¬
schiedenes"zum Zwecke der Kinderspeisung hat im
Provinzialausschuß sowohl wie im I. Fachausschußein
Begräbnis erster Klasse erlebt. Wir sind nun ge°
'pannt, in der Oefscntlichkcit zu hören, mit welcher Be¬
gründung das wohltätige Zentrum den Mantel der
christlichen Nächstenliebe über diesen Antrag decken
wird. Wir sind anderseits gespannt, wie die sich
Sozialisten nennenden Demokraten in ber Oeffentlich-
keit der notleidenden Arbeiterschaft gegenüber die Ab¬
lehnung unseres Antrages begründen werden. Ich
glaube wohl, daß man nicht allzu lange und allzu viel
über das Elend, insbesondere über das grenzenlose
Elend der Kinder zu sprechen braucht, um hier vor
aller Oeffentlichkeit einmal denjenigen Kreisen die
Mäste vom Gesicht zu reißen, die sonst immer sür sich
in Anspruch nehmen, als seien sie diejenigen, die sür
das Wohl und Wehe der Armen eintreten und darauf
bedacht sind.

Wenn man die Statistiken, die von ben einzelnen
Wohlfahrtsämtern und auch vom Neichswoylfahrts-
Ministerium herausgegeben werden, durchliest, ist es
geradezu grauenerregend, unter welchenVerhältnissen
die Proletarierjugend, die Poletarierkinder heute da¬
hinvegetieren müssen. Es ist ein Unsinn, heute noch
davon zu reden: „Lasset die KiNdlein zu uns kommen
und wehret es ihnen nicht!" Wenn dieser Sah einen
Sinn haben soll, kann er nur den haben: Gebt ihnen
möglichstwenig, damit sie schnell verhungern und sie
dann zu uns kommen in das Reich der Seligkeit.

Im vorigen Jahre ist nach einer Statistik der reichs¬
durchschnittlicheVerdienst im Monat Dezember 42,94
Mark für eine Familie mit zwei Kindern gewesen. Der
Verbrauch für «den notwendigen Lebensunterhalt be¬
trug 43,03 Mark. Wenn man diesen Satz zugrunde
legt und dabei berücksichtigt, daß das im Monat De¬
zember gewesen ist, also in dem Monat, in den das
Weihnachtsfestfällt, wo einmal eine ganze Reihe von
Leuten nebenberuflich tätig sind oder noch zu Ueber¬
stunden herangezogen werden, wo zum anderen nicht
festzustellenist, welche Kategorien von Arbeitern und
Angestellten unter die Berechnungsziffer fallen, dann
ergibt sich daraus schon, daß der Verdienst absolut nicht
ausreicht, um die notwendigen Nebensunterhaltungs-
kosten zu bestreiten. Daß anderseits aber in Wirklich¬
keit die Löhne zwischen 23 und 36 Mark, mit einigen
wenigen Ausnahmen, die höher sind, schwanken, das
ist wohl eine feststehende Tatsache entgegen der Statt-
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stik, die von den einzelnen Aemtern herausgegeben
wird, die natürlich zum Guten frisiert wird. Berück¬
sichtigt man auf der einen Seite, daß die Erwerbslosen,
die Wohlfahrtsunterstützungsempfänger, die Waisen
und Altersrentner bisher mit einen: Satz austommeu
müssen, der geradezu unter aller Würde ist, berück¬
sichtigt man auf der anderen Seite, daß die Herren
Abgeordneten dieses Hohen Hauses 20 Mark pro Tag
notwendig haben, um ihre Auslagen zu bestreiken,und
dazu noch Uebernachtungsgelder sowie Verdienstausfall
erhalten, und vergleicht man damit, was den Aermsten
der Armen gegeben wird, so kommt einem mit aller
Deutlichkeit zum Bewußtsein, in welch grauenhaftem,
grenzenlosem Elend die minderbemittelten Bevölke¬
rungsschichten leben.

Bei Rundfragen und ärztlichen Untersuchungen in
Schulen wurde festgestellt, daß der größte Teil unserer
Voltsschulkinder heute an Rachitis, Tuberkulose und
sonstigen Volkskrankheitenleidet, daß eine große Zahl
der Kinder ohne Frühstück zur Schule kommt, ohne
Abendessenzu Bett gehen muß und kein Mittagessen
erhält. Diese Zustände kann und wird man natürlich
in der kapitalistischenWirtschaftsordnung nicht beseiti¬
gen, weil dadurch die Profitrate des Unternehmertnms
gefährdet wird. Aber zum mindesten muß man doch
darauf hinwirken, daß dieses Elend bis zu einem ge¬
wissen Grade herabgedrllcktwird.

Das Wohnungsclend schreit geradezu zum Himmel.
In einzelnen Haushalltungen sind bis zu 10 Personen
beiderlei Geschlechtsin einem oder zwei Räumen zu¬
sammengepfercht,müssen vier bis fünf Kinder in einem
einzigen Bett oder auf einem Strohsack schlafen. Diese
Zustände gebären erst das, was nachher in den Für-

oder in den Heimen für sitt¬
lich oder moralisch Gefährdete sich als Auswirkn»!',
zeigt. Gerade das Zentrum, das immer Kavon redet,
die Moral und Sittlichkeit unseres Voltes sei gefährdet,
trägt mit dazu bei, daß derartige Zustände sich heraus¬
bilden, aus dem einfachen Grunde, weil die Vertreter
des Zentrums im Reichstage und im Landtage immer
wieder alle Anträge der Kommunisten auf Erhöhung
der Löhne, der Erwcrbslosenuuterstützuug und der
Wohlfahrtsunterstützung, auf Beseitigung der Woh¬
nungsnot usw. ablehnen.

Ferner ^besteht eine ungeheure Netten- und Wäsche¬
not. Der größte Teil der heute in den Volksschulen
eingeschultenKinder geht ohne Hemd, ohne Strümpfe.
Im Winter, im Frühfahr und Herbst ficht Man die
abgehärmten Prolctariertinder auf nacktenFüßen zur
Schule schleichen. (Zuruf aus der Mitte: Auf dem
Lande sieht man das oft!) Aber nur im Sommer,
nicht lm Winter. In den Städten müssen die Kinder
vielfach auch in den kalten Jahreszeiten mit nackten
Füßen durch den Schnee oder den Dreck zur Schule
waten.

Im vorigen Jahre hat die ProvinzialUerwaltiing
leine Mittel für >die Kinderspeisung zur Verfügung ge¬
stellt, wohingegen im vorvorigen Jahre noch 150 000

Mark zur Verfügung standen. Nichtsdestowenigersind
im vergangenen Jahre aus Reichsmitteln über eine
Million Mark in das Rheinland geflossen, die an die
einzelnen Gemeinden verteilt wurden. Es wurde so¬
mit wenigstens ein kleines Palliatibmittelchen an¬
gewandt, um dem ungeheuren Elend der Schulkinder
einigermaßen zu steuern.

Wenn nun im Reichstag der Antrag der sozial-
demokratischenFraktion auf Wiedereinsetzungder Po¬
sition von 5, Millionen Mark für Kinderspeisung ab¬
gelehnt wurde, so kann das für uns lein Grund sein,
auch seitens der Provinz diese Speisung nicht durch¬
zuführen. Ich möchte schon sagen: Wenn man etwas
geben will — das gilt insbesondere für die Herren von
der sozialdemokratischenFraktion —, kann man es
natürlich nicht dabei bewendenlassen, 150 000 Mark ein¬
zusetzen. Da find 500 000 Mark oder eine Million Mark
noch zu wenig. Aber, weil wir wissen, daß selbst
500 000 Mark abgelehnt werden, ist es natürlich zweck¬
los, noch mehr zu verlangen. (Lachen.) Sie brauchen
nicht darüber zu lachen, Sie lehnen ja schon diese
500 000 Marl ab. (Zuruf des Abgeordneten Haas:
Deshalb nehmen wir ja 150 000 Mark!)

Das Zentrum gibt immer vor, auf diesem Gebiete
eingreifen zu wollen. Für unseren Antrag einzutreten,
wäre zum mindesten Pflicht dericnigen Abgeordneten
der Zcntrumsfrvttion, die sich Arbeitervertreter nennen.
Der Sprecher der Zentrumsfraktion im Provinzial-
ausschuß lehnte rundweg überhaupt die Einsetzung
einer Summe für Kinderspeisung ab. Erst nach Rück¬
sprache mit der Zentrumsfraktion fah er sich ge¬
zwungen, im Provinzialausschuß zu erklären, daß die
Zentrmnsfraktion der Position von 150 000 Mark ent¬
sprechend dem Antrage der Sozialdemokraten zu¬
stimme. Das heißt, die Vertreter des Zentrums in den
einzelnen Ausschüssenhaben nach ihrer eigenen Auf¬
fassung erklärt: Wir lehnen diese Dinge ab. Aber das
Zentrum insgesamt konnte diese große Verantwortung
»richt auf sich nehmen, diesen Antrag ganz abzulehnen.
(Glocke des Vorsitzenden.)Sind die zehn Minuten schon
um? Das geht aber flott.

Ich möchte nur noch ganz kurz darauf hinweisen,
daß es Wohl möglich ist, diese Summe aufzubringen,
ohne die Provinzialumlagc zu erhöhen, wenn ins¬
besondere diejenigen Vertreter, die auch in den Stadt-
verordnetenverfammlnngen der Großstädte sitzen, dar¬
auf hinwirken, daß die Repräsentationskosten, die
Dispositionsfonds der Herren Oberbürgermeister und
die sonstigen nebensächlichenAusgaben für alle mög¬
lichen und unmöglichenAusstellungen gestrichen werden.
Alle diese Positionen zusammengerechnet,ergeben eine
enorme Summe, mit der man auf diesem Gebiete sehr
viel leisten kann. Wenn dann noch von der Provinz
ein kleiner Zuschuß, ein gewisser Anreiz den Gemeinden
gegeben wird, bedeutet das, daß auf dem Gebiete der
Kinderspeisung noch manches erreicht werden taun.

Wir beantragen zu unseren Anträgen auf E>N'
sctzung von 500 000 Mark namentliche Abstimmung,
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VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat die Frau
Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Frau Becker: Meine Herren und
Damen! Meine Fraktion hat den Antrag gestellt,
150 09« Mark in den Etat für Kindersipeisungeinzu¬
setzen. Im vorigen Landtag war derselbe Antrag ge¬
stellt worden. Er wurde aber mit der Begründung ab¬
gelehnt, das sei Reichssache,das brauche die Provinz
nicht zn übernehmen, 'weil die Verwaltung dieser
Gelder Schwierigkeiten und Umständlichkeitenmit sich
brächte. In diesem Jahr ist das ja nun nicht der Fall.
Wir haben gehört, daß der Reichstag die Mittel ab¬
gelehnt hat. Folglich müssen wir hier als Provinzial-
lnndtag Stellung dazu nehmen, etwas für die Kinder-
fürsorgc zu tun.

Wir haben hier die örtliche Kinderfürsorge 'im Auge.
Neber den Gesundheitszustand der Kinder an und für
sich brauche ich keine Ausführungen zu machen. Er
wird immer wieder erörtert, darüber sind wir alle im
Bilde. Aber die örtliche Erholungsfürsovge muß mehr
als bisher gefördert werden, weil nicht allen kranken
und unterernährten Kindern die Möglichkeit gegeben
wird, in Anstalten und Erholungsheimen unter¬
zukommen. Daher müssen wir den Kindern, die von
diesen Maßnahmen nicht erfaßt werden, innerhalb der
Familie eine große Betreuung zukommenlassen. Wir
»Nissen natürlich mit dieser Maßnahme gewissermaßen
eine vorbeugende Fürsorge verbinden.

Wir haben uns hier im Hause immer über die Für-
suvgeerziehnngund ihre Auswirkungen unterhalten. Ich
möchte nun behaupten, daß das, was wir an der Ge¬
sundheit der Kinder tun, auch vorbeugende Fürsorge
>n erzieherischerHinsicht ist. Ich glaube, auch die Eltern
dieser Kinder, die hier erfaßt werden, werden es be¬
grüßen, wenn im Laufe der Sommermonate ihre
Kinder von den einzelnen Organisationen ins Freie
geführt werden. Dort werden sie kräftig ernährt, und
es wird mich in erzieherischerund belehrender Hinsicht
W manches geboten. Ich erinnere an die Ausflüge, die
t>>e Arbeiterwohlsahrt im letzten Jahre gemacht hat,
auch in den Jahren vorher, die auch von den Zuschüssen
bedacht worden war. Wir hatten im letzten Jahr hier
'» Düsseldorf über 5,000 Kinder erfaßt und hatten uns
natürlich Mühe gegeben,nur die Aermsten der Armen
Mit in diese Kinderreihe hineinzubringen.

Wir müssen mich vor allen Dingen daran denken,
d"ß die Mütter derjenigen Kinder, die nur die Waisen¬
rente von 10 Mark — im Höchstfalle16 Mark — be¬
kommen, diese Kinder nicht ernähren können, und daß
"Uch für die Kinder, deren Eltern nicht versichert«e-
wesen sind, etwas Besonderes getan werden muß.

Wir haben von dem Berichterstatter gehört, daß
^r Ausschuß sich auf den Standpunkt gestellt hat,
«lesen Antrag anzunehmen. Ich möchte das Hohe Haus
"ten, dem beizupflichten.

Ich höre, daß auch die Auswahl von den Schul-
arzten nicht immer so getroffen wird, wie sie getroffen

werden müßte. Es sind oft bei den Kindern, die in
Anstalten und Heime geschickt werden, nicht immer die
ärmsten und bedürftigsten.

Ich kann mich natürlich nicht dem Antrage der
kommunistischenFraktion anschließen (Zuruf des Ab¬
geordneten Oberdörster: Weil Sie der Kirche das Geld
bewilligen müssen!), nicht, weil mir die 500 000 Mark
zu viel sind. Ich möchte noch viel mehr für unsere
armen Kinder, besonders in den untersten Schichten,
haben. (Zuruf des Abgeordneten Oberdörster: Das
sind ja Phrasen!) Wer in der Wohlfahrtspflege tätig
ist, weiß ganz genau, daß leine Summe zu hoch ist, um
das gesundheitlicheund sittliche Niveau unserer Jugend
wieder emporzubringen. Aber es ist keine Aussicht da¬
für da, daß sich im Ausschuß und hier im Hohen
Hause eine Mehrheit dafür findet, die 500 000 Mark
anzunehmen. So sollen wir doch nehmen, was wir
eben herausholen tonnen. Wir haben schon öfter er¬
lebt, daß die 'kommunistische Fraktion Anträge stellte,
die 'die unsrigen drei bis viermal überflügelten, die
aber abgelehnt wurden, während die Anträge unserer
Fraktion, die sich in bescheidenerenGrenzen hielten,
angenommen wurden. Wir sind ja von Ihnen ge¬
wöhnt, daß Sie nur Anträge stellen,die für uns un¬
annehmbar sind, weil sie von der Mehrheit des Hauses
augelehnt werden. Wir stehen deshalb auf dem Stand¬
punkt, nicht Kirchturmpolitik zu treiben, sondern Prak¬
tische Arbeit zu leisten, die etwas für unsere Leute
herausholt. (Zuruf eines kommunistischenAbgeord¬
neten: Kirchenpolitiktreiben Sie!) Es ist eine unnütze
Demonstration, die Sie immer veranstalten. (Weitere
Zurufe von kommunistischer Seite.) Wir sind es ja ge¬
wöhnt, daß wir von Ihnen in dieser Weise angepflaumt
werden. Aber davon lassen wir uns nicht leiten. Wir
treiben vernünftige Politik, die auch etwas für die Be¬
völkerung erreicht. Ich bitte deshalb das Hohe Haus,
den Antrag auf 150 000 Mark anzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht mehr vor.

Ich beabsichtige, zunächst über den kommunistischen
Antrag zu Nr. 13 auf 500 000 Mark, dann über die
Anträge 12 c, 12 l, und 12 ^ abstimmen zu lassen.

Zu Puukt 13 ist vou dem Herrn Abgeordneten Dun-
drr namentliche Abstimmung beantragt worden. Nach
8 39 der Geschäftsordnung bedarf dieser Antrag der
Unterstützung von l5 anwesenden Abgeordneten. Ich
bitte diejenigen, die für den Antrag auf namentliche
Abstimmung sind, sich zu erheben. — Der Antrag ist
genügend unterstützt.

Ich bitte die Herren Abgeordneten, ihre Plätze ein¬
zunehmen und sich der Stimmzettel, die in Ihren
Schubladen liegen, zu bedienen. Diejenigen, die für
den Antrag des I. Fachausschussesauf Ablchnung des
loinmunistischcnAntragessind, bitteich, die Weiße Karte
mit Ja auszufüllen. Also die Ja-Karte bedeutet An¬
nahme des Antrages des Fachausschusses aus Ab¬
lchnung des kommunistischenAntrages.
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Nach der Geschäftsordnung hauen die Herren Bei¬
sitzer die Stimmzettel einzuziehen. Vs bars zwischen
der Abstimmung und der Verkündigung des Er¬
gebnisses weiter verhandelt, aber nicht beschlossen
werden. Ich schlagedeshalb vor, die Abstimmung zu
12 und 13 zu vertagen und in die Erörterung zu
Puukt 11 einzutreten.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dr.
Adenauer.

Abgeordneter Dr. Adenauer : Meine Herren!
Ich verstehe die Sachlage doch so, daß jetzt über den
kommunistischenAntrag, 5NNN0N Mark zu geben, ab¬
gestimmt wird. Der Herr Präsident schlägt vor, die
Abstimmung so vorzunehmen, daß derjenige, der diesen
Antrag ablehnen will, einen Ja-Zettel abgibt. Ich
halte das erstens nicht für richtig und zweitens glaube
ich, daß eine starte Konfusion eintreten wird. (Zuriü
des Abgeordneten Hack: Die ist schon da!) Wenn man
einen Antrag ablehnen will, muß man doch einen Nein-
Zettel nehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dr. Adenauer, ich kann mich doch nur an die Tages¬
ordnung halten. Hier handelt es sich um die Annahme
oder Ablehnung des Antrages des Fachausschusses.
Selbstverständlich ist das kompliziert. Ich tanu aber
doch nur ii'ber diesen Antrag des Fachausschusses,der
zur Abstimmung vorliegt, abstimmen lassen. (Zuruf
des Abgeordneten Dr. Adenauer: Dazu ist aber ein
Abänderungsantran gestellt! Zuruf des Abgeordnelen
Dr. Kaiser: Ist ja egal! Zuruf des Abgeordneten
Dr. Adenauer: Aber es gibt Konfusionen!) Ich glaube,
es war ganz klar, wie ich es eben aussprach. Ich kann
nur über diesen Antrag des Fachausschussesabstimmen
lassen. Diejenigen, die für den Antrag des Fach¬
ausschussessind, wonach der Antrag der kommnmsti-
schen Fraktion abgelehnt wird, haben einen Ja-Zettel
abzugeben.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Frisch.
Abgeordneter Frisch: Ich habe schon festgestellt,

daß in verschiedenenFällen, so auch bei den vorher¬
gehenden Punkten, z. B. bei der Eisenbahn, in einer
Weise Verfahren worden ist, wie es nach unserer Auf¬
fassung nicht richtig ist. Man muß zunächst über den
weitestgehendenAntrag abstimmen lassen, um nachher
auch den anderen die Möglichkeit der Zustimmung zu
dem Ausschußantrage zu geben. Man kann also nicht
zunächst über den Ausschußantrag abstimmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das habe ich ja vor¬
geschlagen. Also die Abstimmung geht jetzt vor sich:
Ns muß der Name auf den Zettel geschrieben werden.
Der Zettel ist dann abzugeben. Wir tonnen aber
weiter verhandeln.

Ich schlage vor, jetzt in die Beratung der Punkte
14 bis 16 einzutreten.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Ab¬
geordneter Oberdövster.

Abgeordneter Oberdörster: Herr Adenauer hat
zur Abstimmung Ausführungen gemacht, die darin

ausllangen, daß eine gewisse Unklarheit darüber besteht,
daß in diesemFalle nicht über den Antrag selbst, son¬
dern über den Antrag des Ausschusseszu diesen! An¬
trage abgestimmt wird. Ich glaube, wenn wir noch
einen Augenblick reden, dann erreichen wir vielleicht,
daß die Unklarheit so groß wird, daß unser Antrag an¬
genommenwird. Uns wäre das sehr angenehm. (Zuruf
des Vorsitzenden:Das ist nicht zur Geschäftsordnung!)
Aber ich möchte vor der Abstimmung noch einmal be¬
tonen, daß es notwendig ist, klar und eindeutig zu
sagen, ob über den Antrag des Ausschusses zu unserem
Antrage oder über unseren Antrag selbst abgestimmt
wird.

VorsitzenderDr. Iarres: Herr Abgeordneter, ich
habe es schon wiederholt gesagt: Es wird abgestimmt
über den Antrag des Fachausschusses. Diejenigen, die
entsprechenddem Antrage des Fachausschnssesfür die
Ablehnung des konnnunistischcnAntrages sind, stimmen
mit Ja.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dunder.
Abgeordneter Dunder : Ich möchte darauf hin¬

weisen, daß man uns hiermit die Möglichkeit nimmt,
bei eventueller Ablehnung unseres Antrages einem
anderen Antrage zuzustimmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Durchaus nicht, Herr
Abgeordneter. Komplizieren Sie bitte die Sache nicht.
Ich habe gesagt: Zn 13 wird zunächst abgestimmt, dann
zn 12°, b und a. (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Dann habe ich das überhört!) Wenn Sie genauer zu¬
hören wollten, tonnten wir schneller fertig werden.

Ich bitte die Herren Stimmzähler, die Stimmzettel
einzuziehen.

Wir kommen zu den Punkten 11, 15, und 16.
Punkt 14: Antrag des V.Fachausschusses

») zu der Entschließung der Zentrums-
frattion, betreff e n d Gewährung
einer Meistbegünstigung für die
französische Weineinfuhr bei Ab¬
schluß des endgültigen Handels¬
vertrages mit Frankreich;

l>) zu dein Antrage der K PD. - F rak ti on ;
c) zu dem Antrage der Wirtschaftlichen

Vereinigung.
Punkt 15: Antrag des V.Fachausschusses

zu dem Antrage der Wirtschaftlichen
Vereinigung auf Abänderung des Wein-
gesctzes über „Hefewein".

Punkt 16: Antrag des V.Fachausschusses
zu der Entschließung der KPD. -Fraktion,
betreffend Stellung eines Antrages an
die Reichs- nnd Staatsreg lernng auf
Niederschlagung der an Kleinwinzer
gewahrten Kredite.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Bergweiler.
Abgeordneter Vergwciler: Meine Damen und

Herren! Der V. Fachausschuß hat beschlossen, Ihnen
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vorzuschlagen, die Ihnen vorliegende abgeänderte
Resolution Nr. 11N der Zentrumspartei, betreffend das
Handelsprovisorium mit Frankreich, in unveränderter
Form anzunehmen.

Meine Damen und Herren! Der V. Fachausschuß
hat beschlossen, Ihnen vorzuschlagen, den Antrag der
WirtschaftlichenVereinigung (Nr. 137) abzulehnen, da
es nicht Aufgabe bes Provinziallandtages sein kann,
in einzelne Details der Gesetzgebung,zumal einer so
schwerwiegendenFrage wie der Abänderung des Wein-
gesetzes, einzutreten und etwa einen einzelnen Para¬
graphen des Wcingcsetzesherauszugreifen.

Meine Damen und Herren! Der V. Fachausschuß
schlägt Ihnen weiter vor, die beiden Abändernugs-
anträge (Drucksache121) der KommunistischenPartei
und der Wirtschaftlichen Vereinigung (Drucksache 126)
abzulehnen.

Zu Nummer 120 der Drucksachen habe ich namens
der großen Mehrheit des FachausschussesAblehnung
zu beantragen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Sommer.

Abgeordneter S o m m c r : Bei der Beratung >>»
V. Fachausschuß über die vorliegenden Anträge und
Entschtießungen (Punkte 14 bis 1«) hat man versucht,
die Dinge so hinzustellen, als ob tatsächlich bei den
Winzern wieder eine gewisseBeruhigung eingetreten
sei. Dabei steht fest, daß am 3. April in Teuheim
eine Kundgebung der Winzer stattgefunden hat, in der
eine Entschließung angenommen wurde, worin es
heißt: Das Vertrauen der Winzer zur Neichsregierung
ist erschüttert, die Winzer haben zu derReichsrcgierung
lein Vertrauen. Allerdings kann man, soweit man
diese Entschließung überschaut, feststellen,daß es sich
dabei wieder um ein ganz geschicktesManöver handelt,
das die Herren von Guerard usw. mit den Winzcr-
»ötrn schon seit zwei bis drei Jahren treiben. Sie legen
eine Entschließung vor, wonach man lein Vertrauen
"lehr zu der Rcichsrcgiernng hat, i» der mau selbst sitzt,
um daun »nieder zwei bis drei Satze tiefer dagegen zu
brotestieren, daß die Reichsregierung die deutschen
Winzer an die französischenWinzer ausliefert. Das
sind wunderbare Formulierungen, in denen vor allen
Dingen an das Nationalgesühl dieser Berufsschichteu
appelliert wird. In Wirklichkeit werden doch die
deutschen Winzer nicht an die französischenWinzer
verschachert. In Wirklichkeit werden die deutschen
Winzer hoch als ein Schacherobiett im Interesse der
deutschen Industrie mißbraucht. Das muß hier wieder¬
holt festgestellt werden. Es ist demagogisch, wenn man
Mit solchen Dingen die Winzer von dem Erkennen
ihrer wirklichen Lage ablenken will. (Sehr richtig!
links.) Wir werden diese Dinge, auch den Tanz, den
Man hier im ProvinziallaNdtag sowohl in den Fach¬
ausschüssen als auch im Plenum vorführt, benutzen,um
M zeigen, daß die Zentrumspartei diese Dinge nicht
auszieht, um wirklich den Winzern zu helfen, sondern

nur, um diesen Entrüstungssturm der Winzer gegen
die Politik der Deutschen Reichsregierung als Geschäfts¬
trägerin der Schwerindustrie aufzufangen und sie bei
der Stange des Zentrums zu halten. (Hört, hört! bei
den Kommunisten.)

Wenn wir uns die Entschließung weiter besehen,so
haben wir zur Drucksache 50 in Drucksache 121 den
Antrag gestellt, die Entschließung des Zentrums ab¬
zuändern, und zwar nach der zweiten Zeile zu sageil:
„Beim Abschluß des Handelsvertrages mit Frankreich
die Interessen der rheinischen Kleinwinzer zugunsten
der großkapitalistischenInteressen der Schwerindustrie
zu verschachern und der französischen Weincinfuhr
Meistbegünstigung zu gewähren."

Ich hoffe, daß diejenigen, die das selbst eingestehen,
den Mut haben, für diese Erklärung zu stimmen, daß
sie sich wenigstens nicht durch den Fraktionszwang oder
von der Angst, vor anderen Leuten in Ungnade zu
kommen,davon abhalten lassen, dieser Ergänzung zu¬
zustimmen.

Weiter liegt eine Entschließung der Fraktion der
WirtschaftlichenVereinigung vor, und zwar:

„Der Probinziallanding wolle beschließen, dieReichs-
regicrung zu warnen, beim Abschluß des endgültigen
Handelsvertrages mit Frankreich im Interesse der
Schwerindustrie, aber zum Nachteil der rheinischen
Winzer der französischen Weineinfuhr Meistbegünsti¬
gung zu Newähren."

Wird die von uns hier vorgeschlageneErgänzung
zur Drucksache 50 abgelehnt, so werden wir der Ent¬
schließung, die hier von der WirtschaftlichenVereini¬
gung beantragt ist, unsere Zustimmnng geben.

Weiter liegt hier eine Entschließung, ebenfalls von
der WirtschaftlichenVereinigung, vor, in der von der
Regierung verlangt wird, schleunigstein Gesetz über
Hefewein usw. in Kraft zu fetzen. Wir können dieser
Entschlicßnng ebenfalls nicht zustimmen,und zwar des¬
halb nicht, weil wir der Auffassung sind, daß der
Betrug des Steuerfiskus, diese gefärbten Weine ein¬
zuführen, sie zu entfärben und dann als gute Weine
in den Handel zu bringen, nach unserem Dafürhalten
nicht ohne Wissen der maßgebendenInstanzen geschieht
und daß heute diese Instanzen noch nicht genügend ein¬
gegriffen haben. Es ist Sache der Winzer, hier einmal
konkret die Dinge dorthin zu bringen, wohin sie ge¬
hören, damit die Negierung einmal rücksichtslosein¬
schreitet. Aber wir befürchten,daß man das nicht tun
wird, da immerhin die Verstpvung der Behörden mit
gewissen Kreisen so stark fortgeschritten ist, daß man
dort nicht ein, sondern sechs Augeu zudrückenwürde,
wenn man sechs Augen hätte.

Weiter haben wir eine Entschließungan die Reichs¬
und Staatsrogierung zur Niederschlagung der den
kleineu Winzern gewährten Kredite vorliegen. Man
wird nachher wie im V. Fachausschuß sagen: Dafür
sind wir nicht zuständig. Dann werden die und die
Kategorien auch kommen und dasselbe verlangen. Aber,
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Ihr Herren Abgeordneten vom Zentrum und von der
Bürgerlichen Arbeitsgemeinschaft, wir werden sehen,
was Ihr bei dieser Abstimmung tun werdet, und wir
sind uengierig, was Ihr bei dem M)000-Mark-Projekt
des Herrn Dr. Ereutz tun werdet. Wenn wir feststellen,
das; Ihr diesen Antrag ablehnt nnd nachher für die
Ncunvorlage des Herrn Dr. Creutz zu haben seid,
dann werden wir dies ebenfalls den Winzern klar vor
Augen führen. Hoffentlich gelingt es, trotz der An¬
wendung der demagogischstenMittel, dem Zentrum, das
oben allein das Monopol der Vcrdummung der Winzer
hat, nicht die Winzer noch einmal soweit zu verblödeu,
das; sie sich bei den nächsten Wahlen wiederum vor den
Karren der Schwerindustrie spannen lassen, (Lachen
im Zentrum.) Hoffentlich gelingt es den wenigen
Kräften, die dort in diesem Gebiet arbeiten, den Win¬
zern den Schleier von den Augen abzureißen, damit
sie erkennen, daß Zentrumspolitik nicht Schutz der
Religion, soudern Verschacherung des Kleinbürger¬
tums uud des Mittelstandes im Interesse der Schwer¬
industrie bedeutet. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten!) Wir hoffen, daß die Mehrheit wenigstens der¬
jenigen, die hier vorgeben, die Interessen der Winzer
zu vertreten, für unsere Entschließung bzw. die Ent¬
schließung der Wirtschaftlichen Vereinigung stimmen,
Diesenigen, die das nicht tun, haben nicht das Recht,
fiir die Winzer zu sprechen. Einer großen Reihe der¬
jenigen, die hier für die Winzer sprechen, namentlich
den Großgrundbesitzern, wird es zu lange, bis sie die
Winzer im Sack haben, bis sie ihnen soweit die seidene
Schnur um den Hals gezogen haben, daß sie noch zu
ihren so und soviel tausend Morgen das Wenige der
Winzer noch hinzuraffen können. Die Winzer werden
einsehen, daß sie diesen Enteignungsprozeß unter dem
wunderbaren Gesang der Zentrumspartei nur durch
einen rücksichtslosenKampf gegen diese Kreise ver¬
hindern können. (Lauter Beifall bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Nlbertz.

Abgeordneter Albertz: Meine Damen »nd
Herren! Wenn wir jetzt nochmals Gelegenheit habeu,
zur Frage der Winzer Stellung zu nehmen, dann ganz
kurz.

Zunächst zur Drucksache50 der Zentrumsfraktion,
die ja bezüglich der Handclsvertragsabfchliisse mit
Frankreich wünscht, daß die Meistbegünstigung den
französischenWeinen nicht gewährt wird. Meine poli¬
tischen Freunde stehen nun schon auf dem Standpunkt,
daß dieser Wust von Entschließungen, die hier im
Rheinischen Provinziallandtag bezüglich der Winzer
eingebracht werden, eitel Spiegelfechterei ist. (Abgeord¬
neter Dr. Pattberg: Sehr richtig!) Denn sowohl bei
dem Abschluß der provisorischen Handelsvertrags¬
verhandlungen mit Frankreich wie auch bei deu end¬
gültigen Verhandlungen wird sich zeigen, daß alles das,
was hier heute bezüglichder Winzer vorgebracht wird,
b" der Beurteilung der realen Unterlagen zum Nb-
»chluß von Handelsverträgen nicht haltbar ist und daß

man dort wirtliche Realpolitik machen muß. Mehr
richtig! rechts.) Ich stehe uämlich auf dem Stand¬
punkt, daß auch die Entschließung, die Herr Abgeord¬
neter von Guerard zu den vorbereitenden Vertrags¬
verhandlungen mit Frankreich abgegebenhat, ebenfalls
eitel Spiegelfechterei ist, denn die Verhandlungen, die
unter der Leitung des Ministerialdirektors Dr. Posse
abgeschlossenwurden, haben nichts anderes erwiesen,
als daß man sich den nüchternen Tatsachen beugen
muß, daß wir, wenn wir als Industrieland ausführen
wollen, den Einfuhrländern mit Agrarprvtmiten, Obst
uud Wein usw. Konzessionen machen müssen. Wenn
man sich dann hierher stellt und wie ein Fuchs den
Gänsen predigt, so nennen wir das eitel Spiegel¬
fechterei.

Wir stimmen trotzdem für den Zentrumsantrag
Nr. 50, müssen aber den Antrug der Wirtschaftlichen
Vereinigung sowie den der Kommunisten ablehnen
(Zuruf des Abgeordneten Hack: Nachtigall, ick hör dir
laufen!), aus der reinen Erkenntnis heraus, daß wir
die HandelsUertragsverhandlungen dazu benutze»
müssen, um auf der anderen Seite wiederum unserer
Industrie, unserem Handel usw. Arbeitsgelegenheit zu
schaffen. Das sind die Gründe, die uns dazn zwingen,
zn diesen Dingen diese Stellung einzunehmen.

Interessant ist es aber, wenn man die Vertreter,
die sich gestern als Winzervertreter hier aufgespielt
haben, einmal bei Licht betrachtet und an ihre Hand¬
lungen die Sonde der Kritik legt. Dann muß man
feststellen, daß es weniger Winzer- als Händler-
vertreter, d. h. Vertreter derjenigen Kreise sind, die
vorgeben, die Winzer zu schützen, aber in Wirklichkeit
— 'ich habe schon einmal dazu ausgeführt, daß 90 Pro¬
zent der Winzer Kleinwinzer sind — die Produtte der
lleinen Winzer in deren Notlage aufzulaufen Ge¬
legenheit haben, weil sie bessere Lagen haben, sie zu
verschneidenund infolgedessenhöhere Preise dafür zu
erzielen. (Sehr richtig!) Sie sehen, auch das ist eitel
Spiegelfechterei, wenn diese Leute sich hier als Iuter-
essenvcrtrcter der Kleinwinzcr hinstellen.

Nun etwas zu der Drucksache 137, dem Antrage des
Herrn von Detten. Was will der Herr von Detten
mit diesen: Antrage eigentlich sagen? Er sagt, wir
sollen darauf einwirken, daß die Abänderung des Wein¬
gesetzes über Hefewcine schleunigst in Kraft gesetzt
wird. Zunächst frage ich: Sind wir als Provinzial¬
landtag befugt, in dieser Form in eine Reichsgesetz-
gebung einzugreifeu? Ich muß schon sagen, daß es
eine ziemlicheAnmnßnug ist, wenn wir uns einbilden,
daß wir in ein solch wichtiges Gesetz, welches eine
durchaus gründliche Kenntnis der Materie voraus¬
setzt, in dieser Form und in dieser Zusammensetzung
des Provinziallandtags überhaupt eingreifen.

Was sind Hefewcine? Die Winzer sind selbst noch
nicht darüber klar und die Händler auch noch nicht.
Es wird nur behauptet, daß unter der Firma Hefewein
geschmuggeltwird, d. h. daß bieser Wein für guten
Wein in den Handel gebracht wird. Dagegen wehren
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sich die Händler. Ans der anderen Seite Haben sich aber
auch die Konsumenten zu wehren, daß unter dieser
Firma überhaupt derartige Dinge vor sich gehen. Da
wäre es doch richtig, wenn sich die Interessententreise
einmal deutlich darüber aussprächen, was eigentlich
mit diesen Dingen gemeint ist. Wenn feststeht, daß der
sogenannte Hefewein zu 5NU Mark das Fuder in den
bandst gebracht wird, und die Händler sich dagegen
wehren, daß dies geschieht, t>. h. daß dem Konsum billi¬
ger Wein zugeführt wird, dann ist die Frage auszu¬
werfen: Ist es richtig, daß das geschieht, oder ist es
nicht so, daß dieser billige Wein wiederum von den
Händlern aufgekauft wird, um für 950 Mark in den
Handel gebracht zu werden? ve lacw ist es doch so,
daß das konsumierende Publikum von diesen Steuer¬
hinterziehungen oder Schiebungen überhaupt keinen
Nutzen hat. Wenn das schon einmal feststeht, haben
wir keine Ursache, dafür einzutreten, daß diese Gesetzes¬
änderung in Kraft gesetzt wird.

Noch etwas anderes. Es ist von uns verlangt
worden, daß wir dafür eintreten sollen, daß der so¬
genannte vin i-ll8s, der südlicheRotwein, der hier für
^2 Mark Zoll das Hektoliter eingeführt wird, nicht
mehr entfärbt wird. Wie ist der praktischeVorgang?
Dieser Rotwein wird zu 32 Mark Zoll das Hektoliter
eingeführt, während der Weißwein zu 45 Mark ein-
geführt wird. Es gibt ein Mittel für 2,80 Mark oder
3 Mark, das dazu angetan ist, den Rotwein zu ent¬
färben, um chn zu der Qualität des 45er-Weins zu
stempeln. Was tritt nun ein? Man verlangt, daß das
nicht geschehen soll. Wir stehen schon auf dem Stand-
Punkt: Wenn es möglich lst, auf diesem Wege den
Weinkonsum zu heben und billigere Weine, die in den
Qualitäten genau dieselben sind, auf den Markt zu
bringen, so erweisen wir dadurch den Winzern den
größten Dienst. Wir lehnen den Antrag ab aus dem
einfachen Grunde, weil wir darin eine Klausel sehen,
die dazu angetan ist, den Wein, der zn 32 Mark ein¬
geführt wurde, auf dem Wege über den Zoll von
45 Mark den, Konsumenten zu verteuern. Wir sind
deshalb ganz entschiedendagegen, daß das Weingesetz
über diese beiden Punkte so schnell wie möglich m
Kraft gesetzt wird.

Ich möchte auch da an die wirNich «leinen Winzer
appellieren und denen sagen, sich die Arbeit ihrer wirk¬
lichen Verufsgenossen einmal anzusehen. Dann werden
sie schon feststellentonnen, daß die Berufsgenossen, die
s'e als ihre Vertreter gewählt haben, zu 90 Prozent
pro 6uin<, arbeiten.

Nun etwas zu der Drucksache 120 bezüglich Nieder¬
schlagungder Kredite und Unterlassung der Pfändung
Mr Eintreibung der dein kleinen Winzer gewährten
Nutstands'tredite. Wir haben schon einmal grundsätz¬
lich unsere Stellung zu diesen Dingen bekannt gegeben,
-wir sind gegen Annahme dieser Entschließung au^
wissendenpraktischen Gründen. Es gibt im Deutschen
^>ch, auch im lieben Rheinland noch sehr viele andere
kreise, die auf diesem Wege Staatslredite durch Ver¬

mittlung von Sparkassen, Kreiskassen usw. erhalten
haben. Ich erinnere nur an das Handwerk, an den
Handel, an die Mittelindustiie usw. Das ist nun ein¬
mal eine Tatsache. Aus meinen eigenen Arbeiten in
dieser Angelegenheit weiß ich: Nehmen wir diese Ent¬
schließungan, dann find wir logischerweise verpflichtet,
auch allen Anträgen, die von diesen Kreisen, die diese
Kredite erhalten haben, kommen, nicht zu widerstehen.
Wir müssen tonseguenterweise dann auch diesen An¬
trägen zustimmen. (Sehr richtig!) Darin liegt eben¬
falls, daß wir uns den der Großindustrie und dem
Großhandel aus Reichsmittelu zur Verfügung ge¬
stellten Krediten ebenfalls wohlwollend gegenüber¬
stellen müssen, wie das in dieser Resolution verlangt
wird. Das von uns zu verlangen, ist ein bißchenviel.
Wir können wahrhaftig nicht dazu übergehen und rest¬
los die gewährten Kredite niederschlagen. Das können
wir Wirklich nicht machen. Wir stehen vielmehr auf
dem Standpunkt, daß man jeden Einzelfall prüfen
und dort, wo sich Härten herausstellen, eingreifen soll.
Ich stehe weiter auf dem Standpunkt, daß, wo es nicht
möglich ist, diese Kredite hereinzubekommen,und wo
der Ruiu irgendwelcher Winzer damit verbunden
wäre, es Pflicht der ProvinzialUerwaltung ist, diesen
Leuten zu helfen.

Darum möchten wir beantragen, daß aus dem
Fonds „Verschiedenes"zur Verfügung des Pruvinzial-
ansschnssesfür diese Zeit, zur Milderung der Not, die
durch die Zurückziehung der Kredite entstehen würde,
Mittel zur Verfügung gestelltwerden, damit derartige
Härten abgewendet werden.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter von Stedman,

Abgeordneter v o n Sted m n n : Meine Damen und
Herreu! Der Wortlaut der Entschließung der KPD.
und der Wirtschaftlichen Vereinigung hat in erster
Linie angestoßen. Wir können uns nicht auf den
Standpunkt stellen, daß hier im ProUinziallandtag der
eine Berufsstand gegen den anderen ausgespielt wird.
Wir sind als Mitglieder des Provinziallandtags Ver¬
treter der gesamten Provinz und haben gleichmäßig
für alle Verufsstände zu sorgen. Meine Damen und
Herren! Gs wird Ihnen vielleicht nicht unbekannt
sein, daß sowohl der landivirtschnftlicheBerufsstand
und die Winzer, wie auch die Industrie mit dem ab¬
geschlossenen Handelsprovisorium nicht einverstanden
waren. Das ist eine feststehende Tatsache. Wir tonnen
aber auch an der Tatsache nicht Vorbeigehen,daß alle
Handelsverträge, die Deutschland abgeschlossen hat und
abzuschließenbereit ist, auf dem Boden der Meist¬
begünstigung abgeschlossen werden. In diesem Augen¬
blicke nun in einer demagogischenForm Anträge zn
stellen, welche unter Umständen Wünsche und Hoff¬
nungen in dem schwergeprüftenWinzerstande hervor¬
rufen könnten, die sich nachher als unerfüllbar er¬
weisen, das kann man als vernünftiger Mensch nicht
mitmachen. Wir wollen bloß, daß Hoffnungen erweckt
werden, wenn sie sich auch verwirklichenlassen.
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Ein Wort zur Abänderung des Weingesetzes,dem
Vorschlage der Wirtschaftlichen Vereinigung.

Meine Damen und Herren! Der Provinziallandtag
ist nicht das Forum, wo solch subtile technische Fragen
behandelt werden können. An der Abänderung des
Weingesetzes arbeiten seit Jahr und Tag die gesamten
Wiuzerorganisationen des Deutschen Reiches uud
machen ihre Vorschläge,und die Abänderung des Wein¬
gesetzes taun bei den stark widerstreitenden Interessen
des Rheins, der Mosel, der Nahe, der süddeutschen Be¬
zirke usw. bloß dadurch verwirklicht werden, daß man
innerhalb der deutschen Weinbauverbände, innerhalb
der Berufsorganisationen ein Kompromiß herbeiführt,
mit dem sich alle Weinbaugebiete einverstanden er¬
klären können. Ich muß Ihnen aber sagen, daß gerade
diese technische Soite der Sache sehr schwerwiegende
Erörterungen hervorrufen würde und außerdem kaum
jemand hier im Provinziallandtage mit Ausnahme
von vielleicht zwei oder drei Herren überhaupt in der
Lage wäre, die Folgen eines solchen technischenBe¬
schlusses zu beurteilen.

Ich bitte also, den Antrag der WirtschaftlichenVer¬
einigung abzulehnen. Ich muß für die Winzerorgaui-
sationen in Anspruch nehmen, daß unsere Winzer
durchweg zu ihren Organisationen Vertrauen haben.

Nun ein Wort zu den Krediten. Meine Damen
und Herren! Wenn Zwangsmaßnahmen bezüglichder
Wmzertreditc heute vorkäme», dann tonnten Sie über¬
zeugt sein, daß die Führer der Organisationeu darüber
unterrichtet wären. Ich habe bisher von solchen
Zwangsmaßnahmen gegen die Winzerschaft in keiner
Form etwas gehört. Ich kann Ihnen aber auf der
andereil Seite sagen, daß durch Vermittlung des Herrn
Oberpräsidenten und der Behörden die Zinsen, die
unter einem Betrage von 10 Mark liegen, in diesen,
Jahre nicht einmal erhoben werden, um eben den
Meinwinzerstand zu schonen. Die ganze Kreditaktion
für den Weinbau liegt in erster Linie in den Händen
des Herrn Oberpräsidenten der Rheinprovinz, und ich
glaube sagen zu können, daß die gesamte Wiuzerschast
gerade zu dem Herrn Oberpräsidenten das vollste Ver¬
trauen hat, daß er dafür sorgen wird, daß dem Winzer¬
stande nicht wehe getan wird.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter von Netten.

Abgeordneter von Detten : Meine Damen und
Herren! Es ist bestritten worden, daß der Rheinische
Provinziallandtag der Ort wäre, wo die Winzer¬
angelegenheiten zur Sprache gebracht werden sotten,
wenigstens in bezug auf die Neichsweingesetzgebung.
Meine Herren! Ebensogut wie im Bayrischen Land¬
tage diese Dinge zum Teil zur Sprache gekommensind,
ist es doch Wohl klar, daß auch der Rheinische Pro¬
vinziallandtag, der doch fraglos einen sehr großen Teil,
wenn nicht den größeren Teil der deutschen Winzer
vertritt, für diese Interessen sein Wort erheben darf
und kann. Die Materie ist zum Teil allerdings reichs¬

gesetzlich.Aber, meine Herren, wir verlangen ja auch
nur in unseren Anträgen, daß der Anstoß gegeben
wird, daß diejenigen Dinge, die die gesamten Weiubau-
und Weinhandelsorganisationen bezüglich z. B. des
Hofeweines beschlossen haben, nun endlich durchgeführt
werden. Es sind Stellen bei der Reichsregierung, die
diesen Zeitpunkt hinausschieben.Damit das aber sofort
kommt, haben wir unsere Anträge gestellt.

Zunächst zu dem Hefewein. Die Hefeweinc sind be¬
kanntlich durch das Weingesetzerlaubt, und zwar das
ganze Jahr hindurch. Weinbau und Weilchandel sind
dafür eingetreten, auch durch Ihre Spitzenorgani-
satiun, Herr Kollege von Stedman — was Sie Wohl
wissen dürften —, daß die Herstellung dieser Weine
auf die gleiche Zeit beschränktwird, die für die Zucke-
niug der Weine vorgeschriebenist bzw. ganz verboten
wird. Der Anstoß, daß dies endlich durchgeführt wird,
ist Zweck unseres Antrages. Denn es hat sich bei
den immer schlechter werdenden wirtschaftlichen Ver¬
hältnissen der Winzer herausgestellt, daß die Hefe-
Weine ln einzelnen Teilen der Weinbaugebiete sich zu
einer Landplage entwickelthaben.

Meine Herren! Dann hat der Herr Abgeordnele
von Stedman gesagt, daß man die einzelnen Weinbau-
gebiete und Winzerorgan isatlonen nicht gegeneinander
ausspielen solle. Er hat weiter gesagt, es handele sich
um so subtile Dinge, daß sie hier nicht erörtert werden
lünnten. Diese subtilen Dinge müssen auch im Reichs¬
tag erörtert werden, wo voraussichtlich nicht mehr
Fachleute sind als im Rheinischen Provinziallandtag.
Herr von Stedman hat von der Zahl 1 als Fachleute
gesprochen. Ich möchte nach seinen Ausführungen
sogar diese Zahl bezweifeln. Ich hoffe, daß wir hier
in diesem Hohen Hause genau soviel Intelligenz auf¬
bringen tüuuen, um diese Dinge zu beurteilen, wie es
der Reichstag oder sonst ein Parlament kann.

Bezüglich der Abänderung des Weingesetzeö, soweit
es die Hefeweine betrifft, Herr von Stedman, sind
nämlich alle Weinbau- und Handelsorganlsationen sich
einig gewesen. Die Puncte habe ich gerade Heraus¬
gclassen, wo sie nicht einig warm, das ist bekanntlich
die Deklaration des Verschnitts mit Auslaudsweinen.

Meine Herren! Das Vertrauen zu den Organi¬
sationen hat Herr Kollege von Stedman schon erwähnt.
Wer hat denn dieses Vertrauen angegriffen? Gerade
weil die Organisationen einig sind, Herr von Stedman,
deshalb wird der Antrag gestellt.

Man sagt, daß gewisse Parteien nicht etwa den
Zweck verfolgen, den Winzern MirMch zn helfen, son¬
dern in erster Linie besorgt sind, daß die Anträge der
WirtschaftlichenVereiuiguug abgelehnt werden.

Meine Herren! Dann zu den vi»« rozs«. Es ist
dies bereits ein Kind des neuen Abkommensmit Frank¬
reich. Die sachverständigenAusführungen des Herrn
von der Sozialdemokratischen Partei in allen Ehren,
Aber, VerehrtesterHerr Kollege,zu den vier Fachleuten
gehören Sie, glaube ich, nicht, die Herr von Stedman
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diesem Hohen Hause zubilligt. (Heiterkeit.) Meine
Herren! Diese vin« ross» sind rotschillerndeWeine, die
man in Württemberg Wohl Schillerweine nennt. Diese
Weine kommen jetzt auf Grund des neuen Abkommens
mit Frankreich in ungeheuren Mengen herein, weil es
nämlicl, durch die nach dem deutschen Wcingesetzer¬
laubte Gutfärbung möglich ist, diese Weine zu Weiß¬
wein umzugestalten. Nun hat der Herr Redner der
SozialdemokrntischenPartei einen gewaltigen laux pa«
gemacht. Er glaubte, mit diesem Mengenimport, damit
würden die Winzer unterstützt. Das Gegenteil ist der
Fall. Die Winzer verlangen, daß die Weißweine mit
45 Mark Zoll hereinkommen. Stattdessen werden auf
diesen, UmwogeWeißweine zu 32 Mark hereingelassen.
Das verbitten sich die Winzer ganz energisch,daß in
dieser Form ihre eigenen Interessen verletzt werden.

Zu dem Antrag 50 bzw. 124 und 126. Wir haben
den Antrag der KommunistischenPartei aus dem
Grunde abgelehnt, weil er uns formell nicht ganz
richtig erschien. Von Verschacherungwollen wir nicht
sprechen, selbst wenn es richtig ist. (Hört, hört! bei den
Kommunisten.) Meine Herren! Unser Antrag ist aber
dem Sinne nach genau dasselbe wie der kommunistische
Antrag. Wir sind von dein Gesichtspunkteaus der Auf¬
fassung, daß es unbedingt erfordevlichist, daß wir hier
sagen, daß wir im Interesse der Schwerindustrie ver¬
tauft worden sind. Herr von Stedman, nicht nur 1924
sind wir verkauft worden, sondern setzt geht genau das¬
selbe Theater los. Wenn ich Ihnen den Kaltulierstift
>u die Hand gebe, könnte ich es Ihnen ganz genau
vorrechnen, wie heute gegenüber den italienisch-spani¬
schen Handelsverträgen der Frangose ganz enorm im
Vorteil ist durch die Möglichkeit der vin« i-°«e«. Dein
Uebel ist auf keinem anderen Wege beizutommeu als
in der Form, daß man bittet, daß die Reichsregierung
den Begriff Rotwein den Zollbehörden gegenüber
tiarer umreißt. Nebenher das Verbot der Entfärbung.
Heute kommen die Weine, wenn sie einen kleinen rosa
Schimmer haben, bereits als Rotwein herein, nnd
tonnen in Weißwein verwandelt werden. Wenn der
Begriff Notwein so gestaltet würde, daß das unmöglich
wird, tonnten wir dieser Angelegenheit zustimmen.

Meine Herren! Herr von Stedman hat gesagt, wir
wollen Roallpolitik treiben. Ich möchte ihn nur an
eins erinnern: 1924 waren Sie doch sicherlich nicht mit
der Realpolitik einverstanden, die damals zu den Bern-
tasteler Unruhen führte. Ebensowenig, wie dies damals
der Fall war, ist es heute mit dem Abkommen mit
Frankreich der Fall, so daß wir die verdammte Pflicht
und Schuldigkeit haben, hier geschlossen gegen diese
Machenschafteneinzutreten. Das hätte ich allerdings
v°n Ihnen erwartet, Herr von Stedman, namentlich
weil Sie Führer der Winzerorganisation sind. M-
lleordneter Gerlach: Hört, hört!)

Nun haben die Herren von der Kommunistischen
Partei uns mit dem Antrage recht gegebenbzw. wolleil
unseren» Antrage zustimmen. Genau so werden wir
^hrem Antrage zustimmen. Aber, meine Herren,

denken Sie bitte daran, was Sie auf Ihrem letzten
Parteitage für eine Resolution bezüglich des Mittel¬
standes gefaßt haben. Die müssen Sie dann auch ab¬
ändern. Der Mittelstand soll danach verproletarisiert
und atomisiert werden. Das machen wir bei Ihnen
nicht niit. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Dann hat die Sachverständigkeit
des Herrn Pitard — ach Pardon, HerrPitard,Sie sind
ja nicht sachverständig,es war Herr Albertz — hier
etwas vom Verschneidenerzählt. Wenn Sie davon eine
Ahnung haben wollten, müßten Sie zunächst erst ein¬
mal 19 Jahre in die Schule gehen, in diese Schule des
Verschneidens nämlich; sonst kommen Sie doch nicht
hinter diese Geheimnisse.

Meine Herren! Nun zu den Krediten. Nachdem
der Ruhrindustrie 790 Millionen seinerzeit geschenkt
worden sind, sollte man es wirklichfür möglich halten,
daß den Winzern, die im Jahre 1924 durch den Handels¬
vertrag mit Spanien bekanntlich betrogen uud aus¬
gepowert sind, diese 36 Millionen ebenfalls gegeben
werde» könnten. Das ist unsere Ansicht. Das wäre
richtige Mittelstandspolitik, nicht, wie Herr von Sted¬
man, sagte und wie ich es eben zum ersten Male hörte,
daß man denen, die bis zu 10 Pfennig oder 10 Mark
Zinsen zu zahlen haben, die Zahlung schenkt, wahr¬
scheinlich, weil man eingesehenhat, daß die Einziehung
mehr Kostenverursacht. (Abgeordneter von Stedman:
Sehr richtig!) Das ist kein Entgegenkommen.Da sollte
mail die gesamten Zinsen erlassen. Das wäre das
Richtige.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Bergweiler.

Abgeordneter Bergweiler: Meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren! Ich bin vollkommenmit
Herrn von Stedman darin einig, daß es die Herreil
ruhig den Winzerorgnnisationen überlassen können, die
Interessen der Winzer zu vertreten. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hack: Solange, bis sie das Finanzamt
stürmen müssen!)

Ich möchte noch mit ein paar Worten auf das Pro¬
visorische Handelsabkommen mit Frankreich zurück¬
kommen. Dieses Handelsprovisorium, welches bis zum
39. Juni d. I. läuft, ist vor einigen Tagen, wie Sie
wissen, vom Reichstag endgültig angenommen worden.
Durch den Abschlußdieses Handelsprovisoriums ist der
deutsche Weinbau wieder in große Unruhe versetzt
worden, was in dem vollständigen Daniederliegen des
Weinhandels in den Weinbangebieten auch schon in
die Erscheinung tritt. Die Winzer befürchten mit
Recht, daß die kaum eingetretene Besserung wieder ver¬
loren geht. Sie alle, meine Damen und Herren, kennen
die traurige Lage der tleiueu und mittleren Winzer, die
durch die Inflation ihre Betriebsmittel verloren haben,
ihre 1924er und 1925er Weine unter dem Gestehungs-
preis verkaufen mußten, nur um Geld zum Leben zu
bekommen. Im Jahre 1926 war gerade bei den kleinen
und mittleren Winzern durch die Maifröste, die vielen
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Rebkranlheiten und die schlechteBlüte eine totale
Mißernte, so daß taum ein Fünftel einer vollen Grnte
erzielt wurde. Dieser Jahrgang liegt nun noch fast
ganz beim Winzer, soweit er überhaupt etwas geerntet
hat. Ich will Sie nicht länger mit der Schilderung
der traurigen Lage aufhalten und nur hervorheben,
daß durch die schlechtenHandelsverträge gerade für
Wein, der, wie mit Bedauern gesagt werden muß, stets
als Handelsodjekt benutzt wurde, in der Hauptsache
diese Notlage entstanden ist.

In dem jetzt abgeschlossenenProvisorium sind die
Zollsätze, die für Spanien und Italien nach hartem
Kampfe ausgehandelt wurden, festgelegt worden, und
zwar für Weißwein 45 Mark Pro Doppelzentner und
für Rotwein und Dessertwein 32 Mark bei einem Kon¬
tingent für die drei Monate von 70 <M Hektoliter;
mindestens soviel, Wie an der Mosel und am Rhein
in diesemJahre gewachseil sind, bei einem Werte von
zirka 10 Millionen Mark. Als Kompensation sind uns
ganz unzureichende Kontingente für industrielle Pro¬
dutte gewährt worden, wie auch Herr von Stedman
schon gesagt hat, so daß auch die Industrie mit diesem
Handelsprovisorium sehr unzufrieden ist.

Die südlichen Länder Frankreich, Spanien und
Italien produzieren viel billiger und haben nicht ein
Drittel der Kosten für 10UU Liter Wein wie wir. Des¬
halb muß der Weinbau verlangen, daß mindestens
solche Zollsätze eingeführt werden, daß er lebensfähig
bleibt.

Hinzu kommt der unselige Verschnittparagraph in
unserem Weingesetz,wonach 49 Prozent ausländischer
Wein, verschnitten mit 51 Prozent deutschem Wein, als
deutscher Wein, Moselwein oder Rheinwein, je nach
Art, verkauft werden taun. Dieser importierte aus¬
ländische Wein würde in den meisten Fällen den An¬
forderungen, die das deutsche 'Weingesetzstellt, nicht
genügen. Das wage ich zu behaupten.

Meine Damen und Herren! Die Rheinprovinz und
die Poesie des Rheines ist untrennbar mit dem deut¬
schen Wein verbunden, und so hoffen die rheinischen
Winzer, daß der Rheinische Provinziallandtag hilft,
ihre traurige Lage zu bessern, soweit es in seinen
Kräften steht.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Sa aßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Nimbourg.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Ich kann ein
Wort nicht unwidersprochen lassen, das Wort von dem
Vertraue» der Winzer und Landwirte zu dem Ver¬
halten des Herrn Obevpräsidenten in der Kreditfrage.
Das ist dieselbe Sache wie mit den Saatguttrediten,
Sie wurden damals den Leuten quasi aufgedrängt,
und nachher hat man sie bei ihnen in der schärfsten
Weise wieder herausgeholt. Meine Herren! Diese
Wiirzertredite waren — die Winzer sind sich selbst
dessen nicht bewußt geworden — mehr oder minder
Schweigegelder.Seid schön ruhig, macht keinen Radau
K la VerNkastel,dann bekommt ihr auch etwas. Den

Winzern hätte man sagen sollen: Ueberlegt es, wie
schwer es nachher für euch ist, das Geld zurückzuzahlen.
Ich halte es für unmoralisch, daß man diese Gelder,
die man den armen Leuten damals in dieser großen
Unruhe und Not gegeben hat, setzt zurückfordert, nach-
dem sie sich etwas beruhigt haben.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder : Ich möchte zur Geschäfts¬
ordnung eine sachliche Richtigstellung vornehmen. Wir
haben lm Provinzialausschuß, wo man unseren Antrag
abgelehnt hat, vorher einen Satz eingefügt, weil wir
ebenfalls gesagt haben, daß wir nicht »vollen, daß
generell diese Dinge so gehandhabt werden, da eine
Reihe von Leuten, die sich selbst kleine Winzer nennen,
in Wirklichkeit aber keine sind, die Zahlungen nicht
geschenkt bekommensollen. Wir haben hinter dem Wort
„sämtliche" „ans Antrag und nach Prüfung an die
Kleinwinzer in den letzten Jahren" usw. gesagt. Ich
weiß nicht, von wem das im Provinzialausschuß über¬
sehen worden ist, ob man es bewußt oder unbewußt
gemacht hat, um hier den Antrag der Kommunistische»
Partei demagogischin der Oeffentlichteit auszuschlach¬
ten. Ich beantrage, das nachzuholen und diese» Satz
hier einzuflechten.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. S außen: Die
Besprechung ist geschlossen.Ich gebe zunächst das Er¬
gebnis der namentlichen Abstimmung zu Punkt 13 be¬
kannt. (5s sind 137 Stimmen abgegeben, davon war
eine ungültig. Von den gültigen l3ll Stimmen waren
mit Ja 12» und 1U mit Nein. Der Autrag des Fach¬
ausschusses ist also angenommen und der Antrag der
kommunistischenFraktion abgelehnt.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über
Punkt 12, und zwar lasse ich zunächst abstimmen über
den Antrag des Fachausschusseszu Punkt 12 <-, dem
Antrage der sozialdemokratischenFraktion auf Ein¬
setzung 'von 15NUU0 Mark für 'Kinderspeisung 'in den
Haushaltsplan. Wer für den Antrag des Fach¬
ausschusses ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Der
Antrag ist angenommen.

Wer für den Antrag des Fachausschusseszu dem
Antrage der Zentrumspartei auf Erhöhung des Z»"
fchusses für die Fachschule für Wirtschaft und Ver¬
waltung ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Der
Antrag ist ebenfalls angenommen.

Wir kommenzur Abstimmung über 12 a, den Haus¬
haltsplan. Wer für den Antrag des Fachausschusses
ist, den 'bitte ich, sich zu erheben. — Angenommen.

Wir kommen setzt zur Abstimmung über Punkt 14/
und zwar zunächst über den Antrag des V. Fach¬
ausschusses zu den Anträgen unter -», t> und c, wie
sie aus der Drucksache 140 ersichtlich sind. Wer für den
Antrag des Fachausschusses ist, den bitte ich, sich 5«
erheben. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Stein: Ich
bitte, über die Punkte getrennt abstimmen zu lassen!)
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Ich lasse abstimmen über den Antrag des Fach¬
ausschusseszu den Antragen unter 2, b und c. Das
ist außerdem der weitergehendeAntrag. Wer für den
Antrag des Fachausschussesist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Die Antrage sind angenommen. Damit
sind die Anträge der KPD. und der Wirtschaftlichen
Bereinigung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung über Punkt 15:
Antrag des V. Fachausschusseszu dem Antrage der
wirtschaftlichen Vereinigung auf Abänderung des
Weingesetzesüber Hefewein. Wer für den Antrag des
Fachausschusses auf Ablehnung dieses Antrages ist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Auch dieser Antrag ist
angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über Punkt 1«:
Antrag des V. Fachansschusseszu der Entfchließuug
der KPD.-Fraktiun, betreffend Stellung eines An¬
trages nn die Reichs- und Slnatsregicrung aufRicder-
schlagnng der an Kleinwinzer gewährten Kredite. Wer
N'r den Antrag des Fachausschussesauf Ablehnung
dieses Antrages ist, den bitte ich, sich zn erheben. —
Auch dieser- Antrag ist angenommen.

Wir kommen zn
Punkt 17: Antrag des V. und 1. Fach¬

ausschusses
2) zu de m N n t r a g e der Zentr u m s -

fraktion auf finanzielle Förderung
des Obst- nnd Gemüsebaues in der
Rheinpr 0 v! nz, nebst

K) dem Antrage der Arbeitsgemein¬
schaft auf Bereitstellung eines Be¬
trages von L0000 Mark zn dem er¬
wähnten Zwecke.

Das Wort hat der Berichterstatter des V. Fach¬
ausschusses,Herr Abgeordneter Tcnhaeff.

Abgeordneter Tenhaeff: Meine Damen und
Herren! Der- V. Fachausschuß schlägt Ihnen die An¬
nahme der Antrüge 52 und 64 vor, den letzteren aller-
bl'igs mit dem Zusatz, daß die Verwendung der Mittel
durch den Provinzialausschuß im Verein mit der Laud-
wirtschaftOkanimerund dem Provinzialverbande rhei¬
nischer Erwerbs-, Obst- und Gemüsezüchtererfolgt.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Das
^"'t hat für den Berichterstatter des I.Fachausschusses,
^err» Abgeordneten Schäfer, beziehungsweiseals sein
Vertreter, Herr Abgeordneter Maus.

Abgeordneter M aus: Der I. Fachausschuß emp-
neh'lt, dem Beschlusse des V. Fachansschussesbeizu-

,>,, Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Das
^rt hat Herr Abgeordneter Sommer.

tlä
Abgeordneter Sommer.,,. -------...... ^ „ ..,...... Zu Drucksache 52 er-

>n«n wir, daß wir die Entschließung der Zentrnms-
^n«ei ablehnen, und zwar betrachten wir es als eine

^Hebung, daß die Zentrumspartei hier anscheinend
maubt, für sich allein das Recht in Anspruch nehmen
'" dürfen, die Kleinbauern, die kleinen Interessenten

in der Frage des Gemüsebaues usw. zu vertreten. Es
trifft hier genau dasselbe zu wie bei den kleinen Win¬
zern. Wenn die Zentrumspartei besonders auf dem
Lande sich an diese Kreise wendet, so nur deshalb, um
dort im Interesse anderer Schichten diese Kreise vor
den Karren der Zentrumspolitik zu spannen.

Wir haben im V. Fachausschuß bereits zu Druck¬
sache 81 erklärt, daß wir nur dann zustimme», wenn
hinzugefügt wird, daß diese Hallen zur Verpackung usw.
unter kommunale Regie kommen, daß sie nicht das
Objekt irgendwelcher privater Unternehmer werden.
Ist die Zeutvumsfraktion bereit, diesen Znsatz zu
macheu, dann stimmen wir der unter Drucksache«4
eingebrachten Entschließung zu.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Hollen.

AbgeordneterHolten: Meine Damen nnd Herren!
Wir stimme» dein Antrage zu. Ich möchte aber die
Gelegenheit benutzen und kurz auf die Polemik des
Herrn Kollegen Heuser eingehen. Der Herr Kollege
Heuserhat in feiner Polemik gegen mich zum Ausdruck
gebracht,daß die Zahle», die ich bezüglich des Etats der
Landwirtschaftstammer angeführt habe, auf falsche»
Informationen beruhen, also falsch seien. Ich muß
feststellen, daß die Zahlen, die ich gebraucht habe, dem
Haushaltsplan 1927, und die Zahle», die Herr
KollegeHeuser angeführt hat, dem Haushaltsplan 192«
entnommen sind. Es ist also schon so, daß ich den
Gaul richtig aufgezäumt habe, Herr Kollege Heuser,
daß Sie dagegen sich anscheinend im Zaumzeug ver¬
griffen habe». (Heiterkeit.) Herr Kollege Heuser
hat sich un Hand des Haushaltsplans
1927 davon überzeugt, daß die Zahlen,
die ich angegeben habe, richtig sind und
daß Staatszuschüsse in Höhe von 1 268 744 Mark für
die Landwirtschaftskammer im Etat 192? erscheine».

Ich darf wohl hoffen, daß die Herren von der Land¬
wirtschaft den Bauern gegenüber die Behauptung, daß
ich falsche Zahlen benutzt hätte, nicht aufrecht erhalte»,
sondern das richtigstellen. lZuruf des Abgeordneten
Heuser: Ihre Hoffnungen werden nicht enttäuscht!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Heuser.

Abgeordneter Heuser: Meine verehrten Damen
und Herren! Ich habe volles Verständnis dafür, daß
Herr Kollege Holten, ganz im Gegensatzzu mir, das
Bedürfnis hat, auf unsere Auseinandersetzung von
vorgestern noch einmal zurückzukommen.

Für die von mir gebotenenZahlen aus den, Etats-
jahr 192«, für deren Richtigkeit ich einstehe, nehme ich
selbstverständlichden Vorzug in Anspruch, daß es
Zahlen eines vollständig abgeschlossenenEtatsjahres
sind.

Darüber hinaus möchte ich aber noch eins sagen:
Ich bin der Ansicht, daß nebeneinander gereihte Zahlen
zur Beurteilung des finanziellen Gebarens der Lano-
wirtschaftskammer für die Rheinprovinz gar keine
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Unterlage bieten. Meines Erachtens gibt es dafür
nur zwei Gesichtspunkte,und zwar erstens: Das Ver¬
hältnis der Verwaltungskosten zu den für die tatsäch¬
lichen für sachliche Fürderungsbestrebuugen gemachten
Aufwendungen. (Abgeordneter Schroer, Huchhale»:
Sehr richtig!)

Zweitens ist die Höhe der Kammerbeiträge für die
Beurteilung des finanziellen Gebarens der Landwirt-
schastskammervon ausschlaggebenderBedeutung; darin
glaube ich mit dem Herrn Kollegen Holten einig zu
sein. Ich erkenne es dankbar an, daß Herr Kollege
Holte» bestrebt ist, die Kammerbeitrane niedrig zu
halten. Ich kann ihm zu seiner Beruhigung sagen,
daß im lausenden Etatsjahr diese Kammerbei träge um
5> Prozent herabgesetztworden sind. Ich bin nicht so
boshaft, wie ich überhaupt uicht boshaft bin. (Zuruf
des Abgeordneten Hack: Aber gehässigsind Sie!) Das
scheint ein Ihnen sehr geläufiger Begriff zu sein, Herr
Kollege Hack. Ich wiederhole, ich bin nicht so boshaft,
zu behaupten, daß dieser ganz vereinzelte Fall der
Herabsetzung der Leistungen für öffentliche Verbände
hier bei der Landwirtfchaftstammer dein Umstände zu¬
zuschreiben wäre, daß mir in der Landwirtschafts-
tammer für die Rheinprovinz noch keine sozialdemu-
kratische Fraktion haben.

Darüber hinaus muß ich noch eins sagen: Ich be¬
wundere tatsächlich die besondere Qualifikation des
Herrn Kollegen Holten, als Spaisamkeiisapostel auf¬
zutreten und Spartommissar zu sein. Ich möchte ihm
aber raten, sich ein dankbareres Obsett für die Ve-
tätigung dieser seiner Qualifikation auszusuchen. Ich
glaube, daß er auf der Suche nach einein solchen Objekt
nicht einmal die nach meinem ländlichen Begriff schon
etwas weite Reise von Köln bis nach Bonn zu machen
braucht. (Heiterkeit. Zuruf des Abgeordneten Stein -
büchel: Wen meinen Sie? Zuruf des Abgeordneten
Dr. Adenauer: Sie meinen den Rheinischen Nauern-
verein!) Das werden Sie selbst wissen; ich werde mich
in stadtkölnischeVerhältnisse nicht einmischen. Ich
glaube, daß dort soviele und so zahlreiche gualifizierte
Leute sind, um die Auseinandersetzung in ihrem eigenen
Haushalt auszutragen, daß die Hineinmischung eines
Vertreters der Landwirtschaft nach der Richtung hin
das Bild nicht noch amüsanter machen könnte, als es
ohnehin schon ist. (Heiterkeit.)

Einen Punkt aus der Etatsrede des Herrn Kollegen
Holten von vorgestern habe ich in der mir ungewohnten
Situation des Parteipolitischen Gefechts vergessen zu
widerlegen. Ich bewundere Ihren Mut, Herr Kollege
Hüllen, daß Sie uach dem negativen Ergebnis der in
der bochverratsangelegenheit gegen den Kammer-
Vorsitzendeneingeleiteten Untersuchung uuch einmal
auf die Sache zurückkommen. Wenn es sich einmal
darum handeln sollte, wirklichen Putschabsichten und
Putschversuchen entgegenzutreten, werden Sie, Herr
Kollege Holten, uud Ihre Freunde meine politischen
Freunde und mich an Ihrer Seite sehen. (Zuruf des
Abgeordneten Hüllen: Das würde mich freuen!) Aber

ich will Ihnen eins sagen, Herr Kollege Hollen. (Zuruf
des Abgeordneten Hack: Unter einem wirklichenPutsch
versteht er, wenn die Arbeiter etwas unternehmen!)
Nein, nein, ich bin in der Beziehung paritätisch nach
der linken und der rechten Seite, also beruhigen Sie
sich, Herr Kollege Hack. Wir sind ja immer die Leute,
die sehr paritätisch veranlagt sind. Ich gebe Ihnen
Brief und Siegel darauf, daß wir bei der Behandlung
dieses Punktes ganz besonderen Wert auf paritätische
Nehauidluug nach beiden Seiten legen. (Glocke des Vor¬
sitzenden. Iurus des stellvertretenden Vorsitzenden
Dr. Taaßen: Die Redezeit ist erschöpft.)

Ich darf noch eins sagen: Ihre Aufmerksamkeitnach
der Richtung hin brauchen Sie auf die Landwirtschafts-
lammer für die Rheinprovinz nicht auszudehnen. Denn
das sage ich Ihnen allen Ernstes auf Grund meiner
ganz genauen Kenntnis von Land und Leute», daß es
nach meiner festen Ueberzeugung keinen einzigen ernst
zu uehmeuden Bauer» innerhalb des Rheinlaudes gibt,
der es nur einen Augenblickdulden würde, daß au der
Spitze der Naudwirtschaftskammer für die Rhein-
Provinz ein Mann stände, der in irgendeiner Form
mit dem Kapitalverbrechen des Hochverrats in Ver¬
bindung stände. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmunn:
Das Mißtrauen ist berechtigt!)

Stellvertretender VorsitzenderDr. S außen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Holten.

Abgeordneter Hollen : Ich hatte nicht die Absicht,
die ganze Debatte neu aufzurollen, sondern es mal
nur meine Absicht, zu verhüten, daß ich oder meine
Fraktion in den Verdacht kommen soll, mit falsche»
Zahle» zu operieren.

Aus deu Ausführungen des Herrn Kollegen Heuser,
die er gegen, mich gemacht hat, war zu entnehme»,
ebenso auch aus der ganzen Aufmachung in der Presse,
daß meine Zahlen falsch wären, daß ich also versucht
hätte, die kleinen Bauer» mit meinen Zahlen zu
täuschen. Das konnte ich natürlich nicht unbesehen
hinnehmen, sondern ich war verpflichtet, festzustellen,
daß meine Zahlen stimmen und daß Ihnen, Herr
Kollege Henser, ein Lapsus unterlaufen ist, indem Sie
meinen Ausführuuge» nicht richtig gefolgt sind. Ma)
dem Stenogramm habe ich ausdrücklich darauf
hiugewiescu, daß der Etat der Landwirtschaftstammel
l,N Millionen Mark an Zuschüssenerfordert. Weiter
habe ich gesagt: Insgesamt erfordert der Etat ein
Mehr gegen 192t>. (Abgeordneter Hoffmaun: Hüll,
hört!) Daraus mußte» Sie ersehen, daß ich die
Etatszahlen von 1927 angezogen hatte.

Im übrigen mächte ich noch einmal Herrn Kollegen
Henser und den anderen Herren von der Landwirt'
schast gegenüber das unterstreichen, was ich am Diens¬
tag gesagt habe: Soweit es sich darum handelt, die
landwirtschaftliche Produktion zu heben und zu f^
dern, haben wir bisher immer unseren Mann gestanden
und dazu beigetragen. Wir werden es auch in Zukumt
tun. Wir haben es heute wiederum bewiesen, >»^>"
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wir den betreffendenAnträgen zugestinimthaben. Aber
das lnnu uns nicht abhalten, Kritik zu üben, wo wir
es für nötig halten. Und wir haben es für notwendig
befunden, Kritik an den Verwaltungskosten der Rhei¬
nischen Landwirtschaftskmnmer zu üben. Diese Kritik
lassen wir uns von Ihnen nicht nehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Die
Besprechung ist geschlossen. Wir kommen zur Ab¬
stimmung.

Wer für den Antrag der vereinigten Fachausschiisse 1
und V ist, den bitte 'ich, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Wir kommenzu den verbundenen Punkten l8 bis 20.
Punkt 18: Antrag des IV. und I. Fach¬

ausschusses
2) zu dem Haushaltsplan der Provin-

z i a l - S t r a ß e n v e r w a l t u n g ;
K) z u d e m H a u s h a l t s p l a n f ii r d i e U n t e r -

stützung des Gemeinde- und Kreis¬
ln egebaues
für das Rechnungsjahr 1927.

Punkt 19: Antrag des IV.Fachausschusses
3« dem Haushaltsplau über die Unter¬
stützung zum Bau und Betrieb von
Kleinbahnen für das Rechnungsjahr
19 2 7.

Punkt 20: Antrag des IV. und I. Fach¬
ausschusses

2) zn dem Bericht und Autrag des Pro¬
vinz ialau sschusses, betreffend die
Aufnahme einer Anleihe im Betrage
von i:i Millionen Mark zwecks Durch¬
führung eines von Reich und Staat
durch Zinszuschüsse geförderten Ar¬
beitsbeschaffung sp r og ramm s für den
Straßenbau ;

>>) zu dem Zusatzantrage der KPD-
Fraktion auf Erhühnng der Anleihe
auf 20 Millionen Mark.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Freiherr
v°u Salis-Soglio.

Abgeordneter Freiherr von Salis-Soglio:
steine Damen und Herren! Das Interesse für die

wächst zweifellos von
^«br zu Jahr. Die Verkehrsmittel haben sich so ver-
wnben, daß durch die Personenautos tatsächlich eine
"unäherung von Stadt und Land erfolgt. Es werden
außerdem heute auf den Provinzialstraßen Lasten be¬
wegt, die sMh^ nur die Schienen kannten. Aus diesen
""den Uniständen haben sich zwei Aufgaben für die
b ^'"""Verwaltung entwickelt. Die eine Aufgabe
"weht darin, das alte Straßennetz den neuen Ver-

anzupassen. Die zweite Aufgabe ist,
">e ^iege, welche der Verkehr sich als neue Durchgangs-
wege gesichert hat, nunmehr ans der Unterhaltung der
Gemeinden auszuschalten und in das Provinzialnetz

aufzunehmen. Beiden Aufgaben ist die Provinzial-
verwaltuiig in den letzten zwei Jahren mit Ent¬
schiedenheitzu Leibe gerückt. Der Fachausschuß IV
läßt der ProUinzialverwaltung für die geleistete Arbeit
seinen vollen Dank aussprechen.

Meine Damen und Herren! Zur Erfüllung dieser
Aufgaben sind nngehenre Mittel erforderlich. Ich will
Ihnen nur kurz einige Zahlen nennen, damit Sie den
ungefähren Umfang dieser Arbeitsleistung kennen.

Vor allem muß bei den vorhandenen Straßen die
alte Schutterdecke an den dem Verkehr stark ausgesetzten
Strecken beseitigt werden, denn diese Schotterdecke
genügt nicht mehr für die erhöhte Nelastung. Die
Flickarbeiten an der überlasteten Schotterdeckesind so
kostspielig,daß eine vollständig neue, den Verkehrs¬
verhältnissen angepaßte Befestigung geschaffen werden
muß. Welche Decke nun die beste ist, das ist heilte noch
eine schwebende Frage. Die Verwaltung steht auf dem
Standpunkt, daß die zwar teuerste, aber beste Decke,
sowohl was die geringere Unterhaltung als die un¬
begrenzte Haltbarkeit angeht, das Kleinpflaster ist. Es
hat auch den Vorzug, daß das Material in heimischen
Brüchen gewonnen wird und daß zum Brechen, zur
Vemvbcitung, zur Einstampfuug des Steins große Ar¬
beitskräfte lohnend beschäftigt werden. Aber dieses
Kleinpflaster hat den Nachteil, W0UU Mark pro lau¬
fenden Kilometer bei 6 Meter Straßenbreite zu tosten.
Die nächstbillige neuzeitlicheDecke ist wohl die Asphnlt-
bitumcndecke.Sie tostet ungefähr 00 000 Mark, hat
aber den Nachteil, daß das Bitumen als ein Neben¬
produkt des Petroleums eine Auslandsware ist und,
umfassendangewendet, unsere Handelsbilanz ungünstig
beeinflußt. Alle übrigen Deckungsarten werden unter¬
sucht. Man hat noch lein abschließendesUrteil.

Nun war bereits der 71. Provinziallandtag, der im
vorigen Frühjahr tagte, sich darüber Aar, daß diese
großen Aufgaben, die der Provinz bevorstehen,nicht
im Rahmen des ordentlichen Etats bewältigt werden
tonnen. Man, war dazu übergegangen, Darlehen aus¬
zunehmen, und sagte sich: Flickarbeitensind viel teurer
als Zinsen und Amortisation dieses Darlehens. Das
ist der Grundgedanke, warum damals der 71. Pro-
vinsiaUandtall die Deckung dieser Mehrkosten durch
eine Anleihe vorschlug. Der FachausschußIV empfiehlt
Ihnen, aus diesem Wege weiter fortzusahreu.

Das, meine Damen und Herren, mußte ich voraus-
schicken, uni Ihnen den Etat in kurzen Worten erklären
zu tonnen.

Wenn Sie nun den Etat selbst vornehmen — es
ist Seite 2, 12 und 13 —, so finden Sie in den Ein¬
nahmen ziemlichdieselbenSnmmen wie im Vorjahre.
Nur bei Titel I Nr. 4 ist ein Posten eingcschoben.Er
heißt: Zuschuß des Staates zur Verminderung der
Zinsenlast der 13-Millionen-Anleihe. Dieser Posten
hat folgende Vorgeschichte. — Ich verweise da zugleich
auf Drucksache 2. — Wir hatten im 71. Provinzial-
lnndtag die Anfunhme des Darlehens von 10 Millionen

,7 '
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Mark beschlossen. Es stellte sich aber im Laufe der Zeit
heraus, daß Kiese lN Millionen uuMreichend wareu.
Man hä'tte den Netrieb der Steinbrüche bereits im
Herbst einstellen müssen. LZ Ware dann das Material
in diesem Frühjahr sehr viel teurer geworden. Man
entschloß sich daher, obwohl der Landtag nicht mehr
zusammenzurufen war, vom Provinzialausschnß aus
eine weitere Anleihe von 13 Millionen zu genchmigcu.
Für biese 1>'l Millionen wird in der Drucksache 2 die
nausträgliche Genehmigung begehrt. Dem Provinzial-
ausschuß wurde die Aufnahme dieser 13 Millionen da¬
durch erleichtert, daß im Arbeitsbcschaffungsprogramm
der Neichsregierung für diese Summe eine Zins¬
ermäßigung zunestaudeu wurde, und zwar für das
erste Jahr 1 und für die beiden nächsten Jahre 3 Pro¬
zent. Diese zugestandenen 1 Prozent finden Sie unter
Nr. 1 in Einnahme verrechnet mit 520 000 Mark. Ich
mache darauf aufmerksam, daß, wenn dieser Absatz 1
genehmigt ist, Sie ohne weiteres auch die uachträgliche
Genehmigung zu den 13 Millionen gegeben haben.

Auf der Eiunahmeseite ist sonst nichts zu bemerken.
Die Ausgab« deckt sich auch im allgemeinen mit der
der Vortriegsjahre. Wir haben vor wie nach dieselbe
Anzahl von Landesbannmtern (12) mit l<>« Straßen-
meisterbezirten. Ein einzelner Bezirk des Landes-
bauamles hat ungefähr 500 Kilometer Straßenlängc.
Die Straßenmeister haben zirka 60 Kilometer unter
sich. Soweit die Kilometerzahl viel höher geht als 00,
steht ihnen ein besonderes Kraftrad zur Verfügung.
Das sind alles Punkte, die verhältnismäßig sehr wenig
zu Buch schlagen.

Zu Buch schlagen dagegen in Titel IV 2 die lau¬
fenden Unterhaltungskosten mit 13,4 Millionen. In
diesen Unterhaltungskosten sind aber nicht die neuen
Straßendecken, von denen ich vorhin sprach, aufgeführt,
sondern das sind nur die regelmäßig wiederkehrenden
Ausbesserungen und Aenderungen, der nicht übermäßig
belastetenStraßen, wie sie sich eben im Laufe der Zeit
herausstellen, also der Straßen, die in der nächsten Zeit
Nicht mit "dieser guten neuzeitlichcn Befestigung ver¬
sehen werden. (3s ist nur der regelmäßige Betrieb.

Nun kommt unter 2l> die Kehrseite der Medaille.
Da sind nämlich in Ausgabe 2,49 Millionen eingesetzt.
Das sind die Zinsen der 10 Millionen, die in: Früh¬
jahr, und der 13 Millionen, die später aufgenommen
wurden. Auch in Zukunft würden unter diesen Posten
die Zinsen der Darlehen für den neuzeitlichen Ausbau
zu rechnen sein, immer ausgehend von dein Gedanken,
daß eben ldie Ersparnis bei der Ausbesserung der
Straßen grüßer wird, wenn der Straßenba» neuzeit¬
lich gestaltet ist, so daß diese beiden Posten sich Eigentlich
ergänzen.

Das Schlußresultnt des Etats der Provinzial-
strußenverwaltung ist ein Minus oder ein Zuschuß von
20 Millionen. Aber, meine Damen und Herren, das
ist doch nicht so ängstlichzu nehmen, denn der Provinz
fließen aus der Kraftfahrzeugsteuer !3 Millionen zu.

Sie finden in eineni der letzten Anträge der heutigen
Sitzung näher ausgeführt, daß die Krustfahrzeugsteuer
vom Staate zuungunsten der Rheinprovinz falsch be¬
rechnet wurde. Wir wollen hoffen, daß man in Zu¬
kunft eine richtige Berechnung einstellt und daß diese
l3 Millionen Nicht verringert, sondern sogar erhöht
werden. Immerhin heute sind es 13 Millionen.
Nehmen Sie dann noch aus der Dotatiunsrente von
10 Millionen, ungefähr 2 Millionen auf bie Strahen-
verwaltung, so haben Sie im ganzen 15 Millionen aus
auswärtigen Mitteln, und die Provinz braucht selbst
nur 5 Millioueu aufzubringen.

Das, meine Herren, über den Hauptetat der Pro-
vinzialstraßeuverwnltung.

Nun nehme ich deu Etat 7, Unterstützung des Ge¬
meinde- und Kreisweaebaues. Dieser Etat hat leider
keine direkten Einnahmen, sondern nur Ausgaben. Er
bestand früher nur aus einer Position, Niese eine
Position hieß: Unterstützung des Gemeinde- und
KreiswegVbaues, einschließlich des Baues und der
Unterhaltung der Straßen und Brücken, teilte sich in
2 und K, und betrug schon seit langem 1700 000 Mark.
Dieser Fonds ist heute zweifellos nicht mehr aus¬
reichend.("Sehr richtig!) Die Kommuuen stellen immer
größere Ansprüche an den Ausbau der Wege, die ihnen
noch dauernd verbleiben, so daß, wie gesagt, dieser
Betrag momentan unzureichend ist. Wir habeu aber
keine Erhöhung 'dieses Postens begehrt, weil die finan¬
zielle Lage der Provinz zur Zeit eine so ungünstige ist.
Wie ungünstig die Verhältnisse aber für unsere Ge¬
meinden und Kreise sind, mögen Sie daraus ersehen,
daß sür die 1,7 Millionen Mark bereits 7000 Anträge
vorliegen, die alle technisch durchgearbeitet sind und an
sich befürwortungsfähig und befürwortungKwürdill
wären. Sie müssen also aus Jahre zurückgestellt
werden.

Nun kommt sine neue Position Nr. 2 für die In¬
standsetzungund den Ausbau Po» in das Provinziai-
straßennetz zu übernehmenden Gemeinde- und Kreis-
Wegen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Die
Redezeit gilt zwar nicht für den Herrn Berichterstatter.
Aber ich glaube, doch einem nnausgesprochenenWunsche
des Hauses zu folgeu, weun ich deu Herrn Bericht¬
erstatter bitte, sich nach Möglichkeit etwas kürzer zu
fassen.

Abgeordneter Freiherr von Sal is - S og l i o :
Diese Position ist eingesetztzur Erfüllung der zweiten
Aufgabe, von der ich vorhin gesprochenhabe, nämlich
der Erweiterung des Straßennetzes. Sie umfaßt eine
Million, in Wirklichkeit nur 730 000 Mark, weil von
den 13 Millionen, die vorigen Sommer aufgenommen
worden sind, auf diesen Fonds 3 Millionen herein-
geuomme» worden sind und dieser Fonds nun aiub
für die Verzinsung verwandt werden muß. Auch hier
ist dieser Netrag bei weitem unter dein für nns an st^
Wünschenswerten eingesetzt. Denn es sind für die >'»
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Vorbereitung befindlicheAufnahme von 000 Kilometer
2 Millionen noch nötig.

Zur Ergänzung des Etats, dessen Genehmigung
vorgeschlagenwirb, ist der Antrag der Drucksache 139
eingebracht. Er soll das Programm der neuzeitlichen
Umgestaltung uud der Uebernahme einzelner Wege ans
'dem Gemeindeverband in das Provinzialnetz fortsetzen.
Wir hatten ursprünglich in der Fachabtcilnng einen
größeren Netrag vorgesehen,haben uns aber mit dem
Fachausschuß l dahin geeinigt, daß nur 6 Millionen
als neues Darlehen aufzunehmen sind, und auch dieses
nur dann, wenn von der Reichsregierung günstigere
Zinsbcdingungcn gewährt werden, als bisher gegeben
wurden sind. Nach der Zusicheruug der Verwaltung
soll von diesen 6 MiMoneu mindestens 1 Million für
die vorhin unter Nr. 2 des Etats 7 vorgesehenenUeber¬
nahmestraßen verwendet werben.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Sanßcn : Das
Wort hat der zweite Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Dr. Hartmann, Nemscheid.

Abgeordneter Dr. Hart m ann, Nemscheid:Meine
Damen und Herren! Ich taun wich wohl kurz fassen.
Es ist schon vorgetragen worden, 'daß der Haushalts¬
plan der noch eine Er¬
höhung um annähernd 2,3 Millionen erfahren hat.
Diese Erhöhung ist allein darauf zurückzuführen, daß
zum ersten Male die Verzinsung nnd Abschreibungfür
die Anlcihemittel vorgesehen ist.

Der Haushaltsplan der Straßenverwaltung schließt
insgesamt mit einem Zuschuß von 22 Millionen ab,
bas heißt mit mehr als der Hälfte des Betrages, der
überhaupt bei der Provinzialverwaltung durch Steuern
und Ueberweisungen zu decken 'ist. 'Gleichwohlhat der
I. Fachausschußvorgeschlagen,diesen Etat zu genehmi¬
gen. Er ist auch der Auffassung, daß schon recht vieles
>n unserer Provinz zur Verbesserung des Straßen¬
netzes geschehen sei und daß vielleicht auch die Nheiu-
Vrovinz zu denjenigen Provinzen gehört, die nach der
Richtung nm meisten geleistet haben. Sie ist aber
weiter der Auffassung, daß es notwendig ist, auf dem
blatten Lande noch mehr für die Verbesserung der
Straßen zu sorgen, vor allen, durch Anlage des Klein-
bflasters.

Der I. Fachausschußschlägt Ihnen deshalb 'die Ge¬
nehmigung bieser Hanshaltspläne vor, ebenso die Ge¬
nehmigung der neuen Anleihe von 6 Millionen. Ich
nniß bemerken,daß mit 'dieser Anleihe die Provinzial¬
verwaltung zu der respektablen Schuldeusumme von
^5 Millionen kommt. Aber die Anleihe ist doch not¬
wendig. Infolgedessen hat auch der Fachausschußdieser
Ausgabe zugestimmt. Er bittet nur den ,k»rrn Landes¬
hauptmann, dafür zu sorgen, daß bei der Bewilligung
seitens 'des Reiches und des Staates zur Verbilligung
meses Geldes darauf hingewirkt wirb, daß diese An¬
leihe möglichst weit über drei Jahre hinaus zur
Amortisation gegeben wird.

Densolbeu Wunsch hat auch der Fachausschuß bei
-"Unkt 2, bei der nachträglichen Bewilligung der

13 Millionen. Der Fachausschuß erkcunt an, daß es
richtig war, diese 13 Millionen aufzunehmen. Er gibt
auch zu, daß diese Maßnahme eiuc günstige Wirkung
sowohl bezüglicki der Beschnftiguug von Erwerbslosen
als auch für unsere Stein'industrie ausgeübt hat. Wir
möchten aber auch da die Bitte auschlicßcu,daß, wenn
eine Vergünstigung von Reich und Staat für 'die
Mittel aus dem Arb^itsbeschaffungsprograinmeintritt,
sie möglichst auch mit rückwirkender Kraft auf diese
Anleihe ausgedehnt wird.

Der Fachausschußbittet dann, den Punkt l> nntcr 20
mit der Annahme der neuen Anleihe von 6 Millionen
für erledigt zu erklären.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Franken.

Abgeordneter Franken : Daß man für den Aus¬
bau und die Verbesserung der Straßen mehr tun
mußte, als es zuerst vorgeschlagenwar, darüber war
sich der FachausschußIV sofort einig, als Wir uuseren
Antrag einbrachten, 7 Millionen zu Wegebauzwecken
'der Landgemeinden bereitzustellen und 3 Millionen,
um damit die Erweiterung des schon vorhandenen
Steinbruchbesitzes 'der Provinzialverwaltung vorzu¬
nehmen und damit auf die Preisgestaltung in der
Steinindustrie mehr noch als bisher einzuwirken.

Wenn wir 7 Millionen für den Wegebau in den
Landgemeinden beantragt haben, so kommt "das ja
dem Antrag dieser Landgemrinden gleich, die sa auch
7 Millionen in Anspruch nehmen wollen. Wir stehen
auf dem Standpunkt, baß Wir nicht allein durchgehende
Straßen und solche Straßen, die nachher von der
Provinzialverwaltung übernommen werben tönneu,
bczuschussenoder beleihen sollen, sondern wir sollen
vor allen Dingen den Landgemeinden, wo die Mittel
hierfür kärglich sind, helfen. Vor einigen Tagen noch
ist im Kreistage in Eochem eine Entschließung ein¬
stimmig angenommen worden, die sich mit den kata¬
strophalen Verhältnissen 'des Wegebaues in diesem
Kreise befaßt. Wenn wir die aus diesen Verhältnissen
sich ergebenden Finanzschwierigkeiten dieses Kreises
sehen, so ist es Nur, baß wir mehr tun müssen, als
zuerst vorgeschlagen war.

Im FachausschußIV waren verschiedene Abgeord¬
nete ber Ansicht, daß mau unbedingt zu 'den: kommen
müsse was auch im vorigen Jahre ausgegebeu worden
ist —'bas sind bekanntlich22 Millionen -, um eines¬
teils die Steinindnstrie fortlaufend beschäftigen zu
können uud 'damit auch der Arbeiterschaft Lohn und
Brot zu geben und anderseits mehr noch als bisher
die Straßen weiter ausbessern zu tonnen.

Dann ging aber die Sache an den FachausschußI.
Der FachausschußI erklärte sich mit diesen Ausgaben
M3 zu 22 Millionen Nicht einverstanden, sondern schlug
vor, daß man 6 Millionen anleiheweise aufnehmen
solle und zwar nin unter der Bedingung, baß reich¬
haltige Mittel des Reiches und 'des Staates bereit¬
gestellt werben, um zur Verzinsung und Tilgung bei-
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zutragen. Wir sind der Ansicht,daß es Nicht dein Pro-
Uinzialansschuß anheimgestellt werden kann, die wei¬
tere Entwicklung der Dinge zu regeln, sondern
daß hier der Provinziallandtag endgültig beschließen
muß, daß auch in dem nun doch schon sehr gekürzten
Programm wenigstens so weiter verfahren wird. Also
wir stehen auf dem Standpunkt, daß die Stcinindustric
weiter beschäftigtwerden muß, damit die Arbeiter dort
auch den Winter hindurch Arbeit haben.

Im IV. Fachausschuß ist von seilen der Verwaltung
erklärt worden, daß, wenn nicht diese großen Aufträge
im vorigen Jahre an die Stcinindustrie gegeben
worden wären, die Arbeiterschaft zum allergrößten Teil
hätte entlassen werden müssen. Das trägt natürlich
wieder in vermehrtem Maße dazu bei, daß man zn
"dem Sozialetat beisteuern muß. Um dies zu verhindern,
haben wir alle Interesse daran, die Stcinindnstric zu
beschäftigen.

Es ist ja schon in der Drucksache 2 darauf hin¬
gewiesen,daß bei der Bearbeitung des Steinmaterials
das Verbot von Ueberstunden usw, vorgesehen ist. Wir
möchten aber hier auch noch einmal darauf hinweisen.
Uns ist noch nicht die Garantie gegeben worden, daß
in der Steinindustric gerade jetzt in den Sommer¬
monaten nicht noch viel länger als acht Stunden ge¬
arbeitet wird. Wir verlangen 'unbedingt, baß der
Achtstundentag innegehalten wird, damit auch den
Winter hindurch die Arbeiterschaft einigermaßen be¬
schäftigt werden kann und zu leben hat.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Wir kommen
zur Abstimmung.

Zunächst zu Punkt 18, dem Antrage des I. Fach¬
ausschusses,wie er aus Drucksache139 ersichtlich ist.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. — Der Antrag ist angenommen.

Dann kommen wir zu Punkt 19, dem Antrage des
I V. Fachausschusses. Wer für diesen Antrag ist, den
bitte ich, sich zu erheben. — Der Antrag ist an¬
genommen.

Endlich kommen wir zu Punkt 2», dem Antrage
des IV. und I. Fachausschusses.Wer für diesen Antrug
der beiden Fachausschüsse ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Anch dieser Antrag ist angenommen.

Ich nehme nunmehr auf Grund des § 16 der Ge¬
schäftsordnung die Puukte 21, 25, 2« und 27
Vor, zu denen Wortmeldungen nicht vorliegen.

Zu Punkt 21: Antrag des IV. und I. Fach¬
ausschusses zu dem Bericht und Antrag
des Prouinzialausschusses, betreffend
Bewilligung einer Beihilfe zu den
Kosten der Verbesserung der Straßen¬
brücke über die Mosel zwischen Nullah
und Alf,
hat das Wort als erster Berichterstatter Herr Ab¬
geordneter Meyer.

Abgeordneter Mchcr: Der IV. Fachausschuß
bittet, die Vorlage einstimmig anzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßcn : Als
zweiter Berichterstatter Herr Abgeordneter Dr. Hart¬
mann, Remscheid.

Abgeordneter Dr. Hart mann, Remscheid: Der¬
selbe Vorschlag wird vom Fachausschuß I gemacht.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur
Abstimmung. Wer für den Autrag der beiden Fach¬
ausschüsse ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Der
Antrag ist angenommen.

Punkt 25: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage der sozialdemokrati-
schen Fraktion, betreffend Erhöhung
der Ortslöhne.

Der Berichterstatter scheint zn verzichten. Ich lasse
über den Antrag des I. Fachausschussesabstimmen.
Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. — Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen zu
Punkt 26: Antrag des I. Fachausschusses

zu dem Antrage der Zentru msfraktiun
an die Reichs- und Staa tsre g ie r un g,
betreffend Verwendung von Natur-
st einen der Steinindustrie des besetzten
Gebietes zum Bau von öffentlichen Ge¬
bäuden, Brücken usw.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Görlinger.

Abgeordneter Görlinger : Der Fachausschuß
schlägt unveränderte Annahme vor.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Wortmeldungen liegen Nicht vor. Wir kommen zur
Abstimmung. Wer für den Antrag des Fachausschusses
ist, den bitte ich, sich zu erheben, — Auch dieser Antrag
ist angenommen.

Punkt 27 muß zurückgestellt werden, da nachträglich
eine Wortmeldung eingegangen ist.

Wir kommen dann zu den vereinigten Punkten 29
bis 31.

Punkt 29: Antrag des I. und III. Fach¬
ausschusses zu dem Haushaltsplan
„Außerordentlicher Haushalt" für das
Rechnungsjahr 1927.

Puu'kt 3N: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend Aufnahme
einer Anleihe von 5 7915NN Mark.

Punkt 31: Antrag des I. Fachausschusses
zu dein Haushaltsplan der Vermögens-
und Schuldenverwaltung für das Rech¬
nungsjahr 1927.

Punkt 32: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan über Steuern
und Ueberweisungen aus Reichs- «n«
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Staatsmitteln für das Rechnungsjahr
1927.

Punkt 33: Entschließung des 1. Fach¬
ausschusses über die Verteilung der
Kraftfahrzeugst e u e r.

Punkt 3!: Antrag des l. Fachausschusses
zu dem Haushaltsplan der Provinzial-
verwaltung für das Rechnungsjahr 1927
und Vorbericht hierzu, nebst

Bericht uud Autrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Aenderung des
Entwurfs des Haushaltsplans für 1927.

Zur Geschäftsordnung Herr AbgeordneterDr. Hart¬
mann, Remscheid.

Abgeordneter Dr. Hart mann, Remscheid: ^ch
bitte, den Punkt 21 vorher zu behandeln, weil Punkt 3,!,
Aufnahme einer Anleihe, doch davon abhängig ist, ob
die 300 00« Mark bewilligt werden oder nicht. Even¬
tuell müßte die Anleihe um diesen Betrag erhöht
werden.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Sanken: Das
Wort hat her Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Hurion: Herr Abgeord¬
neter Hartmann hat insofern recht, als Pnnkt 30 nicht
verhandelt werden kann, ehe der Punkt betreffs des
Nürburgrings "verhandelt ist. Infolgedessen möchte ich
den Vorschlag machen, den Punkt 30 aus der gemein¬
schaftlichen Behandlung heranszunehmcn und nur die
Punkte 29, 31 bis 34 jetzt gemeinschaftlich zu behandeln.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßcn : Ich
stelle demgemäß die Punkte 29 und 31 bis 3! zur Be¬
sprechung. Ich werde bann die Punkte 24 und 30 ver¬
binden und darüber im Anschluß hieran verhandeln
lassen. Erhebt sich hiergegen Widerspruch? — Das ist
wicht der Fall. Dann ist so beschlossen.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Dr. Hartmann, Romscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Remscheid:Nach¬
dem die Ausgaben in den einzelnen Haushaltsplänen
v°n den zuständigen Fachausschüssenfür notwendig
erachtet worden sind, schlägt Ihnen der I. Fachausschuß
unveränderte Annahme vor.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Der
zweite Berichterstatter, Herr Abgeordneter Vuchsm-
schütz, scheint zu verzichten.

Wir treten in die Debatte ein. Zunächst hat Herr
Abgeordneter Oberdörster das Wort.

Abgeordneter Oberdörster: Wir von unserer
Fraktion sind nicht zu diesem Provinziallandtag in der

^ Hoffnung gekommen,daß dieser nur für das kommende
^ ^"hr «inen Etat feststellen würde, der wirtlich dem

Bedürfnis der breiten Arbeitermasse entspricht. Die
bisherige Abstimmung über die Einzeletats ist deshalb
Nlr uns keine Enttäuschung. Wie diese Etats aus-
sehen, darauf will ich nicht nochmals im einzelnen
zurückgreifen,sondern nur feststellen, daß die von uns
eingebrachten Verbesserungsnnträge im Interesse der

minderbemittelten und unter den wirtschaftlichenVer¬
hältnissen lebenden Nevöllcrungsschichten abgelehnt
wurden. Dieser Etat trägt in keiner Weise diesen Be¬
dürfnissen Rechnung. Aus diesem Grunde müssen wir
den Etat in seiner Gesamtheit ablehnen.

Dabei wollen Nur noch einmal betonen, daß der
Eharatter insbesondere der Fürsorgeerziehung durch
die Beratungen und durch die Beschlüssedes jetzigen
Provinziallandtags in keiner Weise eine Aenderung er¬
fahren hat, daß die Einrichtungen der Provinz, die der
Fürsorgeerziehung dienen, weiter nichts sind als Ein¬
richtungen gegen die Arbeiterklassein diesem Klasscn-
und Zuchthausstaat.

Wir stellen weiterhin noch einmal fest, daß die hier
durch den Etat festgesetzten Pflegcsätze in keiner Weise
genügen, um die Anstaltsinsassen uud diejenigen, die
in Familieupflcge sich befinden, auch nur einigermaßen
ausreichend zu ernähren. Wir stellen weiter fest, daß
die Beträge, die für Bekleidung und sonstigeBedürf¬
nisse eingesetzt sind, einfach lächerlich zu nennen sind
und in keinem Verhältnis zu dem wirklichen Bedürfnis
stehen.

Dafür sind auf der anderen Seite namhafte Beträge
sowohl auf Vorschlag der Provinzialverwaltung wie
auch noch über diese Vorschläge hinaus für andere
Zwecke bereitgestelltund bewilligt worden, die nicht im
Interesse der arbeitenden Bevölkerung liegen. Für die
Beaufsichtigungder Fürsorgezüglinge werden Hundert¬
tausende ausgegeben, die weiter nichts sind wie Sub¬
ventionen für klerikale Organisationen. Der Zweck der
Fürsorgeerziehung läuft nicht darauf hinaus, wirklich
selbständige, charakterfesteMenschen zu erziehen, son¬
dern willige Ausbeutungsobjekte zu dressieren.

Man hat Zuschüsse zur Renovierung alter Kirchen
gegeben, die man als Kunstdmtmäler bezeichnet,die
mit Kunst in den meisten Fällen nichts zu tun haben.
Eine Reihe sonstiger Liebesgaben steckt in den ver¬
schiedenen Positionen des Etats, Liebesgaben, die
irgendwelchen Kreisen zugeführt werden, die heute
nicht uutcr der Not am stärksten leiden. Dann er¬
innere ich an die Besoldung der politischenBeamten,
die nach unserer Auffassung weiter nichts sind wie
Kommis von Louis Hagen, Thhssen und Vogler, die
deren Interessen durchzusetzenhaben. Der Etat ist
weiter nichts als dasjenige, was diese Leute diktieren.

Auf der anderen Seite gab es für Arbeitsbeschaffung
weiter nichts Wie Worte, denn das, was vorhin bezüg¬
lich der Anleihe beschlossenworden ist, wird wahrschein¬
lich nicht eintreten, weil die Voraussetzungen, die au
die Aufnahme der Anleihe geknüpft sind: die Zins¬
verbilligung von Staat und Reich, von diesen nicht
gewährt werden. Das gleiche gilt für den Wohnuugs-
bau. Auch hier in keiner Weise eine Förderung des
gemeinnützigen Wohnungsbaues. Nur Worte, wo es
sich darum handelt, den Arbeitern zu dienen, wo es sich
darum handelt, die Not zu lindern, wie es in die Er¬
scheinungtritt bei der Bereitstellung von Mitteln für
die notwendigste Ernährung der Kinder,
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Deshalb stellen wir ckls Ergebnis dieses Etats eine
Wetterführung des alten Kurses fest, der barin besteht,
auf Kosten ber breiten Massen !die Profite der Be¬
sitzenden nicht m Frage zu stellen. Aus den: Grunde
entspricht der Etat n^icht »den Bedürfnissen her rhei¬
nischen Bevölkerung, sondern nur den Interessen einer
kleinen Oberschichtdes Nheinlandcs. (Sehr gut! bei
den Kommunisten.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Sa aßen : Das
Wort hat der VerMterstattcr, Herr Abgeordneter
Hartmann.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Rcmscheid: Ich
hatte nur den Bericht zum Pnnkt 20 gegeben. Herr
Oberdörster hat bereits zu den anderen Punkten ge¬
sprochen.

Bei Punkt 31 wird unveränderte Annahme emp¬
fohlen.

Zu Punkt 32 steht der Fachausschußauf dem Stand¬
punkt, daß die Schätzung der Ueberwcisuug aus der
Reichsciukommcnstcuerebenso wie die Schätzung der
Provinzialumlage Wohl zutreffend ist.

Der Fachausschuß gibt auch seiner Freude darüber
Ausdruck, das; es nicht notwendig geworden ist, eine
Erhöhung der Provinzialumlage eintreten zu lassen.
Er ist in der Mehrheit der Auffassung, das; die
Kommunalverbände wirklich am Rande ihrer Kräfte
stehen und das; es deshalb unbedingt notwendig ist,
davon abzusehen, die Pruvinzialnmlagc irgendwie zu
erhöhen.

Zu Punkt 33 hat der 1. Fachausschuß auch Stel¬
lung genommen. Er freut sich sehr, wenn diese Ent¬
schließungeinmütig angenommen wird, Er hält es für
ein großes Unrecht, wie heute die Kraftfahrzcugstrucr
verteilt wird.

Der I. Fachausschuß rechnet damit, daß in den
Kreisen der Parlamentarier aller Parteien ans dem
Rhcinlandc die Prouinzialverwaltung die Unter¬
stützung finden wird, nm eine bessere Regelung der
Mraftfahrzeugsteuer zu erzielen.

Dem Punkt 31 hat der Ausschuß zugestimmt. Er
schlägt Ihnen unveränderte Annahme vor. Er ist sich
darüber klar, daß diese Entschließung für einen Finanz¬
ausschuß nicht ganz leicht ist, weil doch noch immer der
Fehlbetrag vou -1,0 Millionen in der Schwebe bleibt.
Er hält es aber auch für richtig, ihn nicht in diesen
Haushaltsplan für 1927 vorzutragen, sondern zn war¬
ten, ob nicht bessere Zeiten kommen, wo die Umlage
ohne weiteres die Abtragung einer derartigen alten
Schuld ermöglicht.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Stcinbüchel.

Abgeordneter Steinbüchel: Meine Damen und
Herren! Meine Fraktion möchte die Gelegenheit nicht
vorübergehen lassen, ohne auf den Ernst der Finanz¬
lage der Prouinzialucrwaltung hinzuweisen. Der
Brutto-Etat ist in diesem Jahre von 1N9 auf 123 Mil¬
lionen Mark gestiegen, der Retto-Etat von 1N9 ans

115 Millionen Mark. Das ist ein Beweis dafür, daß
die Geschäfteder Prouinzialverwaltung in einer stän¬
digen Steigerung begriffen sind. Für das Jahr 1925
ist ein Defizit von 1,4 Millionen festgestellt worden.
Der vorläufige Ueberblicküber das Jahr 1926 ergibt,
daß, alles in allem gerechnet, bei den verschiedenen
Steucrarten (Kraftfahrzeugsteuer, Einkommensteuer
und dergleichen)ein Mindcreintommen von einer Mil¬
lion Mark vorhanden ist, während es im übrigen der
Prouinzialverwaltung gelang, die Ausgaben so zu be¬
schränke!:,daß sie über die Etatsansätze nicht Hinans¬
gingen. Also bleibt auch hier eiu Defizit von wenigstens
einer Million Mark. Für die beiden Jahre 1925 und
1926 ist also mit 5,4 Millionen Mark Defizit zu rechnen.
Davon entfallen für das Jahr 1925 3,28 Millionen
Mark auf den Ausfall an Steuereinnahme». Ferner
kommen noch für das Jahr 1925 2,25 Millione» Mark
Ausfall an Dotationen, hinzu. Man ersieht daraus,
daß der Betriebsfonds, der anf Grund einer Anleihe
gebildet wurde — wie ich betoncu will —, nicht auf
Grund uon Ucberschüssen aus vergangenen Jahren, wie
es ja meistens bei den Kommunen der Fall ist, durch
die Defizite der beiden Jahre Wohl schon gänzlich ver¬
schwunden ist.

Allein dieses Bild zeigt uns, daß die Finanzlage der
Provinz doch ernst ist. Sie ist wohl auf mehrere Ur¬
sachen zurückzuführen, einmal anf den Finanzausgleich,
der sowohl die Kommuucu als auch die Provinzen
außerordentlich schlecht gestellt hat. Namentlich der
letzte Finanzausgleich, der vor kurzem im Reichstage
beschlossen ist, läßt doch erkennen, daß die Zeiten nicht
besser, im Gegenteil noch schlechter zu werden drohen.
Dieser Finanzausgleich hat ja i» der Hauptsache eiuc
politische Seite. Der bayerische Staat, Nadcu uud
Württemberg sind bevorzugt, Preußen, Sachsen uud
Hamburg gewaltig benachteiligt wurden. Es ist wirk¬
lich ein Finanzausgleich zugunsten der Föderalisten,
aber nicht ein Finanzausgleich, der gerade die Staaten
stärkt, die doch die wirtschaftlicheGrundlage für ganz
Deutschland bildeu. Das ist außcrurdeutlich bedauerlich.
Wir bedauern sehr, daß gerade das Zentrum sich her¬
beigelassen hat, diesen« Finanzausgleich zuzustimmen,
der doch den Westen außerordentlich bedrückenmuß.

Die zweite Ursache liegt bei den kommunalen Ver¬
tretern sowohl im Provinzialansschnß als anch im Pro-
vinziallandtag. Gerade die Vertreter der Kommune»
haben darauf gedrückt,daß die Provinzialumlage nicht
erhöht würde. Die steigenden Aufgaben der Provinz
tonnten deshalb nicht voll befriedigt werden, weil man
eben bei derselben Umlage bleiben wollte. Das hat
weiter zur Folge, daß eine Menge sozialer Aufgaben
nnf der einen Seite unterbleiben müssen und daß auf
der anderen Seite namentlich Straßenbauten und der¬
gleichen vernachlässigt werden. Wenn man schließlich
diese Ausgaben trotzdem einmal machen muß, wie bei
den Straßcnbauten, dann beginnt eben die Schulden¬
wirtschaft — oder vielmehr, sie hat schon begonnen und
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muh sich schließlich ius Uneudlichc fortsetzen. Gerade die
kommunalen Vertreter sollten doch ein Empfinden da¬
für haben, daß eine derartige Finanzpolitik nicht weiter
getrieben werden kann. (Hört, hört!) Ich meine, gerade
unsere Oberbürgermeister nnd Landräte müssen sich
doch sagen, daß, wenn schließlich immer stärker steigende
Prozentsätze der Provinzialausgaben für Verzinsung
nnd Tilgung von Schulden verwandt werden müssen,
dann die Proviuzialaufgabcn leiden müsse», sowohl
was deu Straßenansban als auch was die sozialen Auf¬
gaben anbetrifft. Ich meine, gerade die Herren, die so
gewaltige Summeu für Messen, Stadionbauten u»d
Ausstellungshallen bereitgestellt haben, die sich jetzt,
wie man hört, sogar schon Kohlenfeldcr anschaffen
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Das sind aber
nur einige Oberbürgermeister!), haben doch zu einem
wesentlichenTeil darauf gedrückt, daß die Umlage der
Provinzialverwaltung auf diesem Satz blieb. Also ich
meine, wenn man sparen will, soll man doch erst einmal
im eigenen Hause sparen und nicht sagen: Erst sparen
die andern, und dauu kommcu wir in letzter Linie.

Meine Damen und Herren! Auch ein Ucbcrblick
über die Anleihewirtschaft zeigt ein Bild, das uns
einigermaßen mit Schreckenerfüllen muß. Im Jahre
I92l! oder 1921 hatten wir noch keine Schulden. Dann
lling es los. Im Jahre 1926 wurden 20 Millionen Mark
Anleihe für Straßeubauteu uud zur Anffnlluug des
Betriebsfonds bewilligt, dann im Juli 1926 wieder 1,'!
Millionen Mark für das Arbeitsbeschaffnngsprogramm.
Uud wir haben jetzt weitere 6,25 Millionen Mark Au-
lcihe zur Erhöhung des Kapitals der Laudcsbauk, für
die Aggcrtalspcrrc und dergleicheu beschlösse».Ferner
hat der Proviuziallandtag soeben die Straßenbau¬
anleihe vou 6 Millionen Mark bewilligt. Hinzu kommt
das Defizit von 5,5, Millionen Mark. Unsere Gesamt-
schulden betrage» demnach augenblicklich50,75 Mil¬
lionen Mark, eine Zahl, die, glaube ich, Ihueu wohl¬
bekannt uud auch zum Bewußtsein gekommenist.

Ich habe demgegenüber einmal die Schulden der
Provinz iu der Friedeuszcit uach ciuer jahrzehnte¬
langen Tätigkeit festgestellt. Diese Schulden betrugeu
"ur 72,75 Millioucu Mark. Also wir haben in zwei
Jahren schon soviel Schulden angehäuft wie früher
vielleicht in 50 oder 60 Jahren der Provinzialtätigkeit.
(Abgeordneter Haas: Hört, hört!) Ich meine, die
bcrreu Kummunalvertreter sollte» sich doch einmal
überlegen, ob man dabei den Stnudpuukt weiter ver¬
beten taun, die Provinzialumlage auf die Dauer auf
derselben Höhe zu belassen. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Dichgans: Ein großer Teil ist der produktiven Er-
werbslosenfürsorge zugute gekommen!) Nein, meine
Herren, das sind die Nettobeträge. Gewiß, es sind
ewige Beträge dabei, die niedrig verzinst werden, aber
die Schuld ist da. Diese Schulden kommen uns zum
Teil in den ersten zwei bis drei Jahren etwas geringer,
weil wir Zinsznschüsse von der Reichsrcgierung be¬
kommen. Aber nach einigen Jahren geht es los. Wir

müssen heute bereits annähernd 5 Millioucu Mark
für Verziusnng und Tilguug zahlen. In einigen
Jahren werden diese Beträge Wohl schon 0 oder 7 oder
vielleicht sogar « Millionen Mark betragen. Dabei
müssen wir berücksichtigen, daß das, was wir hier aus¬
gegeben haben, nicht iu erster Linie für wirtlich
»'erbende Betriebe ausgegeben ist. Wenn die Großstädte
Anleihe» erheben, dann geschieht es meistens, um sich
Grundbesitzanzuschaffenoder Aktien des N. W. E. und
dergleichenzn lanfen, die nach einigen Jahren bereits
doppelt so viel wert si»d, als sie ihnen gekostet haben.
Also dort steht den Schulden mindestens ein Ver-
mügcnsbetrag in Höhe der Schulden, wenn nicht ein
noch viel größerer Aktivbetrag, gegenüber. Bei der
Provinzialverwaltung wird im weseutlichcudas Geld
für Straßeubauteu augewcudct. Diese Straßeu werden
zerstört nnd können in keiner Weise als ein Aktivum
der Provinz betrachtet werden. Auch die Gebäude der
Heilaustalteu, die die Proviuz errichtet, sind nicht in
erheblichemMaße aktive Werte. Nehmen Sie einmal
an, man wollte eine Heilanstalt einstelle». Was tonnte
damit begonnen werden? So gut wie gar nichts.

Meine Fraktion ist der Ansicht, daß es, um die so¬
ziale» Aufgaben in Zukuuft «icht leiden zu lasscu, Auf¬
gabe der Provinzialverwaltung, des Herrn Landes¬
hauptmanns uud des Proviuzialausschusses ist, einmal
diese Finanzwirtschaft recht gründlich nachzuprüfen,
uud auch die Herren Laudtagsabgcordneten sollten sich
doch einmal diese Gewissensfragcmit allem Ernst vor¬
legen.

Es muß überlegt werde», ob wir »icht dazu über¬
gehe» sollen, in kommende»Jahre» erhebliche Beträge
zur Tilgung der Schulden in den Etat einzusetzen.
Zweitens ist zu übcrlcgru, die Provinzialumlage zu er¬
höhen, sie wenigstensaber ans eine ganz andere Grund¬
lage zn stellen. Heute wird eiu fester Netrag als Pro¬
vinzialumlage ausgcschriebcu; mehr oder weuigcr knuu
nicht erhoben werden. Aber die Städte haben bei
einem günstigen Finanzausgleich oder bei einem
günstige» Ertrag der Gewerbesteuer die Möglich¬
keit, weit höhere Beträge eiuzuuehmcu, als sie iu
ihre»: Etat angesetzt haben. Es gibt Städte, die 50, 60,
70 Prozent mehr Gewerbesteuer ciugcuommeu haben,
als iu ihren Etats steht. Die Herren aus den
Kmnmunalucrwaltnugeu wissen darüber genau Be¬
scheid. Die Provinzialvcrwnltuug legt aber »ur immer
einen festen Betrag um. Es fragt sich, ob nicht an
solchen steigenden Erträgnissen der Kommuneu nnd der
Lnndtrcise auch die Provinzialverwaltung teilnehmen
soll, d. h,, es werden Prozentsätze der Einkommenstener
und der Nealstcuern ausgeschrieben nnd, weuu mehr
eingeht, partizipirrt auch die Provinzialverwaltung an
den gesteigerten Einnahmen (Zuruf des Abgeordnete»
Dr. Dichgans: Dann muß sie nnch an den fallenden teil¬
nehmen!) Das wird schlecht gehen, denn hier bei der
Provinzialuerwaltnng sind fast 100 Prozent der Aus¬
gabe!, Iwaugsausgabcn, die nicht abgrdrosselt werden
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können — denken Sie an die Heilanstalten, an die
Straßenbauverwaltung und dergleichen —, während
die Kommunen immer doch ihre Finanzgcbarung viel
lockerer gestalten und, wenn einmal ein schlechtes Jahr
kommt, auch die im Etat vorgesehenenAusgabebeträge
nicht ganz auszugeben brauchen. Die Kommunen sind
in der Hinsicht viel freier gestellt als die Provinzial-
verwaltung.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen :
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Be¬
sprechungist geschlossen. Wir kommenzur Abstimmuug,

Ich lasse zunächstzu Punkt 29 über den Antrag des
I. und III. Fachausschussesabstimmen. Wer für den
Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Der Antrag
ist angenommen.

Ich bitte dann die Damen und Herren, die zu
Punkt 3l für den Antrag des I, Fachausschusses(Druck-
sache 145) sind, sich zn erheben. — Auch dieser Antrag
ist angenommen.

Wer ist für den Antrag des I. Fachausschusseszu
Pnntt 32? — Auch dieser Antrag ist angenommen.

Wir kommen zn Punkt 33 (Entschließung des l. Fach¬
ausschusses über die Verteilung der Kraftfahrzcng-
steurr). Wer für die Annahme ist, den bitte ich, sich
zu erheben. — Auch angenommen.

Endlich stimmen wir ab über Punkt 34 (Antrag des
I. Fachausschusseszum Haushaltsplan der Provinzial-
vcrwaltung nebst Vorbericht). Wer für die Annahme
ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Auch dieser Antrag
ist angenommen.

Nunmehr kommen wir gemäß Beschluß des Land¬
tags zu den zur gemeinsamen Beratung gestellten
Punkten 24 und 30.

Punkt 24: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Antrage des Abgeordneten Dr.
Ereutz auf Gewährung eines weiteren
verbilligten Darlehens von 3N0N00 Mark
an den Kreis Adenau zum Bau des Nür-
burgringes.

Punkt 30: Antrag des I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betr. Aufnahme
einer Anleihevon 579 15NNMarl.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Dr. Hart¬
mann, Nemscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Nemscheid: Ich
»lochte bitten, den Punkt 3« zurückzustellen. Er hat
gar leine Verbindung mit dem Punkt 24, dem Nür-
burgring. Der andere Punkt wird sich ohne weiteres
erledigen lassen. Ich glaube doch, daß es zweckmäßig
ist, die beiden Punkte getrennt zu verhandeln.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Zur
Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich wehre mich entschieden
dagegen, daß man jetzt auf einmal den Punkt 24 be¬
handelt. Wir haben jetzt doch Punkt 29—34 hinter dem
Punkt 20 behandelt.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Herr
Abgeordneter Haas, ich darf Ihnen zur Aufklärung
sagen, daß soeben die Punkte 29—34 zur Besprechung
staudeu. Dann ist, als Sie nicht hier waren, beantragt
worden, den Punkt 30 herauszunehmen, weil er von
Punkt 24 beeinflußt wird. Darauf hat das Hohe Haus
beschlossen, den Puutt 30 aus der gemeinsamen Be¬
ratung der Punkte 29—34 herauszunehmen uud ihn ge¬
meinsam mit Punkt 24 zu behandeln. So ist beschlossen
worden.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Ober-
dörstcr.

Abgeordneter Ob erdör ster: Es ist schon richtig,
daß vorhin beschlossen wurde, deu Punkt 30 mit
Punkt 24 zu behandeln. Daraus geht aber nicht hervor,
daß die Verhandlung der Punkte 24 und 30 vor den
Punkten 22 und 23 erfolgen muß. Ich protestiere gegeu
die Abänderung der Tagesordnung, die hier vom Vor¬
sitzenden vorgenommen wurde.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
stelle fest, daß ich keine Abänderung der Tagesordnung
vorgenommen, sondern ausdrücklich vorhiu vor¬
geschlagenhabe, die Punkte 24 und 30 zusammen im
Anschluß an die Punkte 29—34 zur Besprechung zu
stellen. So hat das Hohe Haus beschlossen.Wenn jetzt
der Antrag gestellt werden soll, anders zu verfahren,
so bitte ich, einen solchen Antrag zu stellen. Dem kann
nicht stattgegeben werden, wenn zehn Abgeordnete
widersprechen. Wollen Sie einen Antrag stellen?

Abgeordneter Oberdörster: Ich halte es nicht
für zweckmäßig,durch eine lange Geschäftsordnungs-
debatte hier den Geschäftsgang aufzuhalten. Ich lege
deshalb keinen Wert darauf, jetzt zu beantragen, daß
so beschlossen wird. Meine Auffassung war die, daß
Punkt 30 im Anschluß an Punkt 24 behandelt werden
sollte.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Es
wäre Sache des Herrn Abgeordneten gewesen, bei der
Beschlußfassung seine Bedenken geltend zu machen.

Wir kommenalso nunmehr zuPunkt 2 4 und 3 0.
Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abge¬

ordneter Kocnzgen.
Abgeordneter Koenzgen: Der Ausschuß schlägt

unveränderte Annahme des Antrages vor.
Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Das

Wort als Berichterstatter zu Punkt 30 hat Herr Ab¬
geordneter Dr. Hartmann, Nemscheid.

Abgeordneter Dr. Hartmann, Nemscheid: Der
I. Fachausschuß schlägt Ihnen vor, die Anleihe nicht
in Höhe von 5 791500 Mark zu genehmigen, sondern in
Höhe von 6 251500Mark. Es sind nämlich noch 100 000
Mark für die Brücke Vullah—Alf und 60 000 Marl
nach Ihrem Beschluß zur Unterstützung der Verkaufs-
hallen von Gemüse und Obst einzusetzen. Bei der
Summe von 6 251500 Mark ist Voraussetzung, daß Sie
noch 300 000 Marl für den Nürburgring bewilligen.

^
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Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Pikard.

Abgeordneter Pikard: Meine Damen und
Herren! Wenn wir uns heute wiederum mit der Frage
des Nürbnrgrings beschäftigenmüssen, so muß ich kon¬
statieren, daß diese Frage nachgeradeunerträglich wird.
(Abgeordneter Marx: Sehr richtig!) Als wir seiner¬
zeit nm die Bewilligung der Mittel für den Nürburg-
ring angegangen wurden, ist uns versichert worden,
daß mit der angeforderten Summe das Unternehme»
fertiggestellt werden tonnte. Wir haben dann fortgesetzt
erlebt, daß Nachforderungen über Nachford?rungcn
kamen und daß es nicht richtig war, wie uns immer
gesagt worden ist, daß das Unternehmen durchaus
durchdachtsei, denn wenn es durchdachtgewesen wäre,
dann könnte setzt diese Nachforderung nicht kommen,
die nach der Auskunft, die uns gegeben worden ist,
deshalb notwendig ist, weil die vorgeseheneDecke nicht
den technischenAnforderungen entspricht und durch
eine neue Betondeckeersetzt werden muß.

So kann es in dieser Frage nicht weitergehen. Es
ist heute so, daß im Regierungsbezirk Koblenz alle Ge¬
meinden uud alle Kreise unter diesem Zustande leiden.
Es wird fortgesetztbei allen Anträgen auf Newilliguug
von Notstllndsarbciten daranf verwiesen, daß der Re¬
gierungsbezirk Koblenz so und so viel Millionen Mark
bekommenhabe und daß weitere Mittel nicht bewilligt
werden tonnten.

Aber ich muß auch die Aufmerksamkeit auf eine
andere Seite der Frage richten. Herr Dr. Ereutz hat
sich nicht nur als ciu tüchtiger Fachmann erwiesen, son¬
dern er hat auch im Kreise Adenau eine künstliche Ar¬
beitslosigkeit geschaffen. (Abgeordneter Hofsmaun:
Hört, hört!) Wir haben in den Gewerkschaftenfest¬
gestellt, daß dort nicht, wie es Aufgabe der produktive»
Erwerbsloscnfürsorge ist, die durch die Krise arbeits¬
los gewordenen beschäftigt wnrdcn, sondern es sind
dort auch Leute beschäftigt worden (Zuruf des Abge-
«rdnrtcn Marx: Viele!), die vorher nie in der In¬
dustrie oder sonst irgendwo gearbeitet haben. Gegen
dieses Vorgehen haben die Gewerkschaftenganz ent¬
schieden Stellung genommen, wie denn überhaupt
gegen die ganze Art, wie mit der Arbeiterschaft am
Nürburgring oft umgesprungen worden ist und noch
umgesprungen wird, von feiten der Gewerkschaften und
auch von feiten unserer Partei ganz entschiedenEin¬
spruch erhoben werden muß. Wir wollen hoffcu, daß,
wenn die Autostraße gebaut wird, diese Dinge mcht
wiederkehren. Wir werden nach dieser Richtuug die
Augen sehr wohl aufhalten. (Zuruf eines kommmnsw
schen Abgeordneten: Sie hätten unsere Antrage nnt-
unterstützcn müssen!) Bitte, wir stellen unsere Antrage
selbst. (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!) W,r wer¬
den sie auch so stellen, daß sie im Interesse der Arbeiter¬
schaft liegen; das könnt Ihr uus schon zutrauen.
. Meine Damen und Herren! Aus den Gründen, die
"h eben angeführt habe, sind wir nicht imstande,wertere

Kredite für den Nürburgring zu bewilligen. Meine
Fraktion lehnt die Nachforderung ab.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßcn: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. üimbonrg.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Was der Herr
Vorredner sagte, stimmt durchaus. Ich habe scho» im
vorigen Jahr darauf hingewiesen, daß das Unter¬
nehmen ohne jede Grundlage, ohne Rentabilitäts¬
berechnung, ohne eine Berechnung, was das Unter¬
nehmen am Schluß kosten soll, angefangen wurde. Es
ist angefaßt worden wie ein Kasinoscherz der Leutnants.
Gin solcher Scherz wird vielleicht mit Stubenarrest
geahndet. Aber in diesem Falle geht darüber ein
Kreis bankrott. Man muß sich verbitten, daß solche
Scherze mit der Bevölkerung unseres Landes geübt
werden. Ein Herr, der kein Risiko trägt, sollte von
solchen Sachen die Finger lassen.

Gestern wurde hier gegen Beamte gesprochen,die
bodenständig sind, wie Ghrenbürgcrmeister und Ehren-
amtmänncr. Diese Herren können sich keine solchen
Witze erlauben. Aber Herren, die, wenn eine solche
Sache zusammenklappt, irgendwoandcrs hin versetzt
werden, z. B. ins Verkehrsministerium, können die Be¬
völkerung in dieses Elend bringen, in das der Kreis
Adenau mit Sicherheit kommt.

Ich höre, daß selbst bei den Herren, die jetzt die an¬
geforderte Summe bewilligen wollen, zum Teil die
Meinung vertreten wird: Mit den 300 000 Mark geht
die Sache Pleite, uud ohue sie geht sie auch Pleite. Dann
wäre es aber doch richtiger, wenn die 300 000 Mark fiir
den Kreis Adenau besser verwandt würden, das ist die
Auffassung meiner Freunde uud meine eigene.

Aber nicht allein dagegen, wie das Unternehmen in
finanzieller Hinsicht angefaßt wurde, haben wir die
größten Bedenken, sondern auch, wie ich schon erwähnte,
gegen die Personalpolitik. Der Leiter dieses Unter¬
nehmens hat ja zugegeben, daß er dort einen Mann
beschäftigt,der zehnmal vorbestraft ist; auf sedcu Fall
hat er es nicht bcstritten. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Grcutz: Das ist widerlegt!) Ich bin selbst in der
Gerichtsverhandlung zugegc» gewesen, wo ein Ober¬
sekretär der Regierung das unter Eid ausgesagt hat.
Da wissen Sie, was los ist.

Aber weun Sie mit diesen zehn Vorstrafen nicht
genug haben, so will ich Ihnen erzählen, was der
Mann sich sonst noch hat zuschulde» kommen lassen.

Er ist auch Molkcreifachman». In Bracht ist eine
Meierei. Dort hat dieser Mann als Leiter der Meierei
Margarine im großen unter die Butter gemischtuud
hat diese Margarinebutter als Butter verkauft und
das Plus eingesteckt. (Hört, hört! links.) Danach
tonnen Sie sich bei dem Bürgermeister von Bracht selbst
erkundigen.

In der Meierei Trier-Süd war er auch. In Bracht
wurde keiue Anzeige erstattet; es ist ja selbstverständlich,
daß eine Meierei nicht gerne eine solche Sache hinaus¬
trägt. In Trier-Süd hat die Sache damit geendet, daß
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er wegen der Kasse vors Gericht kam. Da kam er mit
einem blauen Auge davon und rutschte gerade so durch
die Maschen.

Ich glaube, jetzt werden Sie Wohl genug haben, Es
ist nötig, daß ich Ihueu so das Bild ciumal zeichne.
Das Wild habe ich uicht allem, soudern das hat jeder
Mensch bei uns im Kreise. Das haben anch die Mit¬
glieder der Partei der Mitte, der Sie ja angehören (zu
Herrn Dr. Ercutz).

Ich habe schon erwähnt, wie er die amerikanischen
Autos unterschlug. Er mußte zum amerikanischen
Major kommen uud das Geld hcrausgebeu. Da sagte
der amerikanische Major: „Das tnt kein braver Mann!"
Aber das sind ja Lente aus dem wilde» Westen, wir
sind ja bessere Menschen. (Zuruf des Abgeordneten
Oberdörstcr: Ist der auch im Kirchenvorstand?) Nein,
aber er hat das richtige Tuch.

Meine Herren! Dieser Mann war während der
Jahre bei uns Dolmetscher; als solcherwar er auch in
der Wohnungskommission. Welchen Einfluß er da
hatte, könucu Sie daraus ersehen, daß er z. N. einer
Witwe das Angebot machte, wenn sie ihm ihr Haus
verkaufe, werde sie von Einquartierung verschont
bleiben. Anderen Leuten hat er die Wohuuug frei¬
gegeben und dafür ciu Schwein erhalten. (Heiterkeit.)
Wenn Sie es wollen, kann ich Ihnen die Unterlagen
dafür geben; das Schwein ist aus Rittersdorf gekommen.

Die Möbel des Reichsvermögensamtes hat er grgcu
bares Geld vertauft. Eine Frau Gierens hat für 17N0
Francs Möbel bei ihm gekauft. Die Leiucnbestäudedes
Reichsvermögensamtes hat er der Haushälterin eines
Offiziers der Besatzung zum persönlichen Gebrauch
gegeben, um sich gefällig zu erweiseu. Kohlen des Be-
sahungsamtcs hat er gegen Schweine au Private ver¬
kauft. Ich habe hier die Adressenstehen. Meine Herren,
die Mieten, die für die Quartiere der Besatzung ge¬
zahlt wurden, hat er nur mit 5—20 Prozent der
Summen ausbezahlt, die für die Quartiergeber auge¬
fordert uud überwiesen wurden. (Zuruf des Abgeord¬
neten Henser.) Das ist keine Rederei, das sind Fest-
stellungeu eines Sachverständigen, Herr Henser; Sie
müssen sich einmal für den Fall interessieren. Ich mnß
Ihnen doch einmal zeigen, was da für eine Personal-
Politik getriebeu wird. (Zuruf aus der Mitte: Was
hat das mit dem Nürburgring zu tun?) Ich taun mir
denken, daß es Ihrer Partei sehr unangenehm ist,
wenn hier solch schmutzige Wäsche gewaschen wird.

Die Gas- uud Wasserrechnungcn hat er nur mit
einen, Bruchteil der Summen, die gebucht wurden,
den Hausbesitzern ausbezahlt. Die Nechuungsformnlare
hat er gefälscht. Seine Telephongespräche gingen als
Besatzungsgesprächedringend. Als eines Tages gegen
ihn ein Flugblatt erschien,wnrde ich auf Veranlassung
dieses Herrn zum frauzüsischeu Delegierten bestellt.Der
famose Leiter des Besatzungsamtes kam aus dem
Zimmer des Delegierten heraus uud sagte zu mir:
«Ihr sterbt nicht auf dem Bett!" AIs der Delegierte

mir dann Borhaltungen machte, sagte ich: Ich habe
nichts mit der Besatzung zu tun, sondern mit dem Ne-
satzungsamt. Weil die Dinge zwischen der Besatzung
und der deutschen Behörde so lagen, deshalb wird
nach Auffassung weitester Kreise bei uns der Fall so
erledigt, wie er erledigt wird. Bei uns siud weiteste
Kreise der Nevölteruug der Auffassung, daß der Manu
gar uicht falleu gelassen werden kann, denn wenn er
auspackt, dauu brechen gerade die Herren einer großen
Partei uud auch von anderen Parteien den Hals. (Hört,
hört! links. Znruf des Abgeordneten Henser: Die
anderen sind nicht so zerbrechlich wie Sie!) Mein Hals
ist noch da, wen» Ihre Partei bei uus deu Hals ge-
brochcuhat. Meine Herren! Wir hatten im Jahre 1923
bei uns in Trier — ich biu uicht zu Hause gewesen,
ich habe mich ferngehalten — einen Kommissar, der zu
dem Lumpigstcu gehörte, was damals auftrat. Dieser
Kommissarhat noch vor einem Jahr in Trier als Zeuge
unter Eid erklärt, daß Ihr bewährter Beamter noch
heute sein treuester Freund ist. Durch den Sachver¬
ständigen Strang wurden die Akten untersucht und,
wie Herr Strang zum Staatsauwalt bestellt wurde,
um sein endgültiges Gutachten abzugeben, sagte er:
Herr Limbourg hat recht mit seinen Angriffen. Da
wurde dem Herrn Strang die Sache entzogen. (Zuruf
aus der Mitte: Da wurde der Straug stranguliert!
Heiterkeit.) Der Herr Strang weiß Bescheid. Wenn
man dagegen angeht, meine Herren, dann erlebt man
dasselbe wie hier. Es ist Ihnen ja sehr unangenehm.
Mir ist am Gericht in Trier gesagt worden: Wenn Sie
uns noch einmal so kommen, dann werden existenzver¬
nichtende Geldstrafen über Sie verhäugt. Trotzdem
werden sie nichts von dem wegnehmen, was ich sage.

Nun der Fall des Bürgermeisters von Fricken. Er
war gewissen Leuten uuaugenchm. (Glocke des Vor¬
sitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßcn: Ick)
mache den Herrn Redner darauf aufmerksam, daß der
Fall des Hcrru Bürgermeisters von Fricken mit dem
Nürburgriug nichts zu tun hat.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Er hat aber mit
dem Fall Bongartz z» tun, Herr Vorsitzender.Der Herr
Vorsitzendehat selbst festgestellt,daß nach seinem Ein¬
druck stark gegen Fricken bei der Besatzung gehetzt
worden war, damit er wegkam,und dabei hat Bongartz
die Rolle gespielt. (Znruf aus der Mitte: Darüber muß
eine Denkschrift ausgearbeitet werden! Heiterkeit.)
Bei uns sind Sie so erledigt, Sie brauchen nicht erst
Denkschriften zu machen. Wenn solche Leute dort be¬
schäftigtwerdcu, dann können wir zu dem Unternehmen
kein Vertrauen haben.

Ich will Ihnen noch etwas sagen. Dem Vertreter
einer gewissen Partei wurde damals zur Separatisten-
zeit ini Stadtrat von Nitburg gesagt, speziell eine'«
Herrn, der sich Major a. D. nennt: Ich erinnere S'^
an Ihren Eid als Offizier und Beamter. Das ist Ih^
Partei. Das wurde im Stadtmt gesagt, damit S"



73. Rheinischer Provinziallandtag, L, Sitzung am 9. April 1927. 22 l

nicht übergingen. Meine Herren! Wenn ein Unter¬
nehmer mit solchen Leuten arbeitet, können wir kein
Vertrauen zu ihm haben, besonders wenn Lente dabei
sind, die auch in finanzieller Hinsicht eine solch dunkle
Vergangenheit haben wie dieser Mann. Deshalb sind
wir gegen das System, das beim Nürburgring herrscht.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Sa aßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Theißen.

Abgeordneter Theißen: Meine Damen und
Herren! Wenn das Geschäftdes Nürbnrgrings so gut
ist wie nach den Darlegungen des Herrn Vorredners
der Geschäftsführer dieses Unternehmens, dann kann
die Provinzialverwaltung, dann kann der KreisAdenau,
dann kann die Bevölkerung, die da in Frage kommt,
ihr blaues Wunder erleben. Wir sind der Auffassung,
daß dieses Unternehmen ein Faß ohne Boden ist. Wir
haben im vergangenen Jahre die Anleihe für den Nnr¬
burgring abgelehnt, weil wir der Auffassung sind, daß
es sich nur um eine verkappte Liebesgabe nn die Auto-
"wbilindnstriellen und indirekt anch an das ausländische
Kautschnktapital handelt. Wir sind der Anffassmig,daß
für die Milliuncnbeträge, um die es sich hier handelt,
uiel dringendere Aufgaben vorliegen, als derartige
Subventionen der Automobilindustrie. Wir lehnen
deshalb, genau aus deuselbcu Grüudeu wie im ver¬
gangenen Jahre, anch diesmal die Anleihe für den
Nürburgring ab.

Einigermaßen verwunderlich ist aber die Stellung¬
nahme der Sozialdemukratischcn Partei in diesem
Jahre. Im 7l. Provinziallandtag hat die Sozialdemo-
tratische Partei der ersten Anleihe zugestimmt, und
"war mit folgender Begründung. Der Herr Abgeord¬
nete Haas hat damals gesagt: „Trotzdemwerden meine
freunde dem Beschlußentwurf des Proviuzialaus-
schusses zustimmen, weil er in seinem Schlußsatz neuau
Mtlegt, daß das Darlehen nur unter bestimmten Vor¬
aussetzungen gegeben werden soll nsw." „Weil der An¬
trag derartig vorsichtig gefaßt ist, daß wir uns setzt im
^ngcnblick durchaus nicht festlegen, stimmen meine
«reunde dafür." (Znruf des Abgeordneten Haas: Daß
!"ir uns nicht festgelegt haben, sehen Sie! Wir stimme»
letzt dagegen!) Jetzt stimmen Sie dagegen, nachdem
°as Geld schon zum größten Teil verwandt ist, nachdem
der Schaden schon eingetreten ist. (Zuruf eines tom-
'nunistischeuAbgeordneten: Nachdemder Bankrott nn-
"ermeidlich geworden ist!) Sie scheinen erst die not¬
wendigen praktischen Erfahrungen machen zu müssen,
natürlich müssen diese Erfahrungen zum Schaden der
"bettenden Bevölkerung sein.

Der Herr Abgeordnete Haas hat aber in seinen da¬
maligen Ausführungen bemängelt, daß eine Vorlage
ulier den Nürburgring, welche der Provinzialansschuß
Kriegen sollte, dem Provinziallandtag nicht zugegangen

Trotzdem stehen wir heute vor der Tatsache, daß die
Proviuzinlverwnltuug uns eine zweite Anleihe für den

"- Ich Vermissediese Vorlage bis heute. Der Pro-
"nzlalausschuß sollte sich über die Fuudierung des
Unternehmens erst einmal genauer informiere» und
°ann Bericht erstatten. Dieser Bericht fehlt bis hente.

4>roo!»zml>^,^>lll.„u ...^ >,...>, z..,.,.« ^„.
Nürburgring vorschlägt. Dieses Verfahren ist kenn-
zeichnend für das ganze System.

Zu der Frage der Anleihe überhaupt haben wir nur
zu erklären, daß wir der Anleihe znstimmen,unter dem
Vorbehalt, daß die Mittel aus dieser Anleihe nicht zu
Zwecken verwandt werden, wie sie in der Anleihe zum
Nürburgring vor nus liegen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Eaaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Pohl.

Abgeordneter Pohl: Meine Damen und Herren!
Uns hat diese Vorlage doch sehr überrascht. Die ganzen
Beratuuge» habe» immer unter dem Zeichen der
Finanznot gestanden, und auf einmal erscheint eine
Vorlage von 300 000 Mari, der, wie ich fest überzeugt
bin, viele innerlich ablehnend gegenüberstehen. Wenn
auch ein Betrag von 300 000 Mark in einem Etat von
t20 Millionen keine große Rolle z» spiele» scheint, so
ist er für uns doch insofern wichtig, als man selbst bei
der Kiudermilchnichts geben zu lü»»e» glaubte. (Sehr
gut! bei deu Kommunisten. Zuruf des Abgeordneten
Möunig: Das ist doch teiu Etatsposten!) Wenn da mit
Pfcunigeu gerechnet wurde, daun will es uns unver¬
ständlich erscheinen,wie man für ein solches Unter¬
nehmen in letzter Stunde eine Forderung von 300 000
Mark aufstelleu lauu. (Zuruf des Abgeordneten Dn»°
der: Herr Major, Sie habe» auch vergesse», für die
Kiudermilchzu stimme»!) Das wisse» Sie »icht, lieber
Herr. (Zuruf liuts: Das töuueu Sie im Protokoll
nachlesen!) Dann bitte ich, »achzulese». (Glocke des
Vorsitzenden.)

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Ich
bitte, den Redner nicht z» nuterbrechen.

Abgeordneter Pohl: Meine Dame» nnd Herren!
Selbst wenn man Geld genug hätte, müßte man sich
doch fragen, wenn man ueu bewilligt: Ist dieses Geld
»utzbriugeud angelegt, oder kommt es au eine Stelle,
wo es niemals ein Wiederkommengibt? Ferner ist es
für eine Anlage, die »ach mei»er Ueberzeugungdauernd
Mittel erfordern wird. Meine Damen und Herren!
Ich habe die Arbeit gesehen, wie sie ausgeführt wurde;
ich teune die Anlage nnd stehe als Technikerauf dem
Standpunkt, daß hier dauernd Mittel notwendig sind,
wenn die Nahn im Betrieb bleiben soll. Außerdem
wechselt dauerud die Beanspruchung dieser Straße.
Wir werden durch die Vervolltommunng der Tcchuik
immer neue Anforderungen erhalten, und so können
wir dauernd Zuschüsse zu diesemUnternehmen leisten.
Es wird eine wunde Stelle im Proviuzialetat bleibe»,
so lange diese Anlage besteht. Wir lehnen sie daher
ab und sagen: Die Proviuz hat wichtigere Aufgaben
zu erfüllen, als nutzlos Geld auszugeben. Dann foll
die Provinz erst einmal denen ihr Geld gebe», die ihr
früher ihre Gelder gegeben haben und die man heute
»icht culfwertenwill. (Sehr gnt!)
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Stellvertretender Vorsitzender Dr, Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter back.

Abgeordneter Hack: Es ist änßerst interessant, fest¬
zustellen,daß bei der Beratung des Nürburgrings Herr
Landrat Dr. Ereutz damals hier gestanden und zn den
Kommunisten gesagt hat: Wenn Sie der Vorlage nicht
zustimmen, dann werde ich zu den Erwerbslosen hin¬
ausgehen und ihnen sagen, daß sie durch die Kommu¬
nisten leine Arbeit bekommenhaben. (Sehr gut!) Die
Erwerbslosen, die Sie nun eingestellt haben, sind,
scheint es, Leute vom Schlage Limbourgs (Heiterkeit),
Leute von dem Schlage, den Herr Limbourg soeben ge¬
kennzeichnethat. Ja, vom Schlage Limbourgs. Herr
Limbonrg hat mit seinen Ausführungen die Leute ge¬
schlagen,und zwar gründlich.

Aber ich habe mich znm Wort gemeldet, um eins
festzustellen:Das Zentrum war, soviel uns bekannt ist,
sich vorhin noch nicht ganz ini klaren darüber, wie es
sich zn der Vorlage verhalten sollte. Herr Abgeordneter
Limbourg hat dann über die Diebstähle nnd die
sonstige» Tatsachen, die gegen einen Herrn bei dem
Unternehmen des Nürburgrings vorliegen, etwas ge¬
sagt, und — das bitte ich, festzuhalten — darauf kommt
der Herr Landeshauptmann zum Herrn (5rentz und
sagt: Herr Ereutz, ich gratuliere, der Herr Limbourg
hat Ihnen die Vorlage gerettet. (Hört, hört! links.)
Was bedeutet das? Das bedeutet, daß die Anführung
dieser Diebstähle und der anderen Geschichtengenügt,
daß das Zentrum dafür stimmen wird. Das sind die
Leute zur Bekämpfung von Schmutz uud Schund. (Sehr
richtig! links.) Ich kann nicht nur zitieren, meine
Damen und Herren, ich kann auch parodieren: „Mir
ist s, als ob ich die Hände nms Haupt dir schlagen sollt'.
(Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Dr. Erentz. (Zuruf links: Jetzt kommt
das Kreuz!)

Abgeordneter Dr, (5 reutz : Meine Damen nnd
Herren! Es sind allerhand unnötige Worte gesprochen
wurden im Zusammenhang mit den Vorwürfen, die
gegen einen Angestellten erhoben werden. Ich habe mir
einen Ttrafregisteranszug von der zuständigen Staats¬
anwaltschaft besorgt und habe festgestellt,daß lediglich
eine Vorstrafe vorliegt. Diese Vorstrafe besteht in einer
Geldstrafe infolge einer Beleidigung des Herrn Lim¬
bourg. (Heiterkeit. Hört, hört! rechts.) Ich glaube,
daß danach zu der Sache weiter nichts mehr zu sagen ist.

Ich will nicht in die Einzelheiten wieder hinein¬
steigen, die ich im vorigen Jahr Ihnen schon ausein¬
andergesetzt habe, sondern will nur kurz auf das ein¬
gehen, was an ernsthaften Ausstellungen seitens ein¬
zelner Vorredner geltend gemacht wurde.

Es ist uns insbesondere vorgeworfen worden, das
Projett sei nicht hinreichend durchdacht gewesen. Das
scheint sich besonders auf die Art der Planung zu be¬
ziehen. Soweit es sich um die Planung handelt, ist dies
bis zu einem gewissen Grade richtig. Sie müssen be¬

denken, daß wir 1925 uns in einer Lage befanden, die
uns infolge der eigenen Wirtschastsnöte zwang, Er¬
werbslose so schnell wie möglich zu beschäftigen.In¬
folgedessenwaren Nur gezwungen, die Arbeit schon zu
einer Zeit zu beginnen, als nur die allgemeinePlanung
vorlag und während des Fortschreitens der Arbeiten
die Planung zu spezialisieren. Meine Damen und
Herren! Es ist doch jedem, der etwas mit Tiefbau zu
tuu gehabt hat, bekannt, daß man im Tiefbau nicht auf
Heller und Pfennig alles voraus berechnen kann, son¬
dern daß immer wieder gewisseNachforderungen und
Kostenerhöhungen kommen. (Znruf eines kommunisti¬
schen Abgeordneten: Trotz der Ausbeutung, die da ge¬
trieben worden ist?) Die Erwerbslosen waren bei uns
im allgemeinen sehr zufriedcu. Kurz und gut, diese
Erhöhungen der Kosten,die im Tiefbau entstanden sind,
sind unter allen Umständen z» verantworten. Hinzu
kam, daß auch »och, um die Anlage wirtlich modern zu
gestalte«, während des Baues manche Anregungen ver¬
wertet werden mußten, um tatsächlich die Sportanlagen
so modern wie möglich zu gestalten.Hinzu kamen ferner
einige Verlegungen der Tracc und das Versagen einiger
Steinbrüche; infolgedessen mußteu die Steine weiter
herangeholt werden. Das trug alles zur Verteuerung
bei. Das ist durchaus normal uud uichts Besonderes,
zumal die Verteuerung nicht in dem Umfange erfolgte,
wie es teilweise behauptet wird.

Dann wurde darauf hingewiesen, daß durch die Be¬
reitstellung von Mitteln zum Nürburgring der Regie¬
rungsbezirk Koblenz in seinen sonstigen Teilen ge¬
schädigt wurden sei. Meine Damen nnd Herren! Ge¬
rade das Gegenteil ist der Fall. Die Mittel für den
Nürburgring sind nachweisbar — was jederzeit durch
den Herrn Regierungspräsidenten in Koblenz erhärtet
werden kann — ganz gesondert von Berlin her ge¬
flossen. Also diese Mittel sind schon einmal mehr in
den Regierungsbezirk Koblenz gekommen, außer dem
gewöhnlichenKontingent. Das gewöhnlicheKontingent
wurde aber auch noch dadurch verstärkt, daß im Zu¬
sammenhang mit dem Ban des Nürburgrings in dem
linksrheinischen Teil des Regierungsbezirks Koblenz
manche Straßen sofort mit Mitteln der produktiven
Erwerbslosenfürsorge in Angriff genommen werden
mußten, die sonst in absehbarer Zeit überhaupt nicht in
Angriff genommen worden wären. Das bezieht sich be¬
sonders ans Mähen und Ahrweiler. Sie sehen, daß da¬
durch nicht nur kein Schaden entstanden ist, sondern daß
tatsächlichdas Geld direkt von Berlin geflossenist.

Es wurde weiter die Ausstellung gemacht, daß bei
uns künstlich Erwerbslose geschaffen worden feie».
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wer das
behauptet, kennt überhaupt nicht die Notlage in der
Eifel. Ich möchte doch manchen städtischenVertreter»,
insbesondere auch deu Herren Arbeitervcrtretern, emp¬
fehlen, sich die Lebenshaltung in der Eifel einmal an¬
zusehen. (Sehr gut! in der Mitte.) Dann würden Sie
das bestätigen, was einer ihrer politischen Freunde bei
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einer Besichtigungeinmal sagte, indem er erklärte: Hier
gibt es ja noch nicht einmal ein Kino, hier hielte ich es
nicht einen Tag aus, (Heiterkeit.) Aber abgesehen da¬
von, die Lebenshaltung ist eine derartig einfache und
notdürftige, daß jeder, der etwas Herz und etwas Mit¬
gefühl für die Bevölkerung hat — uud das muß man
Wohl als Berwaltungsbemnter in besonders hohem
Mähe haben — geradezu erschüttert ist, wenn er sieht,
unter welchen Lebensbcdinguugen die Bevölkerung dort
in dieser landwirtschaftlich überaus arme» und land¬
schaftlich überaus schöne» Gegend zu vegetieren hat.

Ich will damit nicht ein Schmerzenslied singen, das
nicht praktisch bewiesen werden kann. Ich habe hier
einige Zahlen mitgebracht, die ich Ihnen kurz mitteilen
will. Unsere Betriebe in der Eifel sind im allgemeinen
mit einem Einkommrnssatz von 140 Mark pro Hektar
zur Einkommensteuer veranlagt. Ich habe hier das
amtliche Schreiben des Finanzamtes vor mir liegen.
Die Durchschnittswirtschaft in der Eifel beträgt etwa
5 Hektar. Das sind fünfmal 110 Mark. Ich mache aus¬
drücklich darauf aufmerksam: Da ist alles, was derEifcl-
bauer mit seiner Familie zum Leben hat, in Geld um¬
gerechnet. Das ist das reine Einkommen, das bei
5 Hektar also fünfmal 140 -- 700 Mark ausmachen
würde. Meine Damen und Herren! Um diesen außer-
ordeutlich geringen Betrag zu verdienen, müssen auf
einer 5 Hektar großen Fläche, auf einem 5 Hektar großen
Bauerngut mindestens der Bauer selbst und zwei volle
Arbeitskräfte dauernd beschäftigt sein. Sie sehen, daß jede
Arbeitskraft im Durchschuittein Verdienstvon 230 Mark,
»nmiich ein Drittel von 700 Mark, hat, pro Jahr ge¬
rechnet. Wenn Sie dem gegenüberstellen,daß dem Er¬
werbslosen ein Existenzminimum von etwa 900 Mark
>m Jahr gesichert ist, dann werden Sie wohl erkennen,
wie es mit der Notlage der Eifclbevöllerung praktisch
aussieht. Dann haben Sie den besten Beweis, daß die
^eute bei weitem nicht das Existenzminimum haben,
das man einem anderen ohne weiteres zubilligt, was au
»ch auch durchaus berechtigt ist. (Zuruf des Abgeord¬
neten Marx: Was wollen Sie damit fagen, Herr
College Creutz?)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen: Ich
""te, den Redner nicht zu unterbrechen.

Abgeordneter Dr. Ereutz: Ich will damit sagen,
°aß an sich schon der Eifelbaucr in seinem Erwerb ge¬
ringer gestellt ist als der Erwerbslose im Rahmen der
^rwerbslosenfürsorge (Zuruf links: Das wird be-
Nntten!), daß also eine Bedürftigkeit vorliegt. Das
andere Kriterium für das Hereinnehmen in die Er-
"^'bslosenfürsorge ist bekanntlich die Bersichcruugs-
VNicht. Infolgedesse» tonnten bei uns nur solche Leute
n die Erwerbslosenfürsorge hereingenommen werden,
'e eine dreimonatige VersicherungspflichtigeVeschäfti-

uu»g nachwiesenund bei denen außerdem Bedürftigkeit
uurlag. M sollte damit beweise»,daß, soweit die ver-
' Herungspflichtige Beschäftigung vorhanden war, die

Bedürftigkeit nicht angezweifelt werden tonnte; das
war der Sinn der Sache.

Meine Herren! Damit habe ich Ihnen auseinander¬
gesetzt, wie es mit den Erwerbslosen bei uns steht. Ich
kann dazu noch sagen, daß wir im vorige» Jahre, als
Nur 3000 Erwerbslose beschäftigten,nur etwa 700 aus
dem eigenen Kreise hatten. Die übrigen 2300 waren aus
dem ganzen Regierungsbezirk Koblenz.Darüber hinaus
kann ich zur weiteren Beruhigung mitteilen, daß wir
jetzt auch auf das Ruhrgcbiet gegriffen haben, um Er¬
werbslose zu beschäftigen,und daß uns auch Leute aus
der Gegend von Essen zur Verfüguug gestellt werde»
solle». (Zuruf eines kommunistischen Abgeordneten: Wo
werden die untergebracht?) Die werden in den Ar-
beitcrunterkünften untergebracht, die unter dauernder
Kontrolle der zuständigen Stelleu stehen.

Meine Damen und Herren! Damit wollte ich das
aus dem Wege räumen, was bisher gesagt worden war.
Im übrigen möchte ich aber noch allen Ernstes auf
folgendes aufmerksam machen: Die Anlage des Nür-
burgrings ist im In- und Auslande — ich habe ins¬
besondere auch noch dieses rote Heft hier verteilen lassen
— anerkannt uud darüber hinaus sind Abschlüsse für
vier große internationale Veranstaltungen so bindend
getätigt, daß, wenn jetzt bei einer Ablehnung dieses
kleinen Darlehens, das Nur selbstverständlichzurück¬
zahlen werden, die Folgen ganz unabsehbar sind. Wir
würdeu uns dann über den Rahmen des Rheinlandes
hinaus auch dem Auslaude gegenüber, das schon zahl¬
reiche Nennungen zn den Vernnstaltuugen gegeben
hat, blamieren. Ich möchte daher allen Ernstes die
Bitte an Sie richten, im Interesse des Ansehens auch
der Rheinprovinz, in der das Projett dieser Anlage
entstand, die gewünschten restlichen Gelder zu be¬
willigen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Ich muß doch zu de» Ausführungen des Herrn Abge¬
ordneten Meißen einiges sagen. Er hat aus dem vor¬
jährige» Protokoll vom 2«. März 1920 zitiert, wo wir
zu dem Nürburgring gesprochenhaben. Da habe ich
ausgesprochen,daß meine Freunde das ganze Unter¬
nehmen sehr kritisch ansehen und nicht so optimistisch
sind, wie der Herr Abgeordnete Ereutz, der auch
voriges Jahr gesprochen hat, sondern daß wir der Mei¬
nung sind, daß der Provinzialausschuß eingehend
prüfen muß, ob die Provinz überhaupt Mittel für den
Nürburgring bewilligen kann. Ich habe am Schlüsse
gesagt: Weil der Antrag derartig vorsichtig gefaßt ist
uud wir uns jetzt im Augenblickdurchaus nicht fest¬
legen, stimmenmeine Freunde zu. Der Antrag bestand
nämlich darin, daß der Provinzialausschuß prüfe» und
das Recht haben sollte, bis zu 450 000 Mark zu be¬
willige». Wir haben zu diesem Zwecke der Prüfung eine
Besichtigungdes Nürburgrings im vergangenen Jahre
seitens des Pruvinzialausschusses vorgenommen und
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haben dann in Adenan selbst eine eingehende Aus¬
sprache gehabt. Einige Wochen später ist im Provinzial-
nusschuß beschlossen worden, die 450 900 Mark zu be¬
willigen. Aber nm diesen Beschluß herbeizuführen,
haben wir, soweit es irgendwie möglich war, nns
Sicherheiten geben lassen. Erstens einmal, muß ich noch
betonen, wollten Reich nnd Staat keine Zuschüsse mehr
bewilligen, wenn nicht auch die Provinz einen Betrag
zur Unterstützung des Nürburgrings als Darlehen be¬
willigte. Ferner haben wir gesagt, müssen wir gesichert
sei», und in dem Beschluß des Provinzialausschusses
heißt es: „Alle dinglichen Sicherheiten,
die vom Kreise Adenan Reich und Staat
für die Verzinsung und Tilgung ihrer
Darlehen gegeben werden, erstrecken sich
auch auf die Verzinsung und Tilgung des
P r uv inzialdarlehns. Außerdem wird z n r
Sicherung des P r ob inzialdarleh n s eine
Sicheru ngshhp othek auf das dem Kreise
Adenan gehörige Wald gut Sonne »Hag
eingetragen." Wir haben also außerdem, daß
unsere Hypothek genau so behandelt wird wie Reichs¬
und Staatsdarlehcn, gleichzeitig eine Sicherungs-
hhpothel auf das Waldgut eingetragen bekommen. Es
heißt dann weiter: „Ueberdieausden Erträg¬
nissen des Nürburgrings zu zahlende
4prozentige Verzinsung hinans wird
ein weiteres Prozent Verzinsung vom
Kreise Adenan aus anderen Mitteln zu¬
gesichert." Also es steht hier der ganze Kreis
Adenau dahinter. Und weiter uuter Ziffer 0: „Um
sicherzustellen, daß die Erträgnisse des
Nürburgrings auch tatsächlich für die
Verzinsung und Tilgung der Reichs-,
Staats- und Provinzialdarlehen verwen¬
det werden, wird den behördlichen Geld¬
gebern ein entscheidender Einfluß auf
die Verwaltung der Rennbahn, soweit
es sich um finanzielle Fragen handelt,
und auf die Fest stellung uud Verwendung
der Erträgnisse eingeräumt." Diese Sicher¬
heiten wurden damals gegeben. Dann haben wir im
Provinzialausschuß für die 450 000 Mark gestimmt.

Ich möchte dein Herrn Kollegen von der kommu¬
nistischen Frattion aber sagen: Ihr Vertreter, Herr
Knllb, der längere Zeit bei der Besichtigung mit mir
zusammengegangen ist, hat sich ebenfalls damals für
den Nürburgriug ausgesprochen nud hat auch nachher
bei der Abstimmung nicht dagegen gestimmt.Das möchte
ich ausdrücklich feststellen. (Zurufe eines kommunisti-
scheu Abgeordneten: Das Gegenteil ist richtig! Sehen
Sie das einmal im Stenogramm nach!) Ich rede von
der Provinzialllusschußsitznng, wo die 450 000 Mark
bewilligt worden sind, nicht von der Sitzung hier, wo
wir nichts bewilligt haben. (Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßeu : Die
Redezeit Ihrer Fraktion ist erschöpft.

Abgeordneter Haas : Ich stelle weiter fest, daß es
vor allen Dingen auf eins ankommt. Wenn wir im
vorigen Jahre 450 000 Mark bewilligt haben, fu bindet
nns dirs dnrchans nicht, heute weitere .'!00 000 Mark zu
bewilligen. Wir habeu dargelegt, daß wir aus be¬
stimmten Erfahrungen und Gründen heraus heute
gegeu die M»00U Mark stimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Limbourg.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Alles, was
meine» Ausführuugeu von dem Herrn aus Adenau
entgegengesetztwurde, ist recht kindlich und uaiv. Er
hätte gerade so gut bei einer alten Tante nachfragen
können; die hätte ihm vielleicht eiue noch günstigere
Austuuft gegeben. Die Regierung wnßte »och »ichts
vu» de» Vorstrafen; deshalb haben wir die Regierung
darauf aufmerksam gemacht. Daraufhin hat ein Ober-
setretär der Regierung dies festgestellt nud es eidlich
bei Gericht ausgesagt. Zu dieser Aussage habe ich mehr
Vertrauen. Außerdem kann ich noch eins sagen: Er
ist auch vom deutschen Kriegsgericht bestraft worden,
soviel ich weiß, wegen Urkuudeufälschuug, Das habe
ich eben vergessen zn erwähne». Daß aber die Vor¬
strafe gegen Herrn Limbourg eiu Gruud zur Beförde¬
rung war, halte ich für ganz gut möglich.

Ich will Ihnen noch mehr sagen: Dieser Herr suchte
Material, weil Nur ihm lästig Ware». Er lau, zu
einem städtischen Angestellten und sagte: Die Lim-
bourgs haben Auftrag erteilt, die Heizung zu zer¬
stören, wenn die Besatznng in das Hans einziehen will.
Daraufhin wurde diese Angabe ans dem Landratsamt
Bitburg vervielfältigt, mit dem Stempel des Landrats
abgestempelt nnd vom Kreissekretär Säglitz unter¬
schrieben. Und souderbarerweise kam das Schriftstück
in die Hände der Besatzung, anch in die Hände des
Abgeordneten Reises, und ich glaube, sogar der Herr
Severiug in Berlin soll sie bekommen haben. Ich
mußte zur Besatzung, und Gott sei Dank war man
dort so vernünftig, einzusehe», daß dies ei»c üble A»-
zcige war, die mich vors Kriegsgericht bringe» sollte.

Stcllvcrtretettdcr VorsitzenderDr. Saaßen : Herr
Abgeordneter, die Ausführungen gehören uicht zur
Sache.

Abgeordneter Dr. Limbourg: Der Herr Bon-
gartz hat uns einmal angezeigt, weil ein Wildschwein
Erzberger bei uns hieß. (Heiterkeit.)

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßeu: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. Wcfenfeld: Meine Damen
nnd Herren! Die Ausführungen des Herrn Abge¬
ordneten Dr. Ereutz standen zu dem Punkte der
Tagesordnung, den wir augenblicklichbehandeln, dem
Nürburgring, doch nur in einem sehr mittelbare» Zu¬
sammenhang. Mau kau» durchaus die Meinung teilen,
daß der Kreis Adeuau iu bezug auf Arbeitslosigkeit
und Erwerbslosigkeit ganz besonders übel gestellt ist.



73. Rheinischer Provinziallandtag, 6. Sitzung am 9. April 192?. 225

Man kann durchaus der Meinung sein, daß deshalb
Veranlassung gegeben wäre, daß der Provinzialland-
tag für den Kreis Adennn etwas Besonderes tun
niiisse. Man kann aber trotzdem, wie die Arbeits¬
gemeinschaft es einmütig tut, auf dem Standpunkt
stehen, daß die Art und Weise, wie der Nürburgring
zustaude gekommen ist, gerade.;« ein Musterbeispiel da¬
für bietet, wie eine so große Sache nicht gehandhabt
werden soll. (Sehr richtig! links.)

Meine verehrten Damen und Herren! Ich bin in
der Zeit, als die Dinge im Proviuzialausschuß zuerst
behandelt wurden, nicht Mitglied dieses Ausschusses
gewesen. Aber ich glaube, daß die Zahlen, die ich Ihnen
ieht nenne, doch den Tatsachen entsprechen.Das Unter¬
nehmen begann mit einem Projekt von 1,5 Millionen
Mark. Das war allerdings ein Projekt, das nicht ganz
den Umfang hatte wie das gegenwärtige. Dann stieg
das Projekt auf rund 3 Millionen Mark, Dann kam
die Sache an den Proviuzialausschuß, als rund 5,6
Millionen Mark ansgegebcn waren, und es wurde be¬
hauptet, wen» der Provinziallandtag 150N«<> Mark
llnbe und Reich und Staat entsprechendeZuschüsse in
Form von Darlehen gewährten, würde mit (!,5 Mil¬
lionen Mark das Unternehme» unter allen Umständen
durchaus fertig sein. (Hört, hört! links.) Wenn ich nicht
sehr irre, ist damals auch von feiten der Provinz eine
Nachprüfung vorgenommen worden, und man hat fest¬
stellt, daß in der Tat mit C.,5 Millionen Mark uuter
allen Umständen der Nürburgring nicht nur fertig,
sondern selbstverständlichanch benutzbar sein würde,
^s mußte deshalb sehr in Erstaunen setze», als uns
nachher von dem Herrn Abgeordneten Dr. Crcutz mit¬
geteilt wurde, daß mit dem Gelde, das bis dahin be¬
willigt war, zwar der Straßenbau a» sich fertig sei,
daß er aber »icht eine solche Decke erhalten könnte, daß
Man auf der Bahn Rennen veranstalten könne.

Meine Damen nnd Herren! Wenn eine Vorlage
m dieser Art stufenweise dauernd steigt, dann muß
doch entweder von vornherein die ganze Kalkulation
außerordentlich oberflächlichgewesen sein — und ich
glaube, wir haben doch Veranlassung, auch hier im
provinziallandtag es ruhig cmszusprechcn, daß das
WM das Urteil der Mehrheit dieses Hauses ist, auch
wenn die Herren es nicht öffentlich fagen — oder aber,
"'eine Herren, die Sache ist von vornherein ganz un¬
überlegt angefangen worden. (Sehr richtig! rechts.)

Ich darf sagen, daß diese Kritik die einmütige Kritik
meiner Frennde von der Arbeitsgemeinschaft ist.
^Nn wir trotzdem in diesem Falle verschieden stimmen
'""den, so geschieht es deshalb, weil eine Anzahl
meiner Frennde glaubt, daß der Nürburgring an sich
"N Wert sei, das für die Nheinprovinz und ins-
e'ondere für den Kreis Adcnau ganz außerordentliche

^edeutung habe, daß man ein derartiges Werk nicht
el,/" lassen dürfe nnd daß es deshalb zweckmäßig sei,

^M ,n den sauren Apsel zu beißeu. Aber auch diese»
""neu Freunde» hat die letzte Bemerkung des Herrn

Dr. Creutz ihren Entschluß nicht leicht gemacht. Denn,
verehrter Herr Abgeordneter Dr. Lreutz, mit einer
solchen ^ ich will den Ausdruck „Drohung" nicht ge¬
brauchen — Andeutung: „Wenn Ihr jetzt die :!00 0W
Mark »icht bewilligt, dann kann am 11. Juni die
große Sache nicht stattfinden!" haben Sie für etwaige
weitere Versuche — ich hoffe nicht, daß sie noch in
petto sind — von der Provinz Geld zu bekommen, ganz
gewiß den Weg nicht günstig bereitet. Ich glaube,
mau hätte doch diese Wendung lieber nicht gebrauche»
sollen.

Ein Teil meiner Freunde wird aus den ange¬
gebenen Gründen für die Borlage stimmen. Der
größere Teil wird das, wie ich vermute, nicht tun, son¬
dern wird sich auf deu Standpunkt stellen, daß wir
nicht in der Lage sind, bei unseren Finanzen MUOM
Mark für dieses Unternehmen herzugeben.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen:
Weitere Wortmelduugen liegen nicht vor. Die Be¬
sprechung ist geschlossen.Herr Abgeordneter Ober-
dörster hat namentliche Abstimmung beantragt. Für
namentliche Abstimmung ist die Unterstützung von 15
Mitgliedern dieses Hauses erforderlich. Ich frage: Wer
unterstützt deu Antrag? — Diese Zahl ist gegeben.

Wir treten in die namentlicheAbstimmung ein. Ich
schlage vor, die Verhandlungen in dieser Zeit fort¬
zusetzen und in die Besprechung der Punkte 22 und 4
einzutrete»:

Punkt 22: Antrag des I. Fachausschusses
,,) z u dem Antrage der Zcutrums-

frattion an die Reichs - und Staats -
regierung, auf stärkere Förderung
der Wiederbelebuug der Wirtschaft
i u d e r R h c i» p r o v i u z u u d a u f U e b e r-
w eisung ausreichender Mittel an
die Gemeinden und Gemein dever-
bäude zur Unterstützung der Opfer
der Wirtschaft;

i>)zu dem Zusatzantragc der sozial-
demokratischen Fraktion zum An¬
trage der Zentrumsfraktion, betr.
Rationalisierung und Zusammen¬
legung von Betrieben im west I ichen
Industriegebiet, und Abiinde-
rungsantrag der Ientrumsfrat-
tion zu dem Zusatzantrag der SPD-
Fraktion.

Punkt 4: Antrag des I. Fachausschusses
,u der Entschließung der Zentrums¬
fraktion an die Reichs- und Staats-
regierung, betr. besondere BerucksichN-
aung der Rheinprovinz lnfolge der
»eaenüber dem übrigen Deutschland re¬
lativ größeren Zahl der Arbeitslosen
bei Gewährung der aus der produktiven
Erwerbslosenfürsorge zu Notstands -
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arbeiten zur Verfügung stehenden
M ittel.

Zu der namentlichen Abstimmung mache ich darauf
aufmerksam, das; über den Antrag des I. Fachaus¬
schusses auf unveränderte Annahme abgestimmt wird.
Wer also für die Annahme dieses Antrages, d. h. gleich¬
zeitig für die Bewilligung der Anleihe ist, der stimmt
mit Ja.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort Herr Abge¬
ordneter Dr. Wesenfeld.

Abgeordneter Dr. W es enfeld: Das ist doch aus¬
geschlossen. Wir tonnen unmöglich die beiden Punkte
bei der Abstimmung zusammenfassen.

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen : Herr
Abgeordneter Wesenfeld, ich habe gesagt: Es findet
eine namentlicheAbstimmung über Punkt 24 statt. Nach
dieser namentlichen Abstimmung werde ich getrennt
über Punkt 3« abstimmen lassen. Es wird also voll¬
kommenIhren Wünschen entsprochen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Dr. Wefenfeld: Der Herr Vorsitzendehat
gesagt, wer jetzt mit Ja stimmt, stimmt damit auch für
die Auleihe!) Der Antrag bei Punkt 30 enthält den
Antrag des I. Fachausschussesauf Bewilligung dieses
Darlehens an den Nürburgring. Wer also für diesen
Antrag stimmt, muß mit Ja stimmen; wer ihn ab¬
lehnen will, mit Nein.

Das Wort zu Punkt 4 hat als Berichterstatter Herr
Abgeordneter Gürlinger.

Abgeordneter Görlinger: Ich bitte Sie, die
Drucksache 43 zur Hand zu nehmen. Der 1. Fachaus¬
schuh hat auf Antrag der sozialdemokratischenFraktion
dort nach 3) hinzugefügt: „Einbeziehung des gemein¬
nützigen Wohnungsbaues für Kleinwohnungen". Es
ist damit einem Wunscheder Städte Rechnung getragen
worden, die sich seit langer Zeit darum bemühen, daß
auch der gemeinnützigeKleinwuhnungsbau als produk¬
tive Erwcrbslosenfürsorge anerkannt wird.

Im übrigen schlägt der I. Fachausschuß unver¬
änderte Annahme vor.

Stellvertretender Vorsitzender Dr. S außen : Zu
der Abstimmung habe ich namens des Bureaus mit¬
zuteilen, daß gebeten wird, daß die Herren Abgeord¬
neten, deren Name doppelt vorkommt, ihren Wahl¬
kreis hinzusetzen.Ich darf auch bitten, den Namen im
Interesse der Beschleunigung etwas deutlicher zu
schreiben.

Nun hat der Berichterstatter zu Punkt 22, Herr
Abgeordneter Maus, das Wort.

Abgeordneter Maus: Meine Damen und Herren!
Der Antrag des Zentrums liegt Ihnen in Drucksache 4,
vor. Er beginnt mit den Worten: „Durch die Ratio¬
nalisierung und Zusammenlegung von Betrieben
haben sich in den westlichenIndnstriegebieten Deutsch¬
lands Zustände herausgebildet, die auf die Dauer un¬
tragbar find." Daß diese Zustände untragbar sind,

darüber war sich die Fachtommission I einstimmig
klar. Jedoch wurden die Gründe von den verschiedensten
Seiten verschiedenbewertet. Ein Teil der Mitglieder
des Fachausschusseswar der Auffassung, daß an diesen
Zuständen die Rationalisierung und Zusammenlegung
der Betriebe schuld sei, ein anderer Teil, daß es die
Folge der ungünstigen wirtschaftlichenKonjunktur sei,
wieder ein anderer Teil, daß es mit der Ruhrbesatzuug
zusammenhinge. Wir haben uns im Fachausschuß1 da¬
hin geeinigt, daß die Worte „Durch die Rationalisie¬
rung uud Zusammenlegung von Betrieben" gestrichen
und dafür gesagt wird: „Durch die Betriebseinschrän-
kuugen". In dieser Fassung empfiehlt Ihnen der Fach¬
ausschuß 1 die Annahme der Drucksache 41.

Es war dann unter Drucksache 86 ein Antrag der
sozialdemokratischenFraktion eingebracht, der in zwei
Teile zerfällt. Der erste Teil des sozialdemokratischen
Antrages wurde mit Mehrheit angenommen. (5r lautet:

„Ferner wird die Reichsregierung ersucht, dem
Reichstag möglichstbald ein Gesetz vorzulegen, wonach
die Altersgrenze in der Invaliden- und Angestellten-
Versicherungvon 65 auf 60 Jahre für den Bezug der
Rente bzw. des Ruhegeldes herabgesetztwird."

Der Fachausschuß I empfiehlt die Annahme dieses
ersten Teiles.

Der zweite Teil des sozialdemokratischenAntrages
lautet:

„Weiter spricht der Proviuziallandtag den dringen-
den Wunsch aus, der Reichstag möge dem Arbeitszeit¬
notgesetzeine Fassung geben, wodurch die achtstündige
Arbeitszeit festgelegt wird und Ueberarbeit nur mit
Zustimmung der Vertretung der Arbeiterschaft gegen
entsprechendeZuschläge geleistet werden darf."

Der Fachausschuß I schlägt Ihnen vor, diesen
zweiten Absatz abzulehnen, da er überholt sei, weil zur
Zeit im Reichstage das Gesetz unmittelbar vor der Ver¬
abschiedung stände.

Es ist weiter ein Abäudcrungsantrag der Zen-
trnmsfrattion, gezeichnet Hebborn, Hillen, Iansen,
Äierwirth, Koenzgen, Künning, Ewald Weber, Elfes
und Eickmann, eingegangen. Dieser Antrag hat aber
den Fachausschuß l nicht beschäftigt, weil inzwischen
leine Sitzung des FachausschussesI mehr war. Ich muß
ihu aber zur Keuntnis bringen er lautet:

„Der letzte Abschnitt des Antrages der SPD,-
Frattion ist wie folgt zn ändern:

„Weiter spricht der Provinziallaudtag deu dringen-
deu Wunsch aus, der Reichstag möge dem Arbeitszeit¬
notgesetz eine Fassung geben, wodurch die 48-Stunden'
Woche gesichert uud Ncberarbeit nur i» dringende»
Fällen nach Verständigung mit der Arbeitnehmerver-
trrtnng gegen entsprechendeZuschläge geleistet werden
dürfen."

Dieser Antrag ist auf Wuusch der Antragsteller
zurückgezogenworden, mit der Begründung:
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„Da durch die Verabschiedung des Arbeitszeitnot-
gesetzes in der Reichstagssitzungvom 8. April der An¬
trag der sozialdemotratischenFraktion (Drucksache 86)
gegenstandslos geworden ist, ziehen die Antragsteller
obigen Antrag (Drucksache138) zurück,"

Nunmehr empfiehlt Ihnen der Fachausschuß I
folgendeu Antrag:

„Der Provinziallandtag wolle unter Ablehnung des
zweiten Absatzesdes Antrages der sozialdemotratlschen
Fraktion die Anträge annehmen mit der Maßgabe, daß
in der Ginleitung an Stelle der Worte „Rationali¬
sierung und Zusammenlegung von Betrieben" geseht
wird „Betriebseinschränknngcn".

Stellvertretender VorsitzenderDr. Saaßen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Oberdörster.

Abgeordneter Oberdörster: Ich bedauere, daß
die hier jetzt zur Beratung stehendenFragen nicht zu
einem früheren Zeitpunkt einer gründlichen Erörte¬
rung unterzogen worden sind. Wenn man diese An¬
träge in ihrem Wortlaute sich ansieht, sollte man zu
der Auffassung kommen, daß bor allen Dingen un
Zentrum eine Arbeiterfreundlichkeit Porhanden ist, die
nicht überboten werden kann. (Sehr richtig! im Zen¬
trum!) Aber ich sage Ihnen bon vornherein: Das,
was hier geleistet wird, ist ein nicht zu überbietendes
Doppelspiel von feiten des Zentrums. (Sehr richtig!
bei den Kommunisten.) Man predigt hier große Tone
von günstigeren Bedingungen für die Notstands¬
arbeiten. Man bringt dann auch einen Zusatzantrag
von den christlichenGewerkschaftenein, in dem mau
den Achtstundentag fordert, und gestern im Reichstag
hat das Zentruni mit dem Bürgcrblock dem Arbeits¬
zeitnotgesetz zugestimmt, welches den Zehnstuudentag
zur Regel macht. (Hört, hört! bei den Kommunisten.)
Herr Hcbborn, das dürfen Sie heute schon gewußt
haben. Weuu der Berichterstatter davon bereits geredet
hat. daß die Drucksache 138 zurückgezogensei, so weiß
ich nicht, ob er das namens der Antragsteller gemacht
hat, weil ich nicht weiß, ob in, Ausschuß die Sache in
den, Sinne behandelt worden ist. Ich sage noch einmal:
Das, was hier von feiten des Zentrums beantragt
wird, suwohl hinsichtlichder günstigeren Bedingungen
für die Durchführung von Notstandsarbeiten, wie hin¬
sichtlich der rechtlichenBehandlung der Altpensionäre,
der Wcrlskassen und der Zurverfügungstellung von
Mitteln an die Gemeinden zur Unterstützung dieser
Arbeiter, alles das ist darauf zugeschuitten, den Zen¬
trumsarbeiter zu täuschen, ihm die wirtliche reaktio¬
näre, arbeiterfeindliche Politik des Zentrums unsicht¬
bar zu machen. (Sehr richtig! bei den Kommuuisten.)
Diese Doppelrolle muß man mit aller Eindeutigkeit
feststellen. Gestern haben diese Leute bei namentlicher
Abstimmung dem Arbeitszeitnotgesetz zugestimmt. Und
was sehe« wir weiter? Wir sehen, daß die staatlichen
Organe, für deren Politik das Zentrum mit den ge¬
samten bürgerlichen Parteien und den Sozialdemo¬
traten verantwortlich ist, immer noch trotz dieser Ar¬

beitslosigkeitSchiedssprüchefällen, bei denen der Acht¬
stundentag keine Rolle spielt. Für die Eisenbahner hat
man gestern wieder einen Schiedsspruch gefällt der
die 9stünoige Arbeitszeit vorsieht und der an den
Dienstvorschriften der Eisenbahnen nichts ändert
Gestern hat man in Solingen wieder einen Schieds¬
spruch gefällt, der die 53-Stundenwoche vorsieht. Und
in Karnap. wo die Bergarbeiter es gewagt haben, nach
7 Stunden die Grube zu verlassen, hat das Profit-
gierige Unternehmertum die Leute ausgesperrt. Ich
bin einmal gespannt, ob der ADGB. und die Gewerk¬
schaften den Mnt aufbringen werden, dort, wo die
Arbeiter den Kampf gegen dieses Arbeitszeitnotgesetz
aufnehmen, sich hinter die für den Achtstundentag
Kämpfcnden zu stellen, oder aber ob sie, wenn ein ver¬
bindlich erklärter Schiedsspruchvorliegt, erklären: Das
ist Gesetz; dagegen können wir nicht kämpfen; damit
müssen wir uns abfinden; das sind wilde Streiks, die
wir ablehnen müssen.

Es ist charakteristisch,was gestern insbesondere
Stegerwald gegenüber den Sozialdemokratcn im
Reichstage gesagt hat. Stegerwald hat gestern der
Sozialdemokratie links und rechts Ohrfeigen versetzt,
die meines Erachtens auch einen schon ziemlich fanati-
sierten und an das Zentrum geketteten Sozialdemu-
traten veranlassen müßten, nun eine Kursänderung
vorzuuehmen uud wirklich im Kampf der Arbeiter¬
schaft gerade zu stehe,,. Stegerwald hat dort den
Sozialdemukraten ins Stammbuch geschrieben, durch
forsches Auftreten könne man die Arbeitszeitfrage nicht
lösen. Er hat ihnen dann weiter gesagt: Was wollt Ihr
denn? Ihr habt eure Pflicht getan. Euch braucht
man heute nicht mehr. Wir sind heute stark genug,
die Arbeitszeit durchzusetzen, die im Interesse des
Unternehmertums und des Uuternehmerprofits not¬
wendig ist. Er sagte dann: In Preußen hängt ihre
Mitwirkung in, Staate nicht von ihnen, sondern vom
Zentrum ab. — Durchaus richtig! Aber diese Prügel
werde,, ihre Wirkung immer noch nicht erreichen, son¬
dern diese Prügel werde» die Sozialdemokraten ein¬
steckenund werden weiterhin nicht nur das Zentruni,
sondern das gesamte Bürgertum in seiner reaktio¬
näre», Politik gegen die Arbeiterklasseunterstützenund
die Kampfkraft der Arbeiterschaftschwächen.(Sehr gut!
bei deu Kommunisten!) Und im Reich, sagt Steger¬
wald, regiere» wir gauz gut ohne sie. Er meint da¬
mit die Sozialdemotraten. Na. im Augenblickmimt
man Opposition; aber es bleibt bei dieser Mimik. Man
wird in keinem Falle wagen, den Kampf gegen das
Unternehmertum und den Bürgerblock, der politisch
die Interessen dieses Unternehmertums wahrzuuehmeu
hat, zu führen.

Nun haben die Sozialdemotraten in Verbindung
mit dieser Sache den Antrag gestellt, die Reichsregie-
rung zu ersuchen,baldigst ein Gesetz vorzulegen, nach
dem die Altersgrenze in der Invaliden- und Ange¬
stelltenversicherungvon 65 auf 60 Jahre herabgesetzt
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wird. Ich glaube, es ist erst einige Wochen oder noch
nicht einmal einige Wochen, sondern erst eine Woche
her, daß darüber im Reichstage in Verbindung mit der
Erhöhung der Beiträge zur Invalidenversicherung eiue
Abstimmung erfolgt ist. Wir haben nicht die Hoffnung,
daß diese Rcichsregierung, dieser geschäftsführende
Ausschuß der deutschen Ausbeuter, ein solches Gesetz
einbringen wird. Wir haben nicht die Auffassung, daß,
wenn es eingebracht wird, dieser Reichstag ein solches
Gesetz annehmen wird. Wenn es darüber zur Ab¬
stimmung kommen sollte und man den Sozialdemo-
traten sagt: „Aber das erfordert 270 Millionen Mark
jährliche Mehrausgaben, dafür haben wir doch kein
Geld, wir müssen doch die Mittel für die Reichswehr
usw. haben", dann bin ich einmal gespannt, ob nicht die
Sozialdcmotratie auch im Parlament selbst bei der
Vertretung dieses Antrages versagen wird. Aber wir
erklären: Darüber wird nicht in diesem Parlament ent¬
schieden, sondern das ist eine Frage der Macht zwischen
der Arbeiterklasse und dem Unternehmertum.

Wir werde» diesem Antrage in dieser Formulierung
zustimmen, aber ohne daran irgendeine Illusion zu
knüpfen, als wenn dieses Parlament und diese
Rcichsregierung auf diesem Gebiete etwas machen
würden.

Dabei muß man feststellen,daß auch das Geld, das
die Sozialversichertcn in der Vorkriegszeit an Bei¬
trägen gezahlt haben, ihnen in der Inflation gestohlen
wurden ist, daß anch das sich heute in den Klauen der
Sachwertbesitzerbefindet, genau wie die kleinen Spar¬
beträge der sonstigen Bevölkerung. Wir haben in der
Vorkriegszeit allein bei der Invalidenversicherung ein
Stammkapital von rund 2 Milliarden Mark gehabt.
Die Hälfte dieses Betrages, kapitalisiert, genügte zur
Bezahlung der damaligen Invalidenrenten, die damals
Hungcrrenten waren uud die auch heule in keiner
Weise den allernotwrndigsten Lebensbedürfnissen an¬
gepaßt sind, trotzdem heute die Arbeiter diese unge¬
heuren Beiträge bezahlen, die in der dritten Lohn¬
gruppe bereits 7X> Prozent des Grundlohns der be¬
treffenden Klasse betragen.

Zusammenfassendmöchte ich sagen, daß diese Dinge
hier weiter nichts sind, wie ein Theater, eine Komödie,
daß wir den Zentrumsarbeitcrn diese Komödie klar
machenwerden, daß wir ihnen begreiflich machen wer¬
den, daß sie nicht länger ihre Interessenvertretung dem
Zentrum übertragen dürfen, daß wir der Arbeiterschaft
insgesamt klar machen werden, daß nicht die Hoffnung
auf Parlamentarische Gesetze das richtige ist, sondern
daß die Arbeiterschaft um die Aufrechterhaltuug ihrer
Lebenshaltung den Kampf führen muß, daß uur durch
den Kampf entschiedenwird, in welchem Maße die Ar¬
beiterschaft ihre Bedürfnisse wird befriedigen tönneu.
Und wn werden der Arbeiterklasse sagen, daß sie sich
em Beispiel nehmen muß an, Reichsverband der deut¬
chen Industrie, in dessen Präsidium neben dem Katho-
ulen, dem Protestanten, dem Atheisten auch der Jude

sitzt, wo es keine Rassen-, religiöse und politische
Gegeilsätze im Kampf gegen die Arbeiterklasse gibt.
Wir werden der Arbeiterschaft fagen, daß in diesem
Kampfe ihre gemeinsamen Interessen das Bindeglied
sein, daß llllX politischen nnd religiösen Gegensätze
überbrückt werden müssen, damit sie gemeinsam den
Kampf gegen ihre Ausbeuter und Unterdrücker führen.
Dann werden die Arbeiter auch begreifen, daß in diesem
Kampf um ihre Existenz das Ziel nicht erreicht werden
kann, sundern daß sie gegen die kapitalistischeRaub¬
wirtschaft selbst kämpfen müssen, daß sie in Gemein¬
schaft mit den schaffenden Kreisen, gemeinsam mit den
kleineren Schichten gegen den gemeinsamen Feind, das
Großkapital, kämpfen müssen, wenn sie auf die Dauer
eine wirtlich menschenwürdigeLebenscxistenz erhalten
wollen. Dann werden sie begreifen, daß dieses ganze
parlamentarische Shstem mit diesen Verwaltungsaus-
schüsseu der Bourgeoisie beseitigt werden muß, daß an
seine Stelle das Deutschland der Arbeiter, schafsenden
Landwirte und kleinen Mittelschichten treten muß.
(Bravo! bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Als am erstell Tage unter den reichlich vielen Anträgen
der Zentrumspartei auch der Antrag zu finden war,
den wir jetzt im Augenblick behandeln, nämlich die
Drucksache 41, habe ich mir gesagt, es scheint doch, als
wenn in der rheinischen Zentrumsfrattion der Ver¬
such gemacht wird, wirtlich sozialpolitisch etwas mehr
zu tun, als das Zentrum des Deutschen Reichstags in
den letzten Monaten getan hat uud sich immer mehr
anschickt, zu tun. Nachdem aber der Antrag im Fach¬
ausschuß behandelt worden ist nnd niit Zustimmung
der Zentrumsfrattion eine wesentlicheAbänderung er¬
fahren hat, habe ich doch all diesem sozialen Vorstoß
hier schon etwas Zweifel bekommen. Man ver¬
meidet nämlich jetzt, die Tatsache zu kon¬
statieren, daß die Arbeitslosigkeit in
erster Linie auch durch die starke Ratio¬
nalisierung gefördert wird. Man hat sich
dazu herbeigelassen, statt der Worte
„R a t i o n a l i s i e r u n g und Zusammen-
leguug" zu sagen „Be t r iebsein schrän¬
kn ngen". Ich bin der Auffassung, daß das eine ge¬
waltige Milderung, ein Sammelname ist, uuter dem
man alles verstehen kann, der vor allen Dingen an der
Tatsache vorbeigeht, daß aus technischen und wirt¬
schaftlichenGründen im letzten Jahre in Deutschland
eine sehr starke Rationalisierung innerhalb der In¬
dustrie, ganz besonders im Westen, stattgefunden hat.
Und eine erhebliche Zahl unserer Arbeitslosen ist auf
diese ungeheuer starten Rationalisierungsbestrebungen
ohne jede Rücksichtauf die Arbeiterschaft zurückzuführen-

Ich habe vor zwei Jahren im Preußischen Landtage
eine Rede gehalten und habe auch die Rationali-
sierungsbestrebungen besprochen. Ich habe sie damals
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begriiht und für notwendig gehalten, habe aber hinzu¬
gefügt: Der Erfolg, der Gewinn der Rationalisierung
darf nicht den Unternehmern zugute kommen,sondern
musz der Arbeiterschaft und der Allgemeinheit zugute
kommen. Heute sehen wir aber — und das ist das
Traurige bei der Sache — daß tatsächlich die Nationali-
sieruug eiuzig und allein Vorteile für die Unternehmer
gebracht hat und nicht für die Arbeiter und die Allge¬
meinheit. Nach wie vor lange Arbeitszeit, dabei aber
schärfste Arbeitsmethoden auf der einen Seite und hohe
Gewinne der Unternehmer ans der anderen Seite. Wir
haben oftmals aus dcu Kreisen der Bürgerlichen in
früheren Jahren hören müssen, daß die Arbeitsleistung
weit znrückgegangcn sei uud daß die Arbeiterschaft
lange nicht mehr so viel leiste wie in der Vorkriegszeit.
Seit einem Jahre, seitdem die Rationalisierungs-
brstrebungcn eingesetzthaben, sehen wir fast in allen
Industriell das Gegenteil. Wir sehen, daß die Arbeits¬
leistung weit höher ist als in der Vorkriegszeit. Jetzt
hören wir aber nicht, daß die Bürgerlichen sagen: Seht
euch einmal diese glänzende Arbeitsleistung an; auf
Grund dieser Arbeitsleistung kann man doch wirklich
höhere Löhne zahlen, kann mau doch die innere Kauf-
lraft des Voltes stärke», kauu man dafür eintreten,
daß eine kürzere Arbeitszeit eintritt. Durchaus nicht,
sondern man geht an dieser Steigerung der Arbeits¬
leistung geflissentlich vorbei. Wir brauchen uus
nur dic Abschlüssc dcr Atticugcse I lschaf -
t e n i n d c n l e tz t e n W o ch c n a n z u s e h e» ; d a u u
schen wir übera I l einc gewaltigc Stcigc -
rung dcr Gewinne. Die Dividendcn stei -
Neu nicht allein in der Industrie, fin¬
de r n b e i d e n B a n k c n n o ch u i e l st ci r t c r. W ! r
sehen eiuc starke Ansammlung von Ka¬
pital in einzelnen wenigen Händen. Da-
hei Millionen Arbeitsloser, Millionen
Notleidender und selbstverständlich
einen sehr schwachen Innenmarkt. Dabei
brauche» wir so notwendig eine Stär¬
kung der iunereu Kaufkraft, um unsere
Ne steigerte Produttion unterbringen
6u können.

Aus allen diesen Gründen haben wir uns gesagt:
^>r müssen erst einmal dafür eintreten, daß für die¬
jenigen Arbeiter, die durch die schlechte Konjunktur, die
'"ationalisiernng uud gleichzeitig durch ihr Alter u,cht
"ehr unterkommen können, das Alter zum Bezug der
Alters- und Invalidenrente herabgesetzt wird. Daher
"nser Antrag, von 65 auf LN Jahre zu gehen. Ich be¬
ruße es, daß der Rheinische Provinziallandtag ein¬
mütig diesen Antrag annehmen wird, hoffe aber auch,
°aß sich die politischen Parteien dieses Landtages bei
"N-en Ncichstagstollegen dafür einsetzen,damit sie vor
«u«n im Reichstage dafür eintreten, daß ein der-
""'?" Gesetzentwnrf kommt. (Zuruf eines kommu-
"MschenAbgeordneten: Das wird vergessen!)Ich sage,

'ch hossp »2

Den Antrag, den wir gestellt haben, für dru Acht¬
stundentag einzutreten — es ist der zweite Absatz
unseres Antrages —, ziehe ich zurück, weil durch die
gestrige Abstimmung im Reichstag die Möglichkeit, in
diesem Arbeitszcitnotgesetzden Achtstundentag festzu¬
legen, nicht mehr vorhanden ist. Es ist hier schon
gesagt worden: Die Rechtskoalition des Reichstags hat
mit 11 Stimmen Mehrheit gestern das Arbcitszeitnot-
gcsetz angenommen und damit mehr oder weniger start
den Zehnstundentag zur Regel gemacht. Meine Damen
und Herren! Ich frage trotz der Attacke von Stcger-
wald gestern, was dazu die christlichen Ge¬
werkschaftsmitglieder sagen. (Abgeordneter
Hoffmann: Sehr gut!) Es waren die christ¬
lichen Vertreter hier in Düsseldorf, die
vor vier Wochen in einer scharfen Ent¬
schließung den Achtstundentag verlangt
haben. Es waren die christlichenArbeitcrvertrcter,
die mit den freien und Hirsch-DunckerschrnGewerk¬
schaften vor mehreren Wochen gemeinsam den Acht¬
stundentag wollten. Und es ist kein anderer als ihr
Führer Stegerwald, der gestern uuter alle» Umständen
im Reichstage das gutgeheißen hat, was die Rechts¬
koalition im Reichstag fertigbrachte. Es muß
meiuer Ueberzeugung nach für einen
christlichen Gewerkschaftsführer und einen
christlichen Arbeiter sehr, sehr traurig
sein, wenn er Stegerwald Arm in Arm
mit dem Grafen Westarp im Reichstage
Sozialpolitik treiben ficht. Wir sehen, daß
die Arbeiterschaft sich wesentlichmehr einig sein muß,
um dem geschlossene» Unternehmertum gegenüber auch
ihre berechtigtensozialen uud kulturellen Forderungen
durchsetzen zu können. (Sehr richtig! bei den Sozial-
drmotraten.)

In diesem Zusammenhange möchte ich noch sagen:
Wenn Herr Oberdörstrr hier an die christlicheArbeiter¬
schaft appelliert, muß er sich auch sage,,: Es ist nicht
richtig, wcuu er in demselben Atemzug gegen den ADGB.
und die sozialdemukratischeuGewerkschaften spricht.
(Zuruf des Abg. Oberdörstrr: Sie tun doch auch nichts!)
Wollen wir die Einigkeit, wollen wir eine geschlossene
Arbeiterfront haben, um große soziale und kulturelle
Forderungen durchzusetzen, dann müssen wir es ver¬
meiden, in dem Ton immer und immer wieder von den
Gewerkschaften zu reden, wie die Kommunisten es bis¬
her getan haben. Kollege Oberdürstcr,wenn Sie sagen:
Wir wollen sehen, ob der NDGV. hinter die Arbeiter
tritt, die für den Achtstundentageintreten, so bin ich
der Auffassung: Dann kommt es darauf an, daß die
Arbeiterschaft nicht aufgeputscht wird an der einen
oder anderen Stelle und wild losgeht, sondern daß sie
diszipliniert, in ihren Organisationen vom NDGB. ge¬
führt, losgeht. Anders ist es nicht möglich. Dann
möchte ich noch ein Wort zu der christlichen Arbeiter¬
schaft sagen. Wir haben heute über die Winzer ge¬
sprochen. Meiner Meinung nach ist das politische Mo-
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ment nicht start genug hervorgetreten. Sehen Sie sich
einmal die Winzcrdebatte hier im Landtag an und
sehen Sie sich einmal die Verhältnisse an der Mosel und
überall da an, wo das Zentrum immer und immer »nie¬
der den kleinen Winzern ihre Notlage vorhält uud
ihnen einpaukt: Es müsse» Handelsverträge ohne
Meistbegünstigung für Wein usw. gcschasfenwerden.
Ueberall Agitationsreden, uud im
Reichstag geht man Arm in Arm mit der
Rechtstoalition. Vorgestern beschloß
man, daß 57000 bis 5 « 0 0 0 Hektoliter
Wein aus Frankreich hereingelassen
werden. Das ist eine Art der Agitation dranßcn im
Lande, die sich mit den Tatsachen im Reichstag nnd in
der Gesetzgebunguicht «erträgt. So ähnlich, Kollege
Struuk, liegen die Dinge beim Achtstundentag. Sie
reden draußen im Lande zu ihrru christlichenGewerk¬
schaften: Unter allen Umständen Achtstundentag, und
im Reichstag muß der Führer Ihrer Gewerkschaft
eiue solche Rede halten, wie er sie gestern gehalten hat.
Ich bin der Meinung, das liegt daran, weil man
glaubt, man hätte die Sozialdemokraten, wie Stegcr-
wllld gestern ansgeführt hat, uicht mehr notwcudig.
In Preußen, sagt Stegcrwald, sind wir Zentrumsleutc
dominierend uud Ihr Sozinldcmotraten nicht, nud hier
im Reiche regieren wir schön mit den Rechtsparteien.
(Zuruf des Abgeordneten Strunk: Das seid Ihr ja
selbst schuld!) Ich biu überzeugt, daß derjenige Teil der
christlichen Arbeiterschaft, der kritisch die Dinge be¬
trachtet, zugeben muß, daß es zum Schaden der Ar¬
beiterschaft geschieht. Aus diesen Gründen wird die
christliche Arbeiterschaft in ihrer Mehrzahl fiudeu, daß
das Abwege sind.

Nun noch ein Wort. Kollege Strunk, wenn Sie
rufen, das wären wir selbst schuld, so sage ich, hier
in diesem Hanse sitzen Zentrumsführcr, die noch besser
als ich wissen, daß, wenn man erst so getan hat, als
wollte man eine große Koalition nach links, dies eitel
Spiegelfechterei war und nichts anderes. AIs Eurtius
den Auftrag hatte, eiue Regierung zu bilden, am Zen¬
trum scheitern mußte, geschah mir deshalb, weil das
Zentrum selbst die Führung der bürgerlichen Rcchts-
regicrung in die Hand bekommen wollte. Es sitzen
mehrere Zentrumsführer in diesem Hause, die das
aus eigener Erfahrung besser wissen als ich. Ich bin der
festen Ueberzeugung, hätte das Zentrum so, wie es mit
rechts regieren wollte, mit liuks regieren »vollen, und
hätte es den notwendigen Druck auf die Deutsche Volks-
partci ausgeübt, daun brauchte heute eine Rechts-
loalition im Reiche nicht zu sei«, dann hätten wir eine
große Koalition haben tönuen. (Zuruf des Abgeord¬
neten Dunder: Die wäre aber nicht besser als die
andere» Die Schuld liegt nicht an der Sozialdcmo-
kratie, die Schuld liegt an der Zentrumspartei, die
Ueber in ihrer großen Mehrheit mit rechts geht; der
linke Flügel der Arbeiterschaft um Wirth hat herzlich
wenig Einfluß. Der Einfluß ist im Reichstag noch

viel geringer als hier im Provinziallaudtag. Hier ist
er aus taktischen Gründen allmählich doch etwas zum
Vorschein gekommen. Also erst den Ginfluß im Reich
nnd in Preußen stärken, Kollege Strunl, und, wenn
Sie das fertig gebracht haben, dann tönneu wir zu
jeder Zeit Koalitionspolitik machen, die besser im
Interesse der Arbeiter liegt, als die Rechtspolitik, die
jetzt gemachtwird. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo-
kratcn.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Die namentliche Abstimmung ist noch nicht
geschlossen.Ich frage, ob noch Mitglieder des Hanfes
da sind, die ihre Stimme abgeben wollen. Ich mache
darauf aufmerksam,daß zwei Stimmzettel ohuc Nameu
abgegeben »norden sind; die würden ungültig sein.
Wenn sich keiner mehr zur Abstimmung meldet — das
ist nicht der Fall —, schließe ich die Abstimmung.

Ich gebe das Ergebnis »nie folgt bekannt: Mit Ja
haben gestimmt C,0, mit Nein W, 0 Euthaltungen nnd
2 ungültig. Der Antrag unter 2! ist also abgelehnt
worden. (Vravo! links. Zuruf eines Kommuuisten:
Das ist die erste Zcutrumsnicderlage!)

Wir haben dann über Punkt.W (Antrag des I. Fach¬
ausschusses betr. Aufnahme einer Anleihe von 5 79t 5>U0
Mark) abznstimmen. Dieser Antrag ist offiziell be¬
richtigt worden. Er geht jetzt dahin:

„Der Provinziallandtag »volle den Antrag an¬
nehmen mit der Maßgabe, daß sich der Gesamtbetrag
um 1«> 000 Mark auf 5 95,t 5,00 Mark erhöht." Wer für
diesen abgeänderten Antrag des I. Fachausschussesist,
den bitte ich, sich zn erheben. — Es ist so beschlossen.

Wir kommen nun zu Punkt W, verbunden mit
Punkt t, zurück.

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten Dr.
Stein.

Abgeordneter Dr. Stein: Meine Damen und
Herren! Der vorliegende Antrag der Zentrumspartei
ist uns durchaus sympathisch.Wir freue» uns darüber,
daß derartige Anregungen nach Berlin gehen. Wir sind
insbesondere damit einverstanden, daß das Schwer¬
gewicht auf die Wiederbelebung der Wirtschaft in der
Rhcinprovinz gelegt wird. Insbesondere nnch ist uns
die Zustimmung zn diesem Autrage dadurch erleichtert
worden, daß der I. Fachansschnßden einleitenden Satz
abgeändert und damit erst die ganze Sachlage richtig
dargestellt hat.

Meine Damen und Herren! Das einzige, »uns wir
dabei bedauern könnten, ist, daß man nicht mit einem
Satz noch darauf eingegangen ist, in welcherWeise eine
Wiederbelebung der Wirtschaft herbeizuführen wäre.
Da wäre doch in erster Linie der Hinweis am Platze
gewesen, daß der außerordentliche Steuerdruck in
irgendeiner Form eine Milderung erfahren mnß.
Meine Damen und Herren! Davon werden wir nicht
abkommen. Wir glauben auch, daß sich in »vetteren
Kreisen auch außerhalb unserer engeren Freunde dieser
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Gedanke immer mehr durchsetzen wird. Schließlich,
meine Damen und Herren, ist ja doch auch die Wieder¬
belebung der Wirtschaft die allerbeste Sozialpolitik, die
man treiben lann. Wo die Wirtschaft nicht einiger¬
maßen bestehen kann, ist letzten Endes auch keine
Sozialpolitik möglich. Gerade die durch die Rationali¬
sierung herbeigeführte Gesundung der Wirtschaft ist,
wie ich gegenüber einem der Vorredner hervorheben
möchte, in allererster Linie auch zugunsten der Ar¬
beiter, weil nämlich dadurch verhindert worden ist, daß
die Unternehmer überhaupt vollständig zusammen¬
gebrochen sind.

Meine Damen und Herren! Der weitere Antrag
der Suzialdemokratischen Partei, der hiermit ver¬
bunden ist nntcr Drncksache 80 findet unsere Zustim¬
mung nicht. Wir sind der Auffassung, daß es nicht er¬
forderlich ist, auf die Rcichsrcgieruug bzw. deu Reichs¬
tag dahiu einzuwirken, daß die Altersgrenze in der
Invaliden- nnd Altersversicherung von 05> ans 00 Jahre
erniedrigt wird. Meine Damen und Herren! Der
Mittelstand ist im allgemeinen höchst selten in der
Lage, mit 00 Jahren mit dem Arbeiten aufzuhören.
Die Mittclständler sind meist auch noch mit 70 Jahren
tätig. Da sehen wir keine Veranlassung, dcm Arbeiter,
wenn er noch arbeiten kann, das Arbeiten gewisser¬
maßen mit 60 Jahren unmöglich zu machen. Denn
wenn man dem Arbeiter mit 00 Jahren den Anspruch
auf eine Reute gibt, wird »ach allgcmciucr Erfahrung
doch die Sache darauf hinauslaufe», daß er die Rente
bezicht und anf die Arbeit verzichtet. Diesem Autrage
können wir ans keinen Fall znstimmeu. (Zuruf des Ab-
neurdurteu Dunder: Würden Sie jetzt noch am Fcuer-
ofeu arbeiten können, Herr Stein?)

Herr Kollege Hans hat ausgeführt, daß unter den
heutige» Verhältnissen eine Konjunktur der Industrie
und der Banken herbeigeführt wurden sei, während
alle anderen darben. Meine Damen und Herren! Ich
Ulaube, mit dieser Konjunktur der Industrie und der
Vnnteu ist es wirtlich nicht allzu weit her. Neun wcuu
Sie sich eiumal dir Dividende» ansehen, die jetzt tat¬
sächlich heranskommcu, uud damit das Betriebskapital
vergleichen, das in den Nntcrnehmnngcu arbeitet, ist
die Vcrziusuug, die dabei herauskommt, außerordeutlich
dürftig, uud eine gewisse Verziusuug des Betriebs¬
kapitals ist unbedingt uötig. Das hat schon ein großer
Vorgänger der heutige» Sozialdcmotratcn gesagt, daß
uhnc de» Profit die Kamme »icht rauche».

Meine Damen und Herren! Schließlich ist ja doch
der heutige Znstand, daß alle diejenigen Kreise, die
">cht gerade den: internationale» Kapital angehöre»,
«'ehr oder weniger verarmen, eine Folge der Politik
°« Sozialdcmotratcn, die sich ja letzten Endes immer
darauf abstellt, dem internationalen Kapital in die
Vnnde zu arbeiten.

Meine Damen und Herren! Man muß sich einmal
"«sehen, wie eigentlich die Interessen der Arbeiter ver¬
beten sind. Ich und meine Freunde als diejenigen,

die der ganzen Frage der Arbeitszeit etwas fern
stehen, haben heute ein derartiges Nufeinanderplatzcn
der beiden Richtungen in der Arbeiterbrwegnng gehört,
daß man schließlich sein eigenes Wort nicht mehr ver¬
stehen konnte. Ich glaube, meine sehr verehrten Damen
und Herren, etwas mehr Ruhe bei diesen Verhand¬
lungen Ware zu empfehlen, nnd etwas mehr Objek¬
tivität gegenüber dem Standpunkt der anderen. Wenn
Sie uns Mittelständlcrn gegenüber objektiver wären,
dann würden Sie schließlich erkennen, daß der Stand¬
punkt, den wir vertreten, daß uämlich das Interesse
des Arbeiters von demjenigender übrigen Angehörigen
der Nation durchaus nicht so getrennt ist, wie Sie es
darstellen, doch seine Berechtigung hat. Dann blieben
uns so überflüssige — ich gestatte mir, es zu sagen —
Auseinandersetzungen, wie wir sie vorhin anhören
mußten, erspart. (Zuruf des Abgeordneten Huffmann:
Sie müssen uoch einiges hinzulernen, Herr Doktor!)
Ihren Unrcim brauche ich nicht mehr hinzuzulerucu.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hebborn.

Abgeordneter Hebborn: Meine Damen uud
Hcrrcu! Herr Abgeordneter Kollege Haas hat eben be-
souders die Arbeitszeitfragc aufgcworfeu. Wir hatten
es schon erwartet, daß er die Gelegenheit wahrnehmen
würde, um die christlicheArbeiterschaft in seinem
Sinne aufzuklären.

Die Arbeitszeitfragc wird heute von den verschie¬
densten Gesichtspunktenaus beurteilt. Je nachdem,ob
mau sie von sachlichenoder vou agitatorischen, oder
parteipolitischen Gesichtspunkten ansieht, kommt man
auch zu einer Stellungnahme in der Arbeitszeitfragc.
Wir sehen trotz aller Reden, die Herr Kollege Haas
gehalten hat, daß z. V. in den letzte» Monaten die
Gewerkschaftenversucht habeu, in der Arbeitszeitfragc
ctwns für die Arbeiter zu tun. Wir konnten feststellen,
daß in den letzten Monaten hier im engeren und wei¬
teren Bezirk eine Menge Schiedssprücheauch von den
freien Gewerkschaften anerkannt wurden, die eine
^stündige tarifliche Arbeitszeit vorsahen. Es Ware«
nicht nur sozialistische Geschäftsführer iu den einzelnen
Verwaltungsstellen namentlich des Deutschen Metall¬
arbeiterverbandes, sondern sogar Kommunisten, tue
anch diesen Schiedssprüchen zustimmten. Wenn tncsc
Tatsachen vorliegen, dann ist es geradezu eigenartig,
wie Herr Kollege Haas eine derartige Rede gegen die
Führer der christlichen Gewerkschaften halten kann.
Wir sind das ja schon gewohnt aus der Vorkriegszeit,
als die Sozialdemotraten noch in demselben radikalen
Fahrwasser segelten, wie heute die Kommunisten es
tun- damals beschwerten sie sich gerade so wie heute.
Man hat schon oft von sozialistischenFührern im
Kampf gegen die christlichenGewerkschaftenden Aus-
fpruch gehört: Man soll die Massen streichelnund die
Führer vor den Bauch treten. Es scheint in der Tat,
meine verehrten Damen und Herren, daß heute die
Sozialdemokraten diesen Modus Wieder aus der
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Rumpelkammer herausholen. Speziell Herr Kollege
Haas hat in diesem Sinne soeben seine Rede gegen
die Führer der christlichenGewerkschaftengehalten.

Nieine sehr verehrten Damen und Herren! Ange¬
sichts dessen, was Herr Kollege Haas gesagt hat, muß
ich doch die Frage aufwerfen, warum eigentlich der
Achtstundcutllg beseitigt worden ist. Wir wissen, daß
wir damals nach der Revolution den schematischcn
Achtstundentag hatten. Die Sozialdemolratie brachte
damals nicht den Mut auf, iu der Nachkriegszeit eine
Regelung zu finden, die der Entwicklung Rechnung
trug. Schließlich kam es so weit, daß die Arbeitgeber
allein diktierten, als die Krise einsetzte. Wir haben
das außerordentlich bedauert. Aber wir haben schon
damals, Anfang l!)2!!, gesehen, daß mit großen Phrasen
diese Frage uicht zu erledigen ist. (Zuruf des Abge¬
ordneten Schröcr, Essen: Was Sie sagen, sind
Phrasen!) Wir haben gesehen, daß lauter Reden für
den Achtstundentag geführt worden sind. Aber nach¬
her hat sich herausgestellt, daß er doch uicht gehalten
werden tonnte. (Zuruf eines tommuuistischcn Abge¬
ordneten: Weil Ihr nicht wolltet!) Und damals, meine
verehrten Damen und Herren, waren die Sozialistcn
noch iu der Regierung. Gerade da, als die Arbeitgeber
den großen Einfluß bekamen und als das Ermächti¬
gungsgesetz vorbereitet und beraten wurde, wareu die
Sozialdcmokraten noch iu der Regierung. Und heute,
wo das Notgcsetzgeschaffenwerden soll, kommen Sie
und sagen: Seht, die Führer der christlichenGewerk¬
schaftenverraten die Interessen der Arbeiter.

Wenn Herr Haas beklagt, daß das Zentrum uicht
mehr mit der Linken regiert, so stelle ich die Gegen¬
frage: Warum ginge» denn die Sozialisten damals
aus der Regierung? Darauf will ich Herrn Kollegen
Haas auch die Antwort geben: Weil seine Kollegen
in der Reichstagsfrattion nicht den Mut aufbrachte»,
gegen radikale Strömungen vou kommunistischerSeite
sich zu wehren, (Zustimmung im Zentrum.) Das sind
dir Ursachen. Wenn man einen Sozialisten draußen im
Lande hört, der sachlich und vernünftig eingestellt ist,
so sagt er selbst: Das war die größte Dummheit, die
die Soziaidemolraten jemals machen konnten. Gerade
im Interesse der Arbeiter ist dies zu bedauern ge¬
wesen.

Herr Kollege Haas hat in dem Zusammenhange ge¬
sagt, die Zcntrumspartci wolle in der Rechtskoalitiou
die Führung habeu. Ich will einmal annehmen, daß
es so wäre, daß die Zentrumspartci wirtlich danach
strebte, die Führung in der neuen Regierung zu be¬
kommen. Dann hat sie dies nur im Interesse der Ar¬
beiter in der Zentrumspartei und auch im Interesse der
gesamten deutschen Arbeiterschaft gewünscht. Sie
wollte auch in sozialen Fragen einen entscheidenden
Einfluß nach wie vor in der Regierung ausüben.
Wenn dann leider die Sozialisten nicht mehr Wolleu,
muß sich die Zentrumspartei nach anderen Koalitionen
umsehen. Ich habe die feste Ueberzeugung, daß auch

die sozialdcmukrntischrnArbeiter zum allergrößten Teil
mit dem nicht einverstanden sind, was die Reichstags¬
frattion der Sozialdcmokratischc» Partei gemacht hat.
(Zuruf des Abgeordneten Duudcr: Krach im Reichs-
ba»»cr!)

Meine Damen und Herren! Weil wir nun au der
Arbeitszcitfrage sind, will ich ein Paar kurze Worte
über das sagen, was kürzlich durch das Nutgeseh ge¬
schaffen worden ist. Wir geben zu, daß durch das Not¬
gesetz »richt das herausgekommen ist, was wir als Ar¬
beiter erwartet haben. (Hört, hört! links.) Das be¬
weist die Tatsache, daß wir als Arbcitervertrcter hier
im Provinziallandtag durch die Zentrumspartei den
Abändcrungsantrag gestellt haben, daß wir die 48stün-
dige Arbeitswoche gesichert haben wollen und daß,
wenn Ucbcrstnndcn absolut uotwcudig sind, ei» Zu¬
schlag gezahlt werden soll. Meine Damen und Herren!
Wir sehen in der ueueu Notverordnung — das möchte
ich mich Herrn Kollegen Haas sagen — den großen
Vorteil, daß für die Arbeitsstunden, die über ^
Stunden die Woche geleistet werden, grundsätzlich ein
bestimmter Zuschlag gezahlt werden soll. Hätten wir
dc» l92/> gehabt, so würde die Arbeitszeit »icht so über¬
mäßig verlä»gcrt geworden sein, wie es in vielen In¬
dustrien der Fall war. Wenn Ihr damals mit uns
diesen Schritt getan hättet, würden wir es jetzt zweifel¬
los nicht notwendig haben, dieses neue Notgcsetz zu
schaffe». (Ziirufe kommnnistischcrAbgeordneter.) Ich
sage: Darin sehen Nur den großen Vorteil, daß die
Arbeitsstunden, die über ^ Stunden hinaus geleistet
werdcu, im Grunde genommen, mit einem 25 prozen-
tigen Zuschlag bezahlt werden sollen. Deshalb kann ich
es nicht verstehen, wenn hier Herr Kollege Obcrdörstcr
von einem Doppelspiel, von einer Komödie der Zcn-
trumspartei spricht. Meine Damen und Herren! Wer im
Verlaufe dieser Woche die Verhandlungen im Pro¬
vinziallandtag anfmerksam verfolgt hat, wird abwägen
tonnen, ans welcher Seite und bei welchen Parteien
die größte Komödie gespielt worden ist. Ich bin über¬
zeugt, das Urteil eines sachlichen Ncnrteilcrs wird
nicht zum Schaden der Zentrumspartei, souderu zum
Nachteil der Kommuuisteu ausfallen. Davon bin ich
felsenfestüberzeugt: In keiner Partei versteht man so
Komödie zu spielen wie ausgesprochen bei den Kom¬
munisten. Da sollten Sir hier nicht davon rede», daß
andere Parteien eine Komödie aufführen.

Dann möchte ich zum Schluß noch ein kurzes Wort,
das vielleichtauch dem Kollegen HaaS bekannt ist, über
eine andere Frage sagen, die vielleicht als Gegenstück
zur Arbcitszeitfrage behaudelt und besprochenwerde»
kann.

In den letzten Monaten mache» die Sozialisten
dranße» im Lande so außerordentlich viel Geschreivon
der Mictprciscrhöhuug, von der Erhöhung des Miet¬
zinses. In Wirklichkeitaber liegen die Dinge doch so,
daß ans der Preußische» Regierung die sozialistischen
Minister Sevcring und Braun selbst für diese Er-
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höhnng gestimmt haben. (Hört, hört!) Meine sehr ver¬
ehrten Herren, das ist doch jedenfalls ein Doppelspiel,
wenn die verantwortlichen Minister für die Erhöhung
stimmen,und draußen im Lande wird den Leuten klar¬
gemacht, welch großes Unrecht nun den Mietern ge¬
schehen sei. Daran mögen Sie auch die Frage der Ar¬
beitszeit beurteilen, die eben sowohl von kommunisti¬
scher als auch von sozialistischerSeite angeschnitten
wurde. Wir als Zentrumsarbeiter haben die Ver¬
handlungen iibcr die Arbcitszeitfrage scharf verfolgt.
Wir sind zu der Ueberzeugung gekommen,daß unsere
Leute iu Berlin in den letzten Wochen für die Arbeiter
in der Arbcitszeitfrage mindestens soviel herausgeholt
haben, wie es nur mit Ginschlußder Kommunisteu und
Sozialistcn jemals hätte geschehen können. (Lauter
Beifall im Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas, aber nur für zwei Minuten.

Abgeordneter Haas: Ich werde mich also be¬
schränken.

Erstens folgende Erklärung an den Kollegen Hcb-
born: Die Mieterhöhung, die am I.April und I.Ottobcr
eintritt, ist im Deutschen Reichstag beschlossen worden,
und die Abgeordneten Braun und Scvcring haben mit
der gesamten Sozialdemokratic dagegen gestimmt.Also,
Herr KollegeHebborn, nicht wahr! (Zuruf: Rcichsrat!)

Eine weitere Richtigstellung: Wie kann man
Schiedssprüche, die irgendwie von Schlichtuugsstcllen
gefallt und von Gewerkschaftsführern zur Aunnhmc
empfohlen werden, mit einer Gesetzgebung im Deutschen
Reichstag über die Arbeitszeit vergleichen? (Sehr
richtig! bei den Sozialdemokratcn.) Das ist doch durch¬
aus zweierlei, Herr Kollege Hebborn. Das wissen Sie
als Gewerkschaftsführer sehr gut, und es sieht meiner
Meinung nach wie ein Iongleurkunststückchen aus,
wenn man das hier erzählt. Sie wissen aber auch,
weshalb die Sozialdemokratic aus der Neichsregicrung
1923 ausgetreten ist. Sie wissen ebenso, daß die Deutsche
Volkspartei es in erster Linie verhindert hat, daß die
große Koalition mit Einschluß der Sozialdemokratic
Zustandekam. Diese Verhinderung war aber »ur mög¬
lich, wcil das Zentrum der Deutschen Voltspartei zu¬
viel nachgrgebenhat und weil führende, tüchtige Zen¬
trumsleute lieber die Rechtskoalition haben wollten
ats die Iintskoalition mit den Sozialdemotraten. (Zu¬
ruf eines kommunistischen Abgeordneten: Das Zentrum
bat nachgegeben, weil Ihr überflüssig geworden seid!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
abgeordneter Dunder. Ihm stehen noch vier Minuten
zur Verfügung.

Abgeordneter Dunder: Es ist ja sehr inter¬
essant, wenn man sich die Auseinandersetzungeu zwi¬
schen Zentrum und Sozialdemokraten anhört.

Zunächst ein paar Bemerkungen zu den Aus¬
führungen des Zentrumsvertreters. Wenn er bei
seiner Polemik gegen den ADGB. glaubt, auch den

kommunistischen Geschäftsführern des Deutschen Metall-
arbeiterverbcmdeseins auswischenzu können, so möchte
ich ihm sagen, daß er über die Vorgänge nicht infor¬
miert ist uud daß es eine glatte Lüge ist, wenn er be¬
hauptet, der kommunistische Vertreter habe diesem Ar-
bcitszeitabkummcn zugestimmt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dunder, Sie haben einem Mitgliede dieses Hauses den
Vorwurf der Lüge gemacht. Ich rufe Sie deshalb zur
Ordnung. (Zuruf eines kommunistischenAbgeord-
nctcn: Stimmt auch!) Ich rufe auch Sie zur Ordnung.

Abgeordneter Duudrr (fortfahrend): In der Ge-
schäftsführcrkonfcrcnz hat der kummuuistischcVer¬
treter gegen das Arbeitszeitabtommen gestimmt, und,
wcun der ADGB.-Vcrtrcter des betreffenden Kreises
dem zugestimmt, daun ist das »icht seine Verant¬
wortung.

Nun zu der Frage, die Herr Abgeordneter Haas
vorhin aufgerollt hat. Es ist sehr interessant, wenn
man hier die Gegensätze und die Kluft, die zwischen
der Auffassung dieser Herren in dieser Frage, einmal
als Abgeordnete und zum andern als Verantwortliche
Minister oder Beigeordnete besteht, präzisiert bekommt.
Ich möchte doch sagen, daß der Ministerpräsident in
Preußen immer noch der Sozialdemokrat Braun ist
und daß er für die Verfügung der Mieterhöhung ver¬
antwortlich ist, weil er das Kabinett leitet und Ge¬
legenheit hat, eine solche Verordnung zu hintertreiben
nnd zu uuterbiudeu. Wenn er als Abgeordneter im
Reichstag dagegen stimmt, so besagt das nichts. (Zuruf
des Abgeordneten Verlach: Sie müssen noch etwas
Ncichsvcrfassung studiere»!) Ich habe kein Interesse
daran, die Reichsverfassungso geuau zu studiereu. wcil
ich mich um den Laden nicht kümmere.

Aber ich stelle fest, daß das Zentrum und die Sozial¬
demotraten nun in einer gewissen Reibung sich be¬
finden. Uns freut es außerordentlich, wenn das Reichs¬
banner sich jetzt so in den Haaren liegt; auf der einen
Seite Hü und auf der anderen Hott! (Heiterkeit!) Die
ganze Frage der Regierungsbeteiligung ist nicht eine
Frage der Vertretung der Arbeitcrinteressen, meine
Herrschaften. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Die gauzc Frage der Beteiligung an der Regierung
ist eine Frage der Futterkrippe, ist eine Frage der
Cliquenwirtschaft, ist nur eine Frage der betreffenden
Kreise, für die man sich einsetzt, nicht aber für die
breite Masse der Arbeiter, Angestellten und kleineren
Beamten.

Man kann ja die ganze Vergangenheit hier nicht
mehr aufrollen; einmal ist die Zeit dazu zu kurz, und
zum zweiten ist es schon oft genug gesagt worden. Im
Jahre 1923. als bei dem zweiten Ermächtigungsgesetz,
das vom Reichspräsidenten Friedrich Ebert unter¬
zeichnetwar, die neue Arbeitszeitverordnung in Kraft
trat, wurde den Arbeitern in Deutschland der Acht¬
stundentag geraubt. Dafür sind verantwortlich die
Sozialdemokratcn und auch die sogenannten Arbeiter-
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Vertreter im Zentrum. Es hat keinen Zweck, heute mit
schöneil Gesten den Arbeitern erzählen zu wollen, man
wolle den Achtstundentag wieder erobern. Den Acht¬
stundentag kann man nicht mit Petitionen, durch
Rcichstagsabstimmungcn, durch irgendwelche schönen
Phrasen, die man der Arbeiterschaft borsetzt, erringen,
sundern mir, wenn die Arbeiterschaft in geschlossener
einheitlicher Front auf den Plan tritt uud sich den
Achtstundentag durch riesige, gewaltige Streiks er¬
kämpft. (Glocke des Vorsitzenden.) Wenn die Arbeiter¬
schaft sich einmal den Achtstundentag auf diesem Wege
erkämpft hat, dann wird auch keine Macht mehr im¬
stande sei», der Arbeiterschaft den Achtstundentag
wieder zn entreißen, trotz Ermächtignngsgcsche, trotz
Polizei und Reichswehr.

Vorsitzender Dr. Iarres: Als Berichterstatter
der Fachkommission I hat Herr Abgeordneter Maus
das Wort.

Abgeordneter M aus: Ich muß darauf hinweisen,
daß durch den Umstand, das; Herr Abgeordneter Haas
den zweiten Absatz des Antrages der sozialdcmotrati-
schen Fraktion zurückgezogen hat, nuumehr die Fassung
des von der Fachkommission! befürworteten Antrages
abgeändert werden muß, ohne das; dadurch sinngemäß
eine Aenderung im Beschlußentwurf eiutritt. Ich
»lochte Ihnen den jetzt vorgeschlagenen Beschlußeut-
wurf vorlesen.

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag der
Zentrumsfraktion (Drucksache4l) annehmen, mit der
Maßgabe, daß in der Einleitung an Stelle der Worte
„Rationalisierung und Znsammrnlcgnng der Betriebe"
gesetzt wird „Betriebscinschränkungen", mit dem Znsatz
der sozialdemotratischen Fraktion, lautend:

„Ferner wird die Rcichsregierung ersucht, dem
Reichstag möglichstbald ein Gesetz vorzulegen, wonach
die Altersgrenze in der Invaliden- und Angestellten-
Versicherungvon 65 auf 60 Jahre für den Bezug der
Reute bzw. des Ruhegeldes herabgesetztwird."

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Die Besprechung ist geschlossen.

Ich lasse zunächst über Punkt l abstimmen und
bitte diejeuigeu, die für deu Autrag des I. Fachaus¬
schusses zu Punkt 4 sind, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit.

Dann lasse ich über Punkt 22 abstimmen.
Zunächst der Antrag des l. Fachausschusseszu 2.

Wird getrennte Abstimmuug gewünscht? Das ist nicht
der Fall. Dann lasse ich über 2 und K zusammen ab¬
stimme», und zwar in der Formulieruug der Druck-
sache l^, wie sie der Berichterstatter eben verlesen hat.

Wer für diesen Antrag des I. Fachausschussesist,
den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.
Damit ist Punkt 22 erledigt.

Wir kommen zu
Punkt 23: Antrag des I. Fachausschusses

z u d e m A n t r a g e d e r s 0 z i a l d e m 0 t r a t i s ch c u

Fraktion auf Einsetzung eines Betrages
von 100000 Mark in den nächstjährigen
Haushalt der P r 0 v inzia I v erw altu ng zur
Verbilligung der von der Landcsbank
zur För 0 eruug des gemeinnützigen Woh¬
nungsbaues llusgcliehencn Hypotheken.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter Görlinger. (Zuruf des Abgeordneten Haas:
Verzichtet!)

Dann hat das Wort Herr Abgeordneter Oberdörster.
Abgeordneter Oberdörster: Bei den Etats-

ueratuugru des Vorjahres haben wir beantragt, 5,00 000
Mark zur Zinsverbilliguug für den gemeinnützigen
Wohnungsbau bereitzustellen. Wir haben in diesem
Jahr schon mit Rücksicht darauf, daß hier für die För¬
derung des Wohnungsbaues kein Verständnis Vor¬
hände» ist, davou abgesehen, diesen Antrag zu wieder¬
hole». Wir möchten aber nicht versäume», darmlf hiu-
znwcisc», daß, wem, uur der gute Wille Vorhände» ist,
man den gemeinnützigen Kleinwuhnnngsbau ganz ge¬
waltig fördern tonnte, wenn die Landesbank gerade
für diese Darlehen, die neben der Hauszinssteuer er¬
forderlich sind, erträgliche Zinssätze nehmen würde.
Dazu ist die Landesbank, die im letzten Jahr mit einem
Ucbcrschußvon 2X Millioucu abgeschlossen hat, durch¬
aus in der Lage. Wir wünschen deshalb, daß, wenn
der sozialdemotratische Antrag, im nächsten Jahr
100 000 Mark zu diesem Zweck in den Haushaltsplan
einzustellen, angenommen wird, bereits in diesem
Jahr der Vcrwaltuugsausschuß der Landesbank bei
der Zinsfcstsetzuugfür die Baudarlcheu deu niedrigsten
Zinsfuß festsetzt, der möglich ist. Das wird auf die Ge¬
schäftsergebnisseder Landesbank keine allzu großen
Eiuwirtuugeu habe»; dnuu werden die Uebrrschüssc der
Landesbank immer noch reichlichsein. Auch wenn be¬
reits im vergangenen Jahr das Stammkapital der
Landcsbank schon 10 Millionen Mark betragen hätte,
so wäre es immerhin noch eine Dividende von rund
275^ Prozent gewesen, was die Landesbank an Ueber-
schnß hcrausgewirtschaftet hat. Wir sind also der Auf¬
fassung, daß bei gutem Willen der Provinzialverwal-
tung, die doch eiuen entscheidendenEinfluß im Ver-
waltnngsrat der Landesbank hat, auch in diesem Jahr
noch dnrch die Landesbank selbst der Wohnungsbau eine
wesentlicheFörderung erfahren tonnte.

Vorsitzender Dr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung.

Ich bitte diejenigen, dir für den Antrag des I. Fach'
ausschussessind, sich zu erhebe». — Das ist die Mehr¬
heit.

Wir kommen z»m letzten
Punkt 27: Antrag des III. und I. Fach¬

ausschusses zu dem Bericht und Antrag
des Provinzilllausschusses, betreffend

1. Uebernahme von Bürgschaften auf
Grund der dem ProvinzialausschuÜ
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durch den 71. Provinziallandtag
erteilten Ermächtigung,

2. Ermächtigung des Provinzialaus-
schusses, im Rechnungsjahr 1927
nochmals Bürgschaften in Höhe von
8 0NNN0 Mark zu übernehmen.

Berichterstatter für den III. Fachausschuß ist Herr
Abgeordneter Vierwirth. (Zuruf: Verzichtet!) Be¬
richterstatter für den I. Fachausschuß ist Herr Abge¬
ordneter Görlingcr. — Auch dieser hat verzichtet.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Renner.
Abgeordneter R cnncr : Wir sind gegen die Ueber¬

nahme von Bürgschaften, besonders in der Höhe, zur
Stärkung der privaten Anstalten. Wir erblicken in
dieser Bürgschaftsübernahme durch die Proviuz eine
versteckte Subvention für diese Anstalten. Wir sind der
Auffassung, daß bei der heutigen Flüssigkeit des Geld¬
marktes, vor allen Dingen bei der finanziellen Stärke
der Hintcrmänncr dieser zcntrums-christlichcn Anstal¬
ten, es immerhin leicht sein müßte, auf dem freien
Markt die notwendigen Hypotheken sich zu beschaffe».
Wir sind vor allen Dingen aber auch deshalb dagegen,
weil wir der Auffassnng sind, daß die Provinz kein
Interesse daran hat, diese privaten Anstalten zu unter¬
stützen, da wir bekanntlich fordern, daß die Verbin¬
dungen zwischender Provinz und ihren Fürsorgezög-
lingen uud dcu privaten Anstalten nach Möglichkeit
bald abgebaut werden sollen. Wenn man sich einmal
die Liste der hier verlangten Bürgschaften durchsieht
und sich vor allen Dingen einmal die Begründung der
^erwaltuug durchliest, dann stößt man auf gewisse
Differenzen. Die Verwaltung sagt, sie habe ein Inter¬
esse daran, den privateil Anstalten Hypothekenzu ver¬
mitteln aus dem Mangel eigener Anstalten heraus und
weil die Zahl der Fürsorgezöglinge des Provinzialver-
bnndes sich dauernd vergrößere.

Vei den Positionen findet man unter K einen Be¬
trag von 25 0UN Mark als Hypothek für das Lehrlings-
vaus M.Gladbach. Ich weiß nicht, wie man mit der
darunter stehenden Bemerkuug die Uebernahme der
Hypothekfür das üehrlingshcim des Karitasvcrbandes
'« Gladbach begründen will. Hier haudclt es sich um
nichts anderes als um eine ausgesprochene Unter¬
nutzung einer politischen Ginrichtung der Zcntrums-
Partei.

Zum Abschluß noch ein Wort. Borhin haben wir
Über „politische Zusammenhänge" von einem Zentrums-
^rrn eine Rede gehört, die so anmutete, als wenn er
^u lauter Naivlingen spräche, zu Menschen, die von
°°u Zusammenhängen tatsächlich nichts verstehen. Ich
v'll deshalb einmal die Zusammenhänge auf suzial-
"ounschem Gebiete, die Auswirtuug der Koalition der
Zerren Sozialdemotraten mit dem Zentrum turz
'reifen. I« einer Periode, wo Sie. meine Herren, die
A te regierenden Bürgerlichen, unter dem Druck der
"rbeitermassen, die damals marschierten, standen.

haben Sie freiwillig, ohne daß die Arbeiterschaftdarum
zu kämpfen brauchte, Zugeständnisse gemacht. Da er¬
hielt der Arbeiter den Achtstundentag, das Betriebs-
rätegcsetz usw. Da hat man den Kriegsopfern, den
Sozialrentnern nsw. Zugeständnisse gemacht.Dank der
verräterischen Politik der Sozialdcmokratcn, dank der
Politik, die Sie unter den Schlagworten: „Nur Mehr¬
arbeit kann uns retten!", „Die Republik muß gerettet,
unterstützt uud ausgebaut wcrdeu!" gemacht haben,
dank der Politik der Rationalisieruug der Betriebe,
dank der Politik der Verwischung der Gegensätze
zwischen Unternehmer nnd Arbeiter unter Ihrem Bei¬
stand kam es dann dazu, daß der Einfluß der Arbeiter
immer geringer wurde und daß man heute dazu über¬
gehen kann, Sie mit einem eleganten Fußtritt hinaus¬
zukomplimentieren, meine Herren Sozialdemotraten,
Sie sind es schuld. Aber die Answirtuugen des Ver¬
rates trägt die Arbeiterschaft,und die Auswirlnug auf
sozialpolitischemGebiete ist ciu stetiger, systematischer
Abbau. Deshalb sagen wir der Arbeiterschaft nnd dem
Prrsonentrcis, für den wir arbeiten, daß ein Aufban
der sozialen Gesetzgebung,ein Aufbau der Rechte der
Arbeiterschaft nur erkämpft werden kann durch Zu¬
sammenfassung aller proletarischen Elemente. Darnm
sind wir für den Klassenlampf und nicht für die Wirt¬
schaftsdemokratie.Wir werden es auch eiucs schöucn
Tages erleben, daß wir unsere Ziele erreichen.

VorsitzenderDr. Iarrcs: Wortmclduugrn liegen
nicht mehr vor. Die Besprechung ist geschlossen.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des l. nnd
I ll. Fachausschusses siud, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Gs ist so beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung erledigt. Ich habe
aber noch mitzuteilen, daß eine Entschließung der tom-
muuistischen Fraktion vorliegt:

„Durch das Gesetz zur Bekämpfung von Schmutz
nnd Schund ist das Landcsjngendamt znr Antrags-
bchörde geworden.

Nach den Erklärungen des Vertreters des Landes-
jugeudamts im FachausschußII betreibt das Landes¬
jugendamt mit besonderem Nachdruckuud besonderer
Energie die Tätigkeit auf diesem Gebiete im Sinne des
Zentrumsantrages.

Der Provinziallandtag sieht in dem Gesetz eine
Maßnahme zur Kuebeluug freiheitlicher Kultur-
bcstrebungen, insbesondere Unterdrückung revolutio¬
närer Werke in Wort und Bild. Der Provinzialland¬
tag protestiert gegen die Tätigkeit des Lnndesjugend-
amtcs im Sinne des Zcntrumsantrages und fordert
vom Reichstag die sofortige Aufhebung des Gesetzes."

Nach der Geschäftsordnung können Abänderungs-
auträge uud Anträge auf Annahme einer Entschließung
im Anschlußa» die Verhandlung über einen bestimmten
Gegenstand bis zum Schluß der Verhandlung über die
Besprechung des Gegenstandes gestellt werden, auf deu
sie sich beziehen; sie müssen schriftlicheingereicht wer-
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den. Auf der heutigen Tagesordnung steht meiner
Meinung nach kein Gegenstand, ans den sich diese Ent¬
schließungbeziehen tonnte. Ich sehe deshalb keine Mög¬
lichkeit, über diesen Antrag zu beraten.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Hack.
Abgeordneter Hack: Es ist eine ausgezeichneteArt

und Weise gewesen, wie man den Antrag der kommu¬
nistischen Fraktion sabotiert hat. Ich muß dazu noch
einmal sagen, wie er zustande gekommen ist.

Im Fachausschuß II wurde zunächst der Antrag
der Zentrumspartci, mit Nachdruckuud Energie die
Bekämpfung von Schmutz und Schuud zu verlangen,
zur Besprechung gestellt. Ich habe dann Ausführungeu
gemacht, und sofort nach meinen Ausführungen — ich
habe zuerst zu dem Punkte gesprochen— hat die Zcn-
trumspartei mit den anderen Fraktionen darüber be¬
raten, wie es nun möglich sei, diesen Antrag wieder
verschwinden zu lassen, ohne daß er auf die Tages-
ordnuug käme. (Hört, hört! bei den Kommunisten,)
Dann hat man eine schriftliche Formulierung gefunden,
in dem Glanben, der Antrag sei damit znrückgcnommen.
Auch ich als Mitglied des II. Fachausschussesbin in
dem Glauben gewesen und habe, um die Tatsachen des
wirklichen Schmutzes und Schundes nachweisen zu
tüuucu, trotzdem eine Entschließung zu dem Landcs-
iugcndamt, das als Punkt auf der Tagesordnung stand,
eingebracht. Da ist mir ans dem Bureau vou Herru
Verwaltungsdirektor Wicrtz gesagt worden: Der An¬
trag der Zentrnmsfrattion erscheint auf der Tagesord¬
nung. Ich habe erklärt, daß unsere Entschließung, die
wir ja uach der Geschäftsordnung stellen tonnten, nur
dann zurückgezogeuwird, wenn der Antrag des Zen¬
trums zur Verhandlung kommt. Weil Zweifel zwischen
unserer und meiner Auffassung — ich stand auf dem
Standpunkt, er sei zurückgenommen worden ^ und
der Auffassnng des Bureaus, des offiziellen Bericht¬
erstatters, bestanden, haben wir uns an die noch an¬
wesenden Mitglieder des II. Fachausschussesgewaudt.
Auch diese haben erklärt, der Antrag sei nicht zurück¬
genommen in dem Sinne, daß er nicht auf die Tages¬
ordnung kommen könne, sondern er sei als erledigt zn
betrachten insofern, als die Verwaltung dem Zentrums-
antrage stattgegeben habe, er müsse aber auf die Tages¬
ordnung kommen.

Heute ist nun aber dieser Pnntt von der Tages¬
ordnung abgesetzt worden. Damit ist uus die gcschiifts-
ordnungsmäßige Möglichkeit, zu diesem Punkte eine
Entschließung einzubringen, genommeil worden. Ich
bezweifle, daß das möglich ist. Jeder, der die Ge¬
schäftsordnung mit gesundem Menschenverstand durch¬
sieht, wird finden, daß diese Möglichkeit geschäftsord¬
nungsmäßig nicht besteht. Aber auch Gcschäftsordnnngs-
fragen sind Machtfragrn. (Hört, hört! bei den Kommu¬
nisten.)

Meine Herren! Sie werden unserem Antrage —
das wissen wir — nicht zustimmen, nnd die Herren
vom Zentrum wünschen ihn nicht. Aber bezeichnend

ist die Tatsache, daß Sie den Antrag zurückgezogen
haben, nachdem ich ausgeführt hatte, wo in Wirklichkeit
Schmutz und Schuud zu finden sind. (Sehr gut! bei
den Kommunisten.)

Borsitzender Dr. Iarres: Ein Antrag wird nicht
gestellt?

Abgeordneter Hack: Es wird der Antrag gestellt,
damit es nach der Geschäftsordnung möglich ist, Ent¬
schließungeneinzubringen, die Sitzuug auf eiue Minute
zu vertagen. Dann kann der Antrag auf die Tages¬
ordnung der nächsten Sitzung gesetzt werde», und in
einer Minute können wir darüber verhandeln.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Sie beantragen also
eine Vertagung der Verhandlungen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Hack: Und die Eröffnung einer neucu
Sitzung iu einer Minute!) Meine Damen und
Herren! Sie haben den Antrag gehört. Ich bitte die¬
jenigen, die für den Alltrag sind, sich zu erheben. Das
ist dir Minderheit. Der Autrag ist abgelehnt. (Zuruf
des Abgeordneten Hack: Sie haben Wohl Angst, es
käme zuviel Schmutz heraus?!)

Herr Abgeordneter Hack, ich muß Sie wiederholt
darauf aufmerksam machen, daß Sie als Schriftführer
nicht in die Verhandlungen eingreifen können. (Abge¬
ordneter Hack: Zur Geschäftsordnung möchte ich be¬
merken . . . .)

Sie haben nicht das Wort. (Abgeordneter Hack: Ich
bitte zur Gcschäftsurdnnng ums Wort!) Dann be¬
mühen Sie sich nach vorn an das Rednerpult.

Abgeordneter Hack: Ich möchte feststellen,daß ><H
auch gestern schon eine Rüge bekommenhabe, weil ich
von hier oben eine Bemcrtuug gemacht habe. (Zuruf
von rechts: Mit Recht!) Nach Ihrer Auffassung mit
Recht, nicht aber nach der Geschäftsordnung. Ich bitte
den Herrn Vorsitzenden,mir zu sagen, wo in der Ge¬
schäftsordnung steht, daß ich von da oben wenig"'
eine Bemerkung macheu darf llls von da unten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich glaube, das ergibt
sich von selbst aus dem Begriff des geschäftsführcndeu
Bureaus.

Das Wort wird weiter nicht gewünscht. Dann habe
ich dem Herrn Oberpräsidenten als Regicrungs-
tummissar mitzuteilen, daß die Verhandlungen des
Hauses zu Eude geführt sind.

Oberpräsident Dr. Fuchs: Meine Damen u»°
Herren! Wenn ich auf Ihre Tagung zurückblicke, l"
erkenne ich an erster Stelle die Verabschiedungdes anw
dieses Mal wieder von der Provinzialverwaltuna >nn
besonderer Sorgfalt aufgestellten Provinzialhaushalts,
der der Provinz die Unterlage bietet für die Erfüllung
ihrer wirtschaftliche», sozialen und kulturellen Auf¬
gaben. Ich begrüße es freudig, daß dieser Etat keine
Steigerung des zur Erhebung gelangenden Prozent'
satzes der Reichsstcuerüberweisungen in sich schließ,
wenn auch die Umlagesumme an sich etwas gestiegen
ist. In einer Zeit, in der alles nach dem Abbau der
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öffentlichen Lasten ruft, darf die Provinz nicht mit
dem Beispiel des Gegenteils vorangehen.

In Ihre Verhandlungen hat auch die Politik hin-
eingespielt. Es wurde die Frage laut, ob sich das
Staatsschiff wohl auf rechter Fahrt befinde, wenn die
Vielheit und teilweise Gegensätzlichkeitzentraler Ge¬
walten die Möglichkeit praktischen Norwnrtskommens
hemme. Ich teile diese Sorge, deren Berechtigung nicht
ganz von der Hand zu weiseu ist. Auch mir will es oft
scheinen,als wenn in dem erwähnten Umstände eine
der Ursachen zu suchen sei, daß die Klagen über die
Zurücksetzung der rheinischen Interessen nicht ver¬
stummen wollen. Es geht eine gewisseVerdrossenheit
durch das Land über Maßnahmen, die man mit der
Bedeutung der Rheinprovinz nicht in Einklang brin¬
gen kann. Diese Bedeutung liegt nicht etwa allein in
dem Werte unserer hochentwickeltenBevölkerung, der
Früchte und Schätze unseres Bodens, sondern auch, und
zwar nicht zuletzt, in deu Opfern, die wir in den ver-
llmigeiien schweren Jahren als deutsche Grenzwacht
bringen mußten und auch gerne gebracht haben.
Alles dieses haben wir nicht für Geld ge¬
tan. Wir tonnen auch nicht eine restlose Abgeltung der
Schäden erwarten, die wir zwangsläufig, uuserer Lage
und den Ereignissen entsprechend, zn übernehmen
hatten. Aber Sie, meine Damen und Herren, ver¬
langen eine kräftigere Stiirkuug der rheiuischen Wirt¬
schaft und ferner für die Betreuung der Kommunal-
uerbände die Anwendung gerechter Maßstäbe bei der
Verteilung der allgemeinen Staatsmittel.

Ich freue mich, feststellenzn können, daß in bczug
auf die Gründung einer Ruhrprovinz bei diesem Hohen
banse nur eiue Meinung besteht. Sie lehnt in Ueber¬
einklang mit der — ich kann Wohl sagen — gesamten

^rheinischenBevölkerung die Ruhrproviuz ab, da ihre
Errichtung den glücklichen inneren Ausgleich innerhalb
unserer Provinz zerstören uud statt dessen zwei feind-
uche Rachbarn an die Stelle setzen würde.

Meine Damen uud Herren! Kein Einsichtiger wird
uns das Vorbringen unserer Sorgen verübeln. Es ist
°les für uns sogar eine Pflicht, die unserer Liebe zum
"eich und zu Preußeu entspringt. Natürlich müssen
unsere Klagen auch mit fester Hoffnung und mit dem
Gefühle des Zutrauens zum Staate gepaart sein. Wir
°urfen nicht vergessen, daß seit dem Umbau unseres
Unterlandes noch keine neun Jahre verflossensind und
l>aß die Zeit der Zuckungen uud des Einspieleus der
"euen Kräfte auf allen Gebieten des staatlichen Lebens
"°<h nicht vorbei ist. Erst die weitere wirisch aft-
^e Erstarkung Deutschlands, die befriedigende

Lösung des Arbeitslosenproblems wird dieser Periode,
die wir nun einmal zu durchleben berufen sind, das
ersehnte Ziel setzen. Bis dahin muß jeder an seine m
Platze mitarbeiten ohne in die Absichtendes anderen
von vornherein Mißtrauen zu setze». Wenn ich es als
meine Aufgabe ansehe, auf diese Pflicht bei jeder Ge¬
legenheit hinzuweisen, so geschieht es in der Erkennt¬
nis, daß Deutschland nur daun wieder bessere Zeiten
sehen wird, wenn eine kräftige Vertretung
eigener Interessen, sowohl des einzelnen wie
der öffentlichenVerbände, Hand in Hand geht mit der
Liebe zum Vaterlande, dem Glauben an seinen weiteren
Aufstieg und mit der Hoffnung, daß jeder einzelne von
uns den Beginn einer glücklicherenZeitspanne mög¬
lichst noch selbst erlebt.

Mit diesem Wunsche erkläre ich namens der Staats¬
regierung den 73. Rheinischen Provinziallandtag für
geschlossen.(Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort wünscht
noch Herr Abgeordneter Maus.

Abgeordneter M aus: Namens der Fraktionen
der Zeutrmnspartei, der Arbeitsgemeinschaft nnd der
WirtschaftlichenVereinigung habe ich Ihnen, sehr ver¬
ehrter Herr Vorsitzender, unseren aufrichtigsten und
herzlichsten Dank für die unparteiische und korrekte
Führung der Geschäfteauszusprechen.

Ich benutze die Gelegenheit, auch an dieser Stelle
Ihnen in Ihrer Eigenschaftals Oberbürgermeister der
Stadt Duisburg aufrichtigstenDank zu sagen, daß Sie
gestern dem Provinzinllandtage Gelegenheit gegeben
haben, die hervorragenden Hafenanlagen Ihrer Stadt
zu besichtigen, und uns auch durch einen geselligen
Abend erfreuten.

Ich bitte Sie, unseren Dank auch den Herren stell¬
vertretenden Vorsitzenden und den Herren Schrift¬
führern zu übermitteln,

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich danke Ihnen für
die Freundlichkeit. Ich erfülle gerne die Pflicht, meinen
Stellvertretern im Vorsitz und den Herren Schrift¬
führern für ihre mühevolle Arbeit den verbindlichsten
Dank zu sagen.

Ich glaube, ich spreche aber auch in Ihrer aller
Sinne, wenn ich namentlich auch dem Landtagsburcau
und dem Steuographenbureau für ihre ausgezeichnete
Vorarbeit uud ihre ausgezeichueteu Dienstleistungen
hier verbindlichst danke. (Lebhaftes Bravo!)

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 1 Uhr.)
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